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    Zur Diskussion gestellt


    Das Phänomen »Populismus«: Ursachen und Gegenrezepte


    Der Brexit, die Wahl Donald Trumps, die Zugewinne des Front National in Frankreich, der AfD in Deutschland und Geert Wilders in den Niederlanden: Der Populismus erlebt derzeit einen Höhenflug. Was sind die Ursachen und die Effekte dieser Erfolgswellen? Nach Ansicht von Norbert Berthold, Universität Würzburg, spricht einiges dafür, dass die Globalisierung populistische Entwicklungen begünstigt. Wichtiger scheinen allerdings der technische Fortschritt, da er die einfache Arbeit benachteilige, und die Migrationsströme in reiche Länder zu sein. Zudem spielen auch kulturelle Elemente, Informationslücken, Vorurteile und Stereotypen eine wichtige Rolle. Adalbert Winkler, Frankfurt School of Finance & Management, sieht unter anderem die Ursachen für das Erstarken populistischer Strömungen darin, dass die Finanz-, Euro- und Flüchtlingskrise die Zahl der Menschen, die abgehängt sind oder sich abgehängt fühlen, erheblich haben steigen lassen und die etablierten Parteien überfordert sind, diese Krisen zu bekämpfen. Sascha O. Becker, Thiemo Fetzer und Dennis Novy, University of Warwick, kommen nach der Analyse von Daten aus 380 Landkreisen Großbritanniens zu dem Schluss, dass Faktoren, wie Demographie, Bildung und Wirtschaftsstruktur, einen deutlich größeren Einfluss auf die Brexit-Entscheidung der britischen Wähler hatten als Faktoren, die eine direkte Verbindung zur EU beinhalten. Für Marianne Kneuer, Universität Hildesheim, waren die Krisen sicher ein trigger, aber nicht die Ursache für das derzeitige Phänomen von Populismus. Hier seien tieferliegende strukturelle Gründe verantwortlich: zum einen die wirtschaftlichen Unsicherheiten, wie wachsende Ungleichheit, das Gefühl, ein Globalisierungsverlierer zu sein, Angst vor sozialem Abstieg, zum andern politische Gründe, da die repräsentative Demokratie in einer tiefen Vertrauenskrise stecke und Populisten von den funktionalen Defiziten, die in den Parteien und den Parteienlandschaften über die Jahre Eingang gefunden haben, profitieren. Nikolaus Kowall, Forschungsinstitut für gesellschaftliche Weiterentwicklung, Düsseldorf, ist der Meinung, dass die Reallokation von Ressourcen im Rahmen der Globalisierung staatliche Handlungsräume limitiere. Der Verlust staatlicher Souveränität habe mit dem Rechtspopulismus eine antimoderne politische Strömung auf den Plan gerufen, die das Primat der Politik explizit auf nationaler Ebene restaurieren möchte. Eine Antwort für Europa läge in einer verstärkten Integration Europas bei gleichzeitigem Stopp politischer Maßnahmen zur weiteren Integration der EU in den Weltmarkt.


    Kommentar


    Trumps Steuerpläne



    Johannes Becker und Joachim Englisch


    Johannes Becker und Joachim Englisch, Universität Münster, zeigen in ihrem Kommentar, dass die Steuerreformpläne von Donald Trump zu einer spürbaren Entlastung aller Steuerzahler, aber vor allem bei eigentümergeführten Unternehmen und Erben führen werden. Die Wachstumseffekte der Reform werden allerdings, gemessen an den eingesetzten Mitteln, voraussichtlich eher schwach ausfallen. Die starken Steuersatzsenkungen lassen eine Verschärfung des Steuerwettbewerbs befürchten.


    Forschungsergebnisse


    Gibt es Schelte für Bundestagsabgeordnete, die nicht mit ihrer eigenen Partei stimmen?



    Björn Kauder und Niklas Potrafke


    Werden Bundestagsabgeordnete von ihren Parteien abgestraft, wenn sie in namentlichen Abstimmungen im Bundestag nicht mit ihrer Partei stimmen? Betrachtet wurden alle 218 namentlichen Abstimmungen in der Legislaturperiode 2009–2013 für 257 über die Liste in den Bundestag eingezogene Abgeordnete. Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen nicht, dass die Parteien Bundestagsabgeordnete für das Abweichen von der Parteilinie bei erneuten Nominierungen abgestraft haben.


    Daten und Prognosen


    ifo Konjunkturprognose 2017/2018: Deutsche Wirtschaft stark und stabil



    Timo Wollmershäuser, Wolfgang Nierhaus, Nikolay Hristov, Dorine Boumans, Marcell Göttert, Christian Grimme, Stefan Lauterbacher, Robert Lehmann, Wolfgang Meister, Andreas Peichl, Magnus Reif, Felix Schröter, Tobias Schuler, Marc Stöckli, Klaus Wohlrabe, Anna Wolf und Christoph Zeiner


    Der Aufschwung, in dem sich die deutsche Wirtschaft seit nunmehr 2013 befindet, gewinnt an Stärke und Breite. Das ifo Institut rechnet mit einem Zuwachs des realen Bruttoinlandsprodukts von 1,8% im laufenden und 2,0% im kommenden Jahr. Wie schon in den vergangenen Jahren wird die konjunkturelle Entwicklung von der weiter lebhaften Konsumnachfrage der privaten Haushalte und der regen Bautätigkeit bestimmt. Einen zunehmenden Beitrag zum Aufschwung werden die Exporte leisten.


    Jedes fünfte Unternehmen hat bereits Geflüchtete beschäftigt



    Anita Jacob-Puchalska


    Das ifo Institut befragt im Auftrag und in Kooperation mit Randstad Deutschland vierteljährlich mehr als 1000Personalleiter nach der Anwendung verschiedener Flexibilisierungsinstrumenten. Zudem wurden die Unternehmen im ersten Quartal 2017 nach ihren Erfahrungen mit Geflüchteten befragt. Da eine ähnliche Frage bereits ein Jahr zuvor gestellt wurde, können nun erste Entwicklungen aufgezeigt werden. So hat sich der Anteil der Unternehmen, die Geflüchtete beschäftigt haben, innerhalb eines Jahres verdreifacht.


    Merkantilismus im Gewand des Freihandels? Evidenz aus einer Expertenbefragung



    Dorine Boumans, Martin Braml, Gabriel Felbermayr und Federico Rogai


    Im ersten Quartal 2017 wurde beim ifo World Economic Survey die Sonderfrage nach den Wirkungen des Freihandels auf das Land, in dem der befragte Experte ansässig ist, gestellt. Knapp drei Viertel der befragten Experten bewerten den Freihandel als positiv; gerade einmal 15% halten ihn für negativ. Die positive Einschätzung wird dann wahrscheinlicher, wenn das Land des befragten Experten einen Handelsbilanzüberschuss hat, und weniger wahrscheinlich, wenn das Gegenteil der Fall ist.


    ifo Migrationsmonitor: Asylantrag abgelehnt. Und dann? Abschiebungen und freiwillige Rückkehr



    Yvonne Giesing und Carla Rhode


    Sowohl die Zahl der gestellten Asylanträge wie auch die Zahl der abgelehnten Asylanträge sind im Zeitraum von 2008 bis 2016 stark gestiegen. Dadurch ist das Asylverfahren überlastet, was zu langen Bearbeitungsdauern führt. Was geschieht, nachdem ein Asylantrag abgelehnt wurde und der Asylsuchende kein Aufenthalts- oder Bleiberecht erhält? Der Artikel bietet Einblicke in Duldungen, Abschiebeverfahren und die freiwillige Rückkehr.


    Starker Jahresauftakt: Investitionen und Leasing wachsen deutlich



    Magnus Reif und Arno Städtler


    Der Investitionsindikator, den das ifo Institut und der Bundesverband Deutscher Leasing-Unternehmen gemeinsam ermitteln, signalisiert für das Jahr 2017 einen schwachen Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen von real 0,8% und nominal gut 2%, nach einem Anstieg um 2,1% im Vorjahr. In Anbetracht der noch immer guten Konjunktur in Deutschland und des niedrigen Zinsniveaus ist die Investitionsentwicklung für 2017 im historischen Vergleich wenig dynamisch.


    Im Blickpunkt


    ifo Architektenumfrage: Architekten mit Aufträgen gut versorgt



    Erich Gluch


    Nach den Ergebnissen der vierteljährlichen Umfrage des ifo Instituts bei den freischaffenden Architekten ist das Geschäftsklima zu Beginn des zweiten Quartals 2017 nicht mehr ganz so freundlich wie vor einem Vierteljahr. Die Veränderungen sind allerdings nur geringfügig. Die Architekten beurteilten ihre aktuelle Geschäftslage weiterhin überwiegend als zufriedenstellend, aber nicht mehr ganz so viele Befragungsteilnehmer rechnen mit einer Verbesserung ihrer Geschäftsentwicklung im Verlauf der nächsten sechs Monate.
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    Strukturwandel, Migration und Kultur: Was erklärt linken und rechten Populismus?


    »We shall see whether the generous (Nordic) welfare state can really survive in a heterogeneous society.« (A.Alesina und E. Glaeser 2004)


    Das Pendel schlägt zurück. Die Finanzkrise war eine Zäsur. Vorbei scheint die Zeit weltweit offener Märkte. Die Globalisierung ist auf dem Rückzug. Wirtschaftlich »Abgehängte« und wohlhabende Wutbürger blasen zum Kampf gegen offenere Güter- und Faktormärkte. Sie erhalten höchsten Beistand von oben. Marktwirtschaften töten, tönt es aus dem Vatikan. Nicht der staatliche Leviathan, die gierigen Märkte sollen gezähmt werden. Marktwidrige Politiken sind wieder en vogue. Staatliche Intervention und wuchernder Protektionismus haben Konjunktur. Populistische Parteien am linken und rechten Rand sprießen wie Pilze aus dem Boden. Das Virus der staatlichen Allmacht verbreitet sich rasend schnell. Es infiziert immer öfter auch traditionelle Parteien der »linken und rechten« Mitte. Die wirtschaftliche Freiheit bleibt auf der Strecke.


    Sterbender Industriesektor


    Für viele Ökonomen ist die Sache klar. Es sind die wirtschaftlich »Abgehängten«, die populistischen Parteien auf den Leim gehen. Weltweit offene Märkte beschleunigen einen doppelten strukturellen Wandel. Betroffen ist vor allem der industrielle Sektor. Er steht unter wettbewerblichem Druck aufstrebender Länder. Zuerst verlieren Arbeitnehmer mit einfacher Qualifikation. Ihre Arbeitsplätze werden massenhaft ins kostengünstigere Ausland verlagert. Unter dieser Entwicklung leiden vor allem Männer. Sie sind es, die primär im industriellen Sektor beschäftigt sind. Dieser interindustrielle Wandel hat aber nicht nur mit offenen Märkten zu tun. Er wird auch stark von der fortschreitenden Automatisierung auf Trab gehalten. Vor allem einfache Arbeit wird durch Kapital ersetzt.


    Der strukturelle Wandel krempelt auch die Struktur der Qualifikationen um. Die um sich greifende Digitalisierung meint es nicht gut mit bestimmten Tätigkeiten. Vor allem routinemäßige Aktivitäten haben einen schlechten Stand. Sie sind leichter durch Kapital zu substituieren und in kostengünstigere Länder zu verlagern. Von dieser Sorte an Tätigkeiten hat der industrielle Sektor eine ganze Menge. Sie reichen bis weit hinein in die Mittelschicht der Facharbeiter. Verstärkt nachgefragt werden allerdings nicht-routinemäßige Qualifikationen, egal ob kognitiv oder manuell. Sie werden vor allem in den stärker wissensbasierten Sektoren angeboten, aber auch im Bereich der stärker personenbezogenen Dienstleistungen. Dorthin wollen aber die männlichen Industriearbeiter nicht (vgl. Stevenson2016).


    Der »doppelte« strukturelle Wandel produziert Gewinner und Verlierer. Auf der Verliererseite finden sich viele männliche Arbeitnehmer, die bisher im industriellen Sektor beschäftigt waren. Sie sind oft weniger gut qualifiziert. In den USA sind sie vor allem weiß. Die industriellen Cluster tragen dazu bei, dass sich die »Abgehängten« regional konzentrieren. Die Wahlergebnisse für Donald Trump und die Abstimmungsergebnisse zum Brexit scheinen dieses regionale Muster zu bestätigen. Störend bei diesem Befund ist allerdings, dass den Verlusten an Arbeitsplätzen im industriellen Sektor noch größere Gewinne im Dienstleistungssektor gegenüberstehen. Frauen sind die Gewinner des Aufschwungs der Dienstleistungen. Dagegen nutzen Männer, die ihren industriellen Arbeitsplatz verlieren, die Chancen des Strukturwandels bisher kaum.


    Wachsende Flüchtlingsströme


    Wie es um die Globalisierung steht, erkennt man nicht nur daran, wie offen Güter-, Dienstleistungs- und Kapitalmärkte weltweit sind. Dass es ihr gegenwärtig nicht gut geht, zeigt sich auch an den politischen Aktivitäten, Arbeitsmärkte protektionistisch gegen Zuwanderung abzuschirmen. Der Widerstand gegen Einwanderung ist ein zentrales Element vieler Programme populistischer Parteien. Für die Rechts-Populisten ist Einwanderung ein rotes Tuch. Links-Populisten, wie Podemos, Syriza oder die Fünf-Sterne-Bewegung, sind nicht grundsätzlich gegen Zuwanderung. Allerdings verteufeln griechische und spanische linke Populisten die Globalisierung. Sie haben wohl nicht verstanden, dass offene Güter- und Faktormärkte für einfache Arbeit substitutiv sind (vgl. Berthold 2016a).


    Die weltweite Migration ist eine wichtige Wohlstandsmaschine. Alle beteiligten Länder stellen sich besser. Allerdings produziert die Immigration einfacher Arbeit auch Verlierer: Geringqualifizierte einheimische Arbeitnehmer. Das gilt kurzfristig selbst dann, wenn die Zuwanderung in Arbeit stattfindet. Mit der Einwanderung steigt das Arbeitsangebot. Es entsteht ein Druck auf die Löhne. Verhindern Mindestlöhne das, droht der Verlust von Arbeitsplätzen. Immigration verteilt zugunsten knapper inländischer Faktoren um. Vor allem Real- und Humankapital gewinnen. Die Anreize nehmen zu, in beide zu investieren. Das bekommt auch der Nachfrage nach einfacher Arbeit. Höhere Löhne für einfache Arbeit und mehr Arbeitsplätze für Geringqualifizierte sind die Folge. Trotz dieser positiven Zweitrundeneffekte zählt einfache Arbeit zu den Verlierern (vgl. Berthold 2016b).


    Der Import arbeitsintensiv produzierter Güter wirkt wie die Zuwanderung wenig qualifizierter Arbeit. Die Einkommen einheimischer Geringqualifizierter geraten mit der Einwanderung verstärkt unter Druck. Tatsächlich kommt es aber selbst in der kurzen Frist nicht ganz so schlimm. Einerseits übernehmen Zuwanderer oft Tätigkeiten, die inländische Arbeitnehmer nicht erledigen wollen. Andererseits übt die Immigration einen Druck auf einheimische Geringqualifizierte aus, verstärkt in ihr Humankapital zu investieren. Schließlich konkurrieren die Zuwanderer weniger mit »eingeborenen« Einheimischen, sondern vor allem mit der »1. Generation« von Zuwanderern. Trotzdem: Geringqualifizierte sind anfälliger für protektionistische Verheißungen der Populisten aller Parteien.


    Horizontale Gleichheit


    Es ist ökonomisch ein alter Hut: Globalisierung produziert Gewinner und Verlierer. Erst wenn die Gewinner die Verlierer entschädigen (Kaldor-Hicks) können und sich trotzdem besser stellen als zuvor, sind offene Märkte für ein Land per saldo wohlfahrtssteigernd. Werden die Verlierer der Globalisierung nicht (ausreichend) entschädigt, wenden sie sich gegen das institutionelle Arrangement offener Märkte. Populisten nutzen diese verteilungspolitisch weiche Stelle der Globalisierung. Trotzdem sind die ökonomischen Erklärungen über Strukturwandel und Immigration unbefriedigend. Der strukturelle Wandel hat in den meisten Ländern den Zenit längst überschritten. Nicht so in Deutschland. Die Arbeitslosigkeit geht zurück. Das wirtschaftliche Wachstum erholt sich. Die Polarisierung hilft auch unteren Einkommensschichten. Warum also jetzt so viel Populismus?


    Möglicherweise hat die wachsende Migration das Fass zum Überlaufen gebracht. Internationaler Handel ist personenfern. Es werden Güter getauscht. Das ist bei Migration anders. Es kommen Menschen mit eigenen Vorstellungen. Diese sind auch durch kulturelle Erfahrungen geprägt. Nicht immer passen sie mit denen der Einheimischen zusammen. Manchmal konvergieren sie nie. Das ist aber notwendig, wenn eine Gesellschaft funktionieren soll. Ein wichtiger Kitt ist das Sozialkapital. Es entsteht durch gegenseitiges Vertrauen. Das ist in homogenen Gesellschaften mit ähnlichem kulturellem Hintergrund leichter aufzubauen. Mit der massenhaften Zuwanderung werden Gesellschaften heterogener. Da es an Vertrauen fehlt, geht dort seit einiger Zeit die Angst um, dass Zuwanderung das Sozialkapital erodiert und die Gesellschaft destabilisiert (vgl. Berthold2016c).


    Und noch etwas spricht dafür, dass kulturelle Faktoren eine wichtige Rolle spielen: Die steigende horizontale Gleichheit. Die amerikanische Ökonomin Nora Lustig hat es so ausgedrückt: »More equality in three dimen­sions may be feeding a greater sense of unfairness, indignation, and impotence than the increase in income and wealth inequality: the rise of an African-American elite, the empowerment of women, and the legitimation of the gay community’s right to be treated as equals by the law.« (Lustig 2016) Die Zahl der Menschen wächst, die liberale Werte, wie Offenheit für Zuwanderung, Toleranz gegenüber anderen Religionen und Minderheiten oder Gleichberechtigung von Frauen, ablehnen. Das können wirtschaftlich »Abgehängte« sein oder auch Menschen, deren Werte- und Ordnungsvorstellungen in den letzten Jahrzehnten gesellschaftlich an den Rand gedrängt wurden. Die Zerrissenheit der Gesellschaft liegt somit tiefer. Bisher schlummerte sie an den Stammtischen. Die Flüchtlingskrise bietet ihr nun eine Plattform und bringt die Differenzen zum Vorschein.


    Zentralistische Tendenzen


    Die Unterstützer populistischer Parteien eint noch etwas: Sie lehnen allesamt das politische Establishment ab. Das gilt für rechte wie linke Populisten, zumindest in den reichen Ländern des Westens. In den USA zeigte es sich in der für viele überraschenden Wahl von Donald Trump zum amerikanischen Präsidenten. Viele Wähler aus allen Schichten einte die Abneigung gegen das »korrupte« Washington. Dieses Phänomen ist aber auch in Großbritannien seit langem zu beobachten. Mit dem Brexit wollten sich viele Briten von den Fesseln eines zentralistischen, ihrer Meinung nach nicht demokratischen Brüssels befreien (vgl. Berthold 2016d). Offensichtlich fühlen sich immer mehr Wähler mit ihren Sorgen und Nöten nicht mehr von den zentral agierenden, traditionellen Parteien repräsentiert. Die Politik ist oft viel zu weit weg von den Bürgern.


    An dieser Entwicklung ist die Globalisierung nicht ganz unschuldig. Sie hat mit dazu beigetragen, dass zwar die Wohlstandsunterschiede zwischen den Ländern weltweit gesunken sind. Die Kehrseite der Medaille ist allerdings, dass die materiellen Unterschiede in den Ländern eher größer geworden sind. Das gilt auch für die EU. Mit der Osterweiterung wurde sie noch heterogener. Die wachsende Heterogenität in den Ländern zeigt sich aber auch an den Präferenzen der Bürger. Mit steigendem Wohlstand werden die individuellen Vorstellungen bunter. In einer offeneren, wohlhabenderen Welt lassen sich nicht nur die unterschiedlichen Vorlieben der Menschen besser ausleben. Es wird auch offenkundig, dass die Individuen unterschiedliche institutionelle Arrangements präferieren. Die massenhafte Zuwanderung verstärkt die gesellschaftliche Heterogenität.


    Die Politik reagiert auf die heterogene Entwicklung falsch. Sie agiert immer öfter zentralistisch. Es ist unbestritten, dass es schwieriger wird, die heterogenen Präferenzen der Bürger unter einen Hut zu bringen. Wer allerdings auf größere Heterogenität mit Harmonisierung und Zentralisierung reagiert, handelt grundverkehrt. Er nimmt die Präferenzen der Bürger nicht ernst. Kein Wunder, dass sich die Wähler gegen das politische Establishment wenden. Eine adäquate Antwort ist mehr ökonomische und politische Autonomie der Regionen. Wettbewerblicher Föderalismus ist ein erster Schritt (vgl. Berthold 2012). Die Regionen müssen mehr Freiräume bei Aufgaben, Ausgaben und Einnahmen erhalten. Kompetenzen müssen klar zwischen Regionen und Zentralstaat verteilt werden. Viele Aufgaben sind zu dezentralisieren. Die jüngste Neuregelung der Bund-Länder-Finanzen geht in die völlig falsche Richtung (vgl. Ragnitz 2016). Deutschland ist auf dem Holzweg der Zentralisierung.


    Fazit


    Der Populismus verbreitet sich wie ein Lauffeuer. Es spricht einiges dafür, dass die Globalisierung populistische Entwicklungen begünstigt. Wichtiger scheint allerdings der technische Fortschritt. Er meint es nicht gut mit einfacher Arbeit. Das Fass zum Überlaufen bringen aber die Migrationsströme in reiche Länder. Die Ökonomie erklärt aber nicht alles. Kulturelle Elemente, Informationslücken, Vorurteile und Stereotypen spielen eine wichtige Rolle. Die Politik hat lange Vorstellungen einer größeren horizontalen Gleichheit installiert. Nun schlägt das Pendel zurück. Die populistische Bewegung ist der Auftakt eines »Kulturkampfes« gegen den vermeintlichen Wertewandel. An der Front sind nicht nur »Abgehängte«. Breite Schichten der Bevölkerung machen ebenfalls mit. Dabei kämpfen die Wutbürger auch gegen ein intransparentes politisches System, das immer öfter zentralistisch agiert und heterogene Präferenzen der Bürger beiseiteschiebt. Kein Wunder, dass sich immer mehr Wähler von den traditionellen Parteien abwenden.
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    Politikfähigkeit wieder herstellen


    15 Punkte zu Populismus: Ursachen und Gegenrezepte2


    1. Der Nährboden des Populismus ist eine auseinanderfallende Gesellschaft. In einer Gesellschaft, in der sich breite Teile der Bevölkerung als nicht mehr zugehörig empfinden, können Populisten ihre »Wir« gegen »die«, »Volk« gegen »Eliten« Argumentation erfolgreich anwenden.


    2. Der fehlende Zusammenhalt einer Gesellschaft ist das Ergebnis ökonomischer und sozio-kultureller Entwicklungen, die die Eliten in Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Medien entweder bewusst herbeigeführt oder nicht energisch genug bekämpft haben. Der Aufstieg des Populismus spiegelt daher ein Versagen der Eliten wider.


    3. Die Debatte, ob der Aufstieg des Populismus auf überwiegend ökonomischen oder überwiegend sozio-kulturellen Faktoren beruht, ist nicht zielführend, weil beide Faktoren zu eng miteinander verknüpft sind. Arbeitslosigkeit und stagnierende Realeinkommen erschweren es, am sozio-kulturellen Wandel teilzunehmen, der wiederum immer auch ökonomische Gewinner und Verlierer produziert. Zum Beispiel haben es Männer im Vergleich zu den 1950er Jahren (when America was great) heute schwerer, sich auf dem Arbeitsmarkt zu behaupten, weil sie nun nicht nur (vor allem) untereinander um Stellen konkurrieren, sondern auch mit (mehr) Frauen.


    4. Nach 1945 wurde der Zusammenhalt westlicher Gesellschaften zunächst durch die ökonomische Fokussierung von Mitte-Links-Parteien und die sozio-kulturelle Orientierung von Mitte-Rechts-Parteien gesichert. Die politische Linke betrachtete es als ihr Ziel, Menschen mit niedrigen Einkommen im politischen System zu vertreten. Umgekehrt stand die politische Rechte für ein konservatives Gesellschaftsbild und sorgte so dafür, dass Menschen mit traditionellen Werten zu Nation, Religion und Familie eine politische Heimat haben und sich im System vertreten fühlen.


    5. Diese stabilisierende Konstellation wurde durch eine ökonomische und sozio-kulturelle Ordnung gesichert, in deren Mittelpunkt der Nationalstaat stand. Die nationale Regierung, kontrolliert von Parlament und Wähler, war für die ökonomische Entwicklung im Land uneingeschränkt verantwortlich, weil sie nationale Wirtschaftspolitik betreiben konnte. Dies war möglich, weil statt globalen Finanzmärkten mit – in Europa – einheitlicher Währung das Bretton-Woods-System herrschte, das den internationalen Kapitalverkehr stark reglementierte und auf festen, aber im Konsens der Staaten anpassungsfähigen Wechselkursen beruhte. Zudem gab es Zölle und den Wettbewerb beschränkende Regulierungen sowie geschlossene Grenzen. Auch kulturell setzte die Nation die Maßstäbe. Der Nationalstaat bestimmte inwieweit kulturelle Eigenheiten (der heilige Sonntag, nationale Kulturgüter (Film, Sport etc.)) geschützt wurden, auch vor ökonomischen Zwängen.


    6. In den 1970er Jahren geriet dieses stabile Gleichgewicht unter Druck. Vollbeschäftigungs- und Umverteilungspolitik gingen immer weniger mit Wachstum und dafür zunehmend mit (steigender) Inflation einher. Stagnation und Rezession führten zu Massenarbeitslosigkeit und damit einer ökonomischen Abspaltung vergleichsweise großer Teile der Bevölkerung. Politisch entstanden neue Bewegungen, die explizit das Ziel verfolgten, den sozio-kulturellen Wandel voranzutreiben.


    7. In den 1980er und 1990er Jahren wurde das auf den politikfähigen Nationalstaat setzende Modell von einem Laissez-faire-Regime abgelöst, das auf Liberalisierung, Deregulierung und Globalisierung setzt.3 Marktergebnisse wurden immer weniger hinterfragt, weil sie als effizient gelten und gerade frei von Einflüssen der nationalen Regierungen sind. Umverteilung galt als leistungsfeindlich, keynesianische Makropolitik als purer Inflationstreiber. Ähnliche Entwicklungen gab es auf sozio-kulturellem Gebiet. Subventionen, Regulierungen und Privilegien, die die sozio-kulturellen Besonderheiten eines Landes schützten, z.B. den heiligen Sonntag als arbeitsfreien Tag, oder Regelungen, die den Einsatz ausländischer Spieler im Profifußball begrenzten, wurden in einer sich globalisierenden Wirtschaft zunehmend zu Anachronismen. Der Pass verlor im eigenen Land an ökonomischer Bedeutung.


    8. In dem Glauben, dass Märkte und Regeln (»Ordnung«) ausreichen, um Gesellschaften zusammenzuhalten, wurde darauf verzichtet, die Gestaltungsmöglichkeiten des Nationalstaates auf eine supranationale Ebene zu übertragen. Die globalisierte Wirtschaft wird nicht von Politik, sondern von Regeln beherrscht, deren Design fast ausschließlich von der Marktlogik bestimmt wird. Rücksicht auf ökonomische oder sozio-kulturelle Belange einzelner Gruppen kann und soll gerade nicht genommen werden. Folglich gibt es auf europäischer und globaler Ebene für zentrale ökonomische und sozio-kulturelle Fragestellungen keine handlungsfähige politische Instanz, die in der Lage ist, von Bürgern in diesen Bereichen angemahnte Fehlentwicklungen zu korrigieren. Dies wurde in den letzten 30 Jahren zu einem immer größer werdenden Problem, weil die Globalisierung selbst eine wichtige Triebfeder ökonomischer und sozio-kultureller Ungleichheit ist.


    9. Der Verlust an Politikfähigkeit wurde in Europa besonders deutlich. Schon lange artikulieren Wähler in Europa ihre Unzufriedenheit mit den ökonomischen und sozio-kulturellen Verhältnissen. Doch die nationalen Regierungen können das Bedürfnis nach Veränderung nicht umsetzen, wenn es mit den Regeln unvereinbar ist, die die EU zusammenhalten. Umgekehrt gibt es auf EU-Ebene keine legitimierte und durchsetzungsfähige politische Instanz, an die die Wähler sich wenden können, um ihrem Wunsch nach Veränderungen Ausdruck zu verleihen. So entsteht der Eindruck, dass Demokratie und Wahlen sinnlos sind, weil die „Elite“ mit Verweis auf einzuhaltende Regeln ohnehin weitermacht wie bisher (vgl. Gros 2017).


    10. Die zunehmende Entpolitisierung wichtiger Fragen hat mit dazu beigetragen, dass die Markenkerne der großen Parteien ausgehöhlt wurden. Mitte-Links-Regierungen mussten seit den 1980er Jahren regelmäßig feststellen, dass nationale Wirtschaftspolitik unter den Bedingungen der Globalisierung scheitert, weil makroökonomische und umverteilende Eingriffe eines Staates Verlagerungen von Kapital, Produktion und Arbeit in jene Länder auslösen, die auf entsprechende Maßnahmen verzichten. Daraus zogen sie die Konsequenz, ökonomische Ungleichheiten immer weniger zu thematisieren, weil man sie – wenn an der Regierung – kaum bzw. gar nicht korrigieren kann. So sank die Bedeutung ökonomischer Themen in den Wahlkämpfen westlicher Staaten seit Ende der 1970er Jahre. Gleichzeitig wurden sozio-kulturelle Themen immer wichtiger (vgl. Inglehart und Norris 2016), auch weil die politische Linke nun zum Kampf gegen sozio-kulturelle Faktoren als Ursache ungleicher ökonomischer Verhältnisse aufrief. Zugespitzt formuliert: Dass manche Vorstandsgehälter das Gehalt einer Kassiererin im Supermarkt um mehr als das 100-fache übersteigen, wird in Wahlkämpfen weniger thematisiert als noch vorhandene Unterschiede in der rechtlichen Stellung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften im Vergleich zur Ehe. Als Mitte-Links-Parteien mit diesem Ansatz Wahlen gewannen, schwenkten Mitte-Rechts Parteien auf einen sozio-kulturellen »Modernisierungskurs«. Zugespitzt formuliert entstand der Eindruck, dass es nun wichtiger ist, den Frauenanteil in den Führungsgremien von Großunternehmen zu erhöhen, als Ehe und Familie zu schützen. So wurde aus einer das Gesamtsystem insgesamt stabilisierenden politischen Polarisierung demokratischer Parteien immer mehr ein ökonomisch wie sozio-kultureller Einheitsbrei, in dem jene Wähler nicht mehr vorkommen, die mit der ökonomischen und sozio-kulturellen Entwicklung nicht mithalten können oder wollen.


    11. Populisten nutzen das politische Vakuum, das durch die Entkernung der Marken »links« und »rechts« der Mitte entstanden ist. Dabei stellen sie geschickt die Verbindung zwischen sozio-kulturellen (nationalen) und ökonomischen (sozialen) Themen her, um von den etablierten Parteien vernachlässigte Wähler für sich zu gewinnen.4 Mit einem Anti-Euro-Kurs lassen sich sowohl Menschen gewinnen, die eine nationale Währung als Ausdruck der kulturellen Identität des Landes (»Stabilitätskultur«) für unerlässlich halten, als auch Wähler, die den Euro für ihren ökonomischen Abstieg bzw. für ihre Sorgen um einen solchen Abstieg verantwortlich machen.5 Das gleiche Muster funktioniert in der Flüchtlingsfrage. Die Anti-Flüchtlingsrhetorik der Populisten ist sowohl für Menschen attraktiv, die um die Identität der Nation fürchten, als auch für Menschen, die Flüchtlinge vor allem als Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt bzw. um knappe staatliche Transfers ansehen.


    12. Der Wirtschaftsnationalismus ist konzeptioneller Ausdruck der Verknüpfung ökonomischer mit sozio-kulturellen Themen. Die Rückkehr zum Nationalstaat bietet sowohl ökonomisch wie sozio-kulturell die Möglichkeit, eine »Country-xx-first«-Politik zu betreiben. Konkret geht es darum, dem Pass wieder einen ökonomischen Wert zu verleihen, indem zugunsten der »eigenen Leute«, also den ökonomischen wie sozio-kulturellen Verlierern der Globalisierung, Verteilungsspielräume geschaffen bzw. Knappheitsverhältnisse auf Güter- und Arbeitsmärkten verändert werden. Dazu dienen der Aufbau von Handelsschranken, die Reduzierung von Migration, die Ausbeutung der natürlichen Ressourcen6 sowie die Einschränkung von Frauen- und Minderheitenrechten. Selbst wenn dies mittel- und langfristig Wachstum und Wohlstand hemmt, politisch ist es irrelevant, weil es allein um die aktuelle Besserstellung von »wir« gegenüber »die« geht. Der Wirtschaftsnationalismus stößt erst dann an seine Grenzen, wenn die Verteilungsspielräume ausgeschöpft sind. In der Regel haben Populisten ihre Macht bis dahin aber so sehr gefestigt, dass ein normaler demokratischer Wechsel unmöglich ist: Da »wir« gleich »dem Volk« sind, widerspräche es dem eigenen populistischen Selbstverständnis freiwillig den »Nicht-Patrioten« wieder die Macht zu überlassen.


    13. Populistische Strömungen wurden aber auch dadurch begünstigt , dass die Krisen, mit denen sich westliche Gesellschaften in den vergangenen zehn Jahren auseinanderzusetzen hatten, nur durch Politik, also mit einem aktiven Eingreifen, zu bewältigen waren. Dafür erwies sich das globalisierte, auf Regeln aufbauende System als extrem ungeeignet. So wäre die Eurokrise mit den bewährten nationalen Krisenin­strumenten, also Geld- und Fiskalpolitik, vergleichsweise einfach zu bekämpfen gewesen. Dies war jedoch nicht möglich, weil es für eine entsprechende Fiskalpolitik auf europäischer Ebene weder Instrumente noch eine legitimierte Instanz gab, während der Geldpolitik, als sie endlich ihr Instrumentarium erfolgreich einsetzte, die Legitimität dazu abgesprochen wurde. Die Flüchtlingskrise stellt in dieser Hinsicht das sozio-kulturelle Pendant zur Eurokrise dar. Denn so sehr es ein Problem ist, dass plötzlich 1,5 Mio. Menschen nach Europa flüchten, mindestens genauso schlimm war (und ist) die Unfähigkeit Europas, auf diese Fluchtbewegung gemeinsam und angemessen zu reagieren. Eine europäische Reaktion ist aber unerlässlich, wenn innerhalb Europas nationale Grenzen abgeschafft sind und es damit nur noch eine europäische Grenze gibt.


    14. Zusammenfassend gibt es demnach drei Ursachen für das Erstarken populistischer Strömungen: Erstens haben die etablierten Mitte-Links- und Mitte-Rechts-Parteien im Zuge von Liberalisierung und Globalisierung ihre Markenkerne und damit einen erheblichen Teil ihrer Wähler verloren. Zweitens haben Finanz-, Euro- und Flüchtlingskrise gerade diese Wähler getroffen und die Zahl der Menschen, die abgehängt sind, sich abgehängt fühlen bzw. befürchten, abgehängt zu werden, erheblich steigen lassen. Drittens sind die etablierten Parteien überfordert, diese Krisen zu bekämpfen. Denn während sie nationalstaatlich legitimiert sind zu handeln, können die Krisen im Rahmen des bestehenden globalisierten Systems nur auf europäischer und internationaler Ebene bewältigt werden, auf der jedoch entsprechend legitimierte und mit Befugnissen ausgestattete Instanzen fehlen. Eingezwängt in ein strenges Regelkonzept werden Fehlentwicklungen folglich nur unzureichend oder gar nicht angegangen. Dies stärkt Populisten, weil die Zeit anscheinend für sie arbeitet. Langfristig wollen die Wähler nämlich, dass ihre Probleme zumindest angegangen werden, und wenn es im gegenwärtigen System dazu an Willen oder Fähigkeiten mangelt, suchen sie sich ein neues. Der Brexit ist dafür ein Beispiel: Viele Jahre argumentierten die britischen Populisten, dass die »globalisierte, europäisierte Elite« die Probleme des Volkes weder diskutieren will noch angeht, so dass man zum Nationalstaat zurück muss, um dem »Willen des Volkes« wieder Gehör zu verschaffen. Im Juni 2016 war es dann so weit.


    15. Das wichtigste Rezept gegen den Populismus lautet, Politikfähigkeit wiederherzustellen. Dies bedeutet dreierlei: Erstens müssen die demokratischen Mitte-Links- und Mitte-Rechts-Parteien ihre Markenkerne wiederbeleben, damit sie wieder auf die Wähler zugehen zu können, die derzeit Populisten wählen. Zweitens müssen auf europäischer und internationaler Ebene demokratisch legitimierte Instanzen geschaffen werden, die sich nicht nur an Regeln der Marktlogik halten müssen, sondern auch Politik betreiben können. Nur so macht es für die etablierten Parteien Sinn, zu ihren Markenkernen zurückzukehren, weil diese Markenkerne nicht immer mit der Marktlogik korrespondieren. Drittens müssen die demokratischen Parteien selbst die Rückkehr zum Nationalstaat vorantreiben, wenn sich die zweite Option nicht realisieren lässt. Letztendlich ist es das wichtigste, die Demokratie zu erhalten, auch wenn dies einen Rückschlag für Globalisierung und Integration bedeutet. Denn selbst die größten Vorteile einer regelgebundenen, auf die Marktlogik setzenden Globalisierung und Integration sollten nicht darüber hinweg täuschen: Bei einer Machtübernahme der Populisten werden nicht nur Globalisierung und Integration beendet, sondern auch die freie Marktwirtschaft.
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    Endnoten


    
      
        1 Prof. Dr. Adalbert Winkler ist Professor an der Frankfurt School of Finance & Management.

      


      
        2 Dieser Beitrag knüpft an Winkler (2017) an.

      


      
        3 Vgl. Wolf (2017), der diesen Politikwechsel mit Reagan und Thatcher personalisiert.

      


      
        4 Im französischen Präsidentschaftswahlkampf warb Marine Le Pen mit dem Slogan »Sozial, weil national«, vgl. Hebel (2017).

      


      
        5 Diese Sorgen haben nicht zuletzt deshalb zugenommen, weil auch in der seriösen öffentlichen Diskussion das Schüren von Ängsten immer bedeutsamer wird (vgl. Hensel 2017). Um es am Beispiel der FAZ-Berichterstattung über die EZB-Geldpolitik zu verdeutlichen: Seit Jahren muss der Leser fast wöchentlich Kommentare und Berichte der Wirtschaftsredaktion bzw. Gastbeiträge von Ökonomen zur Kenntnis nehmen, die Untergangsszenarien ((Hyper-)Inflation, Staatsverschuldung, Target-Salden, Weichwährung, Vermögensblasen) in Form hoher Einkommens- und Vermögensverluste heraufbeschwören. Dass in diesem Klima Ängste auch bei denen zunehmen, die von den eigentlichen Krisenfolgen, z.B. Arbeitslosigkeit, gar nicht betroffen sind, ist nicht verwunderlich.

      


      
        6 Vgl. dazu die Erklärung von US-Präsident Trump zum Ausstieg aus dem Pariser Klimaabkommen, https://www.whitehouse.gov/the-press-office/2017/06/01/statement-president-trump-paris-climate-accord.
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    Sascha O. Becker1, Thiemo Fetzer2 und Dennis Novy3


    Was sind die tiefliegenden Faktoren hinter dem Brexit-Referendum?


    In dem Brexit-Referendum am 23. Juni 2016 haben die britischen Wähler mit knapper Mehrheit für den Austritt aus der EU gestimmt. Die Abstimmung markiert einen Wendepunkt in der britischen Geschichte und für die europäische Integration. Der Artikel geht der Frage nach, warum in manchen Teilen Großbritanniens für und in anderen gegen den EU-Austritt gestimmt wurde.


    Die Abstimmung über die EU-Mitgliedschaft Großbritanniens ist ein zentraler Moment in der Geschichte der europäischen Integration. Dass das Ergebnis des Referendums knapp ausfallen würde, wurde erwartet, aber weder die Finanzmärkte noch die Wettbüros hatten mit einem Sieg der »Leave«-Seite gerechnet.


    Viele Beobachter waren überrascht, und das Interesse an der Frage, warum die Wähler für den Brexit stimmten, war und bleibt groß. So sammelten zahlreiche Zeitungen und Blogs unmittelbar nach dem Referendum Daten, um die Zusammenhänge zwischen dem Anteil der »Leave«-Stimmen in Teilen des Vereinigten Königreichs und unterschiedlichen Faktoren – wie etwa der zugrunde liegenden Demographie von Landkreisen – zu analysieren (vgl. Burn-Murdoch 2016). Ebenfalls hervorgehoben wurde, dass die Zustimmung zum Brexit mit individuellen sozioökonomischen Faktoren – wie etwa der Klassenzugehörigkeit – und allgemeinen sozialen Ansichten – wie beispielsweise der Einstellung zur Todesstrafe – korreliert (vgl. Kaufmann2016).


    Auf der Grundlage von regional aufgeschlüsselten Daten, die systematisch in 380 Landkreisen (local authorities) gesammelt wurden, untersuchen wir das EU-Referendum in England, Wales und Schottland (Becker, Fetzer und Novy 2017). Darüber hinaus wurden Daten auf der Ebene von 107 Stadtbezirken innerhalb vier englischer Städte analysiert. Diese Variablen wurden aus verschiedenen Quellen zusammengetragen und können in vier Kategorien aufgeteilt werden.


    
      	Verbindung eines Landkreises zur EU durch Migration von EU-Bürgern, Handel mit der EU und die EU-Strukturförderung;


      	Größen, die die Qualität der öffentlichen Dienstleistungen und die Konsequenzen der Sparpolitik messen;


      	Faktoren, die die Demographie und den Bildungsstand betreffen;


      	Variablen, die die ökonomische Struktur und deren Entwicklung messen.

    


    Abbildung 1 zeigt die Stimmenanteile der »Leave«-Seite in den verschiedenen Landkreisen Großbritanniens (ohne Nordirland und Gibraltar). Einige ländliche Landkreise an der Ostküste Englands stimmten mit über 70% für den Brexit. Gebiete um London und in Schottland stimmten hingegen mit deutlicher Mehrheit für den Verbleib in der EU.


    
      Abb.1


      »Leave«-Anteile (in Prozent) beim EU-Referendum 2016
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      Quelle: Becker, Fetzer und Novy (2017).

    


    Basierend auf unserem Datensatz, ermitteln wir die Faktoren, die das Resultat des Referendums am besten voraussagen. Dazu verwenden wir die Methode des machine learning – eine einfache Methode, die die vorhersagekräftigsten Variablen ermittelt. Natürlich ist dies ein hypothetisches Vorgehen, da die Abstimmung bereits erfolgte. Zudem erlaubt es diese Methode nicht, Kausalitäten zu bestimmen, denn das Wahlergebnis ist offensichtlich multikausal und facettenreich. Mit anderen Worten, unsere Ergebnisse spiegeln ein breites Spektrum von Korrelationsmustern wider. Dennoch kann unsere Analyse eines umfassenden Spektrums sozioökonomischer Merkmale dazu beitragen, zukünftige Forschungsanstrengungen über Kausalbeziehungen zu unterstützen.


    UKIP und »Leave«-Erfolg sind eng miteinander verknüpft


    Unsere Ergebnisse deuten darauf hin, dass das Wahlverhalten bei den Europaparlamentswahlen 2014 fast zu 92% die Unterstützung für die »Leave«-Seite über die 380 Distrikte erklären. Abbildung 2 illustriert, dass insbesondere die Unterstützung für die UK Independence Party (UKIP) wichtig ist: Die geschätzte Regressionsgleichung legt nahe, dass die Unterstützung des Brexit im Referendum in etwa der Unterstützung der UKIP bei der Wahl zum Europaparlament 2014 entspricht, so dass man durch die Analyse des Aufstiegs der UKIP Rückschlüsse auf die Gründe für ein Brexit-Votum ziehen kann.


    
    Abb.2
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    Die UKIP ist relativ neu in der britischen politischen Szene. Die Partei wurde erst 1991 gegründet und trägt seit 1993 ihren heutigen Namen. Sie war die einzige britische Partei mit dem expliziten politischen Ziel des Austritts Großbritanniens aus der EU. Bei den Wahlen zum Europäischen Parlament im Jahr 2014 gewann sie den größten Stimmenanteil und verwies damit die Labour Party und die Konservative Partei auf den zweiten und dritten Platz.


    Die Europaparlamentswahl 2014 zeigte, dass die UKIP eine große Anzahl von Wählern mobilisieren konnte. Und dennoch, obwohl sie seit 2014 die größte britische Fraktion im Europaparlament stellt, ist die Partei aufgrund des britischen Mehrheitswahlrechts im nationalen Parlament in Westminster mit keinem einzigen Sitz vertreten. Das Verstehen der Faktoren, die den Aufstieg von UKIP erklären, erscheint daher von zentraler Bedeutung für die Wahlforschung (vg. Ford und Goodwin2014).


    Sozioökonomische Faktoren


    Wir untersuchen nun, welchen Stellenwert einzelne Variablengruppen für die Erklärung des Ergebnisses des EU-Referendums haben. Abbildung 3 präsentiert die Resultate dieser Analyse. Es zeigt sich zum Beispiel, dass Demographie und Bildung (d.h. das Alter und das Qualifikationsprofil der Bevölkerung in den Landkreisen) knapp 80% der Variation im »Leave«-Stimmenanteil erklären. Die Wirtschaftsstruktur eines Landkreises für sich genommen erklärt knapp 70%. Variablen in dieser Gruppe sind etwa der Beschäftigungsanteil in der Verarbeitenden Industrie, Arbeitslosigkeit sowie Löhne und deren Entwicklung in den letzten Jahren.


    
    Abb.3
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    EU-Verbindungen und Einwanderung


    Überraschenderweise und im Gegensatz zu der häufig geäußerten Annahme in der politischen Debatte im Vorfeld der Wahl erklären Variablen, die eine direkte Verbindung des Landkreises mit der EU widerspiegeln, nur relativ wenig (unter 50%) am »Leave«-Stimmenanteil. Diese Variablen beinhalten zum Beispiel den Erhalt von Mitteln aus den EU-Strukturfördermitteln und vor allem das Ausmaß und die Zusammensetzung der Einwanderung von EU-Bürgern.


    Die Ergebnisse suggerieren, dass der Zuwachs der Einwanderung von Bürgern aus den zwölf Ländern, die der EU in den Jahren 2004 und 2007 beigetreten sind, positiv, die Migration aus den (alten) EU-15-Ländern und von außerhalb der EU negativ korreliert mit der Unterstützung des Brexit sind.


    Dies deutet darauf hin, dass die Migration aus überwiegend osteuropäischen Ländern die britischen Wähler beeinflusst hat. Becker und Fetzer (2016) bieten einen ersten Versuch, die kausalen Auswirkungen der EU-Migration auf die Entwicklung von Anti-EU-Wählerpräferenzen zu untersuchen. Mit einem Differenzen-in-Differenzen-Ansatz finden sie – im Einklang mit der vorliegenden Arbeit – einen relativ bescheidenen, aber statistisch signifikanten Zusammenhang zwischen der Einwanderung aus Osteuropa und der wachsenden Anti-EU-Stimmung. Es gibt also nur einen eher schwachen Zusammenhang zwischen dem EU-Referendum und der tatsächlichen Migration. Die Wahrnehmung von Migration scheint allerdings deutlich von der realen Migration abzuweichen. Die Gründe für diese Diskrepanz sind bisher unklar.


    Haushaltskonsolidierung und öffentliche Dienstleistungen


    Im Zuge der Wirtschaftskrise brachte die britische Koalitionsregierung weitreichende Sparmaßnahmen ein, um die Staatsausgaben und das Haushaltsdefizit zu senken. Auf der Ebene der Kommunen sanken die Ausgaben im Zeitraum 2009/2010 bis 2014/2015 pro Person real um durchschnittlich 23,4%.


    Das Ausmaß der Kürzungen variierte jedoch drastisch über die Landkreise Großbritanniens hinweg. Die Sparmaßnahmen wurden im großen und ganzen nach dem Rasenmäherprinzip in Form von Kürzungen der Zuschüsse für die lokalen Behörden durchgeführt, jedoch nach Budgetkategorie. Das heißt, dass Landkreise, in denen viele Einwohner Sozialleistungen bezogen, besonders stark von den Kürzungen betroffen waren. Insofern haben starke Kürzungen von öffentlichen Ausgaben auf lokaler Ebene de facto genau dort zu Buche geschlagen, wo die Lebensverhältnisse bereits schwierig waren und der Wohlstand relativ niedrig war. Regional betrugen die Kürzungen bis zu 46,3% (vgl. Innes und Tetlow 2015).


    Unsere Ergebnisse deuten darauf hin, dass in Landkreisen, in denen die Mittel stark gekürzt wurden, mehr Wähler für das Verlassen der EU gestimmt haben. Aufgrund des Zusammenhangs zwischen den fiskalischen Kürzungen und den Lebensstandards in diesen Regionen, gehen wir davon aus, dass der Zusammenhang zwischen den Sparmaßnahmen und der Brexit-Zustimmung de facto mit der Unzufriedenheit über die niedrigen Lebensstandards hervorgerufen wird.


    Kurzfristige Faktoren: Niederschlag und Zugausfälle


    Wir untersuchen auch die Rolle einiger kurzfristiger Faktoren, wie etwa starker Regenfälle und Überschwemmungen am Tag des Referendums, die zu zahlreichen Störungen im Zugbetrieb im Südosten Englands führten. Dies ist insbesondere deshalb relevant, da die Wahl an einem Wochentag (Donnerstag) stattfand und viele Menschen im Südosten Englands nach London pendeln, wo man eher gegen den Austritt gestimmt hat. Wir dokumentieren, dass der starke Regen eine reduzierende Wirkung auf die Wahlbeteiligung hatte. Er scheint das Gesamtergebnis aber nicht beeinflusst zu haben – die »Leave«-Seite hätte auch bei gutem Wetter das Referendum gewonnen.


    Welche Faktoren haben den höchsten Erklärungsgehalt für das Ergebnis des Referendums?


    Demographie, Bildung und Wirtschaftsstruktur, d.h. fundamentale, sich langsam verändernde Faktoren, haben einen deutlich größeren Einfluss, andere Faktoren, die die direkte Anbindung an die EU messen, oder etwa die Stärke der Haushaltskonsolidierung oder die Qualität der lokal zugänglichen öffentlichen Dienstleistungen, einen deutlich kleineren Einfluss auf die Unterstützung des Brexit. Dies ist in Abbildung 3 illustriert.


    War es in den Städten anders?


    Ähnlich Ergebnisse finden sich, wenn die Untersuchung auf mehrere englische Städte (Birmingham, Bristol, Nottingham und Greenwich/London), für die detaillierte Daten auf Ebene von Stadtbezirken zum Referendum gefunden werden konnten, ausgedehnt wird. Diese grundlegenden Faktoren des langsamen sozialen Wandels scheinen in den Medien weniger Aufmerksamkeit zu erlangen, als es auf Basis unserer Analyse angemessen erscheinen würde.


    Fördern Demokratiedefizite aufgrund des Mehrheitswahlrechts Polarisierung?


    Unsere Ergebnisse stimmen mit der Einschätzung überein, dass das Abstimmungsergebnis des Referendums weitgehend von langjährigen fundamentalen Determinanten angetrieben wurde, vor allem Faktoren, die die Anpassung an den wirtschaftlichen und sozialen Wandel erschweren. Dies betrifft insbesondere Gegenden mit älteren und weniger gebildeten Einwohnern und mit unterdurchschnittlich guten öffentlichen Dienstleistungen.


    Es ist daher zu bezweifeln, dass die Wahlkampagne in den Wochen vor dem Referendum einen allzu großen Einfluss auf das Referendumsergebnis hatte. Stattdessen entsteht ein komplexeres Bild über die Herausforderungen der Anpassung an den sozialen und wirtschaftlichen Wandel, das durch das britische EU-Referendum seinen Ausdruck fand.


    Die Mehrheit der Politiker und der Medien wurde durch das Referendumsergebnis »auf dem falschen Fuß« erwischt. Dies deutet darauf hin, dass die Bedürfnisse von unterprivilegierten Gebieten des Landes im politischen Entscheidungsprozess und in den Medien unterrepräsentiert waren. Dies wird in Großbritannien manchmal auch als »Westminster-Blase« zusammengefasst. In der Tat sind in Folge des Mehrheitswahlrechtes in Großbritannien nur wenige politische Parteien in Westminster spürbar vertreten. Trotz der starken Wahl­unterstützung für die UKIP bei den Wahlen zum Europäischen Parlament, die nach dem Verhältniswahlrecht abgehalten werden, hat die Partei kein einziges Mitglied im britischen Unterhaus des Parlaments – das insgesamt mehr als 600 Mitglieder zählt. So konnte sich die UKIP als populistische Partei jedweder politischen Verantwortung und öffentlichen Kontrolle entziehen und dennoch den politischen Prozess von außen radikal mitgestalten.


    In Großbritannien könnte eine Debatte darüber angebracht sein, die Möglichkeiten der Einführung einer stärker proportionalen Vertretung im britischen Parlament zu erwägen. Damit würden vielfältige politische Ansichten einer stärkeren öffentlichen Kontrolle und parlamentarischen Debatte unterzogen. Gesellschaftliche Spannungen und Fehlentwicklungen könnten möglicherweise frühzeitiger identifiziert werden. Vielleicht würde auch eine stärkere föderale Struktur helfen, das Ungleichgewicht zwischen London und dem Rest des Landes auszugleichen.


    Der Stand der derzeitigen Debatte


    All diese Themen sollten in Großbritannien unweigerlich auf der Tagesordnung stehen – spätestens sobald sich erste Ergebnisse der Austrittsverhandlungen zwischen Großbritannien und der EU abzeichnen, und nicht zuletzt da die bereits fallenden Reallöhne wirtschaftlichen Druck ausüben. Allerdings gibt es zurzeit wenig Aussicht darauf. Das Land scheint gespalten, und die Zerrissenheit der Bevölkerung im Hinblick auf das EU-Referendum zieht sich wie eine tiefe Wunde durch das Land. Großbritannien wird mit Sicherheit aus der EU austreten. Das akzeptieren mittlerweile die meisten Briten. Im Rest der EU scheint diese Einsicht bisher noch nicht ganz angekommen zu sein.


    Allerdings sind die Details des Ausstiegs völlig unklar. Wird Großbritannien einen harten Brexit vollziehen, möglicherweise mit Wiedereinführung von Zöllen und anderen Handelsbarrieren? Oder wird das Land klein beigeben und die meisten institutionellen Bindungen mit der EU zumindest vorübergehend beibehalten, dabei aber die Kontrolle über die EU-Migration verlieren? Der Teufel steckt im Detail, aber die Briten haben sich mit den Details bisher kaum beschäftigt. Stattdessen reiten große Teile des Landes auf einer Nationalismuswelle und freuen sich über die neu gewonnene »Unabhängigkeit«. Andere Teile des Landes sind besorgt um ihre Zukunft, vor allem die der jüngeren Generation.
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    Das Gespenst des National­populismus


    »Ein Gespenst geht um in Europa, und dieses Gespenst heißt Populismus«. Diesen Satz hatten 1968 der berühmte Denker Ernest Gellner und seine Kollegen an der London School of Economics ihrem Buch über Populismus vorangestellt. Heute, fast 50 Jahre später, würde ich den Satz modifizieren und sagen: Das Gespenst, das Europa plagt, heißt Nationalpopulismus. Die derzeitige populistische Konjunktur erfährt ihre besorgniserregende Zuspitzung dadurch, dass Populismus, Nationalismus und in manchen Parteien auch autoritäre Denkmodelle eine gefährliche Mélange eingegangen sind. Während Populismus durchaus kein neues Phänomen ist, sondern eine wellenartig auftretende Erscheinung, besteht die spezifische Prägung und die besondere Gefährlichkeit der neuesten populistischen Konjunktur – sowohl für die einzelnen Länder als auch für die EU – in ihrer nationalistischen Aufladung. Neu und zugleich Grund zur Sorge ist, dass in der thematischen Palette der Populisten Europaskeptizismus, ja Europafeindlichkeit und Nationalismus einen sehr viel höheren Stellenwert einnehmen. Solch eine europaskeptische Haltung war bei älteren populistischen Parteien entweder nicht in dem Maße vorhanden oder nicht erfolgreich.


    Diese Mischung aus populistischer Mobilisierung und nationalistischer Aufladung propagiert nach innen gesellschaftliche und kulturelle Exklusivität und nach außen – vor allem – wirtschaftliche Abschottung. Die populistischen Parteien kratzen an dem Modell der repräsentativen, liberalen Demokratie. Und der von etlichen Parteien offensiv betriebene Nationalismus, der in Europa im Tandem mit Europaskeptizismus oder gar Anti-Europa-Haltung daherkommt, torpediert die Existenz der EU. Im Vorfeld der französischen Präsidentschaftswahlen, die den europäischen Kontinent in nervöse Spannung versetzt hatten, wurde sehr deutlich, dass es nicht nur um eine innerfranzösische Richtungsentscheidung ging, sondern vielmehr um das Weiterbestehen der EU in ihrer bisherigen Form. Ein Sieg von Marine le Pen, deren Wahlkampfthema der »Frexit« war, hätte mit einem Austritt aus der EU das Integrationsmodell kollabieren lassen.


    Texte über Populismus beginnen gemeinhin mit dem Hinweis darauf, dass es sich dabei um ein schwer fassbares Phänomen handelt. Und die ebenso häufig getroffene Feststellung betrifft die Definitionsprobleme von Populismus. Das kann freilich nicht daran hindern, dass während solcher Populismus-Konjunkturen, wie wir sie zurzeit vorfinden, die Analyse und Interpretation aufgenommen wird. Was also lässt sich aus dieser neuesten Konjunktur herauslesen?


    Zunächst eine differenzierte Bestandsaufnahme: Selbst, wenn Definitionen variieren, so gibt es Einigkeit über zwei Komponenten, über die populistische Parteien mindestens verfügen müssen: die starke Zentrierung auf das Volk und die ebenso prononcierte Anti-Establishment oder Anti-Eliten-Haltung (vgl. Rooduijn und Akkerman 2017). Die populistischen Parteien, die wir zurzeit in Europa vorfinden, haben gleichwohl unterschiedliche Ursprünge und Ausrichtungen. Erfasst man die derzeit existierenden populistischen Parteien, dann ergibt sich eine Zahl von 52 Parteien, die über die oben genannten Charakteristika verfügen.2 Etwas mehr als die Hälfte all dieser Parteien existieren bereits Jahrzehnte und haben sich somit in den Parteienlandschaften etlicher Länder etabliert, wie zum Beispiel in fast allen skandinavischen Ländern. Viele dieser Parteien waren oder sind in Regierungsverantwortung (die österreichische FPÖ, die Schweizer SVP, die Schwedendemokraten, Norwegische Fortschrittspartei, Dänische Volkspartei, die niederländische PVV, die tschechische ANO, die polnische PiS, Syriza). Was zu einer Alarmierung geführt hat, waren zwei weitere Entwicklungen: Zum einen die Tatsache, dass bereits länger existierende Parteien mit marginaler Bedeutung wie UKIP oder schwankender Bedeutung wie Front National einen erheblichen Aufschwung erfahren haben. Zum anderen erleben wir seit den »europäischen Krisen« zudem eine Proliferation an neuen populistischen Parteien, nämlich immerhin 22 von jenen oben genannten 52. Diese sind überwiegend rechtspopulistisch, zugleich gibt es linkspopulistische wie die spanische Podemos und die griechische Syriza oder schwierig einzuordnende Populisten wie das italienische Movimento Cinque Stelle, die tschechische ANO, die slowakischen Olano und Siet. Das populistische Spektrum ist also sehr breit. Daraus folgt, dass man diese Parteien mit ihren unterschiedlichen Entstehungshintergründen und Ausrichtungen nicht alle »in einen Topf« werfen kann und, zweitens, nicht annehmen sollte, dass es ein identisches Rezept geben könnte.


    Was die wissenschaftliche Analyse ebenso wie die politische Praxis umtreibt, ist die Frage, woher der Populismus kommt. Der Erfolg populistischer Parteien hängt von zwei zentralen Komponenten ab: Angebot und Nachfrage. Auf der einen Seite bedarf es einer Strategie populistischer Mobilisierung, die besonders erfolgreich ist, wenn sie von einer charismatischen Person betrieben wird, wenn mit Freund-Feind- oder »Wir«-gegen-»Sie«-Apellen gearbeitet wird, wenn Ängste aufgegriffen und geschürt, wenn einfache Botschaften an die Bevölkerung gerichtet werden. Auf der anderen Seite muss es zugleich eine Empfänglichkeit in der Öffentlichkeit für diese Botschaften und für die populistische Polarisierung geben. Woher aber kommt diese Empfänglichkeit? Der historische Blick lehrt uns, dass Krisen als Auslöser für das Erstarken oder Entstehen populistische Bewegungen gelten. Das Gelegenheitsfenster für Populisten öffnet sich immer dann, wenn es eine durch Krise erzeugte Disposition in der Bevölkerung gibt, diesen Populisten Gehör zu verleihen. Mit Krise meine ich dabei sowohl eine reelle vorhandene Krise als auch die Wahrnehmung einer als krisenhaft empfundenen Bedrohung. Möglicherweise ist die Wahrnehmung von Krise sogar der stärkere Motor – sowohl für die populistischen Demagogen als auch für die Bevölkerung. Angesichts der Akkumulation von Krisenerscheinungen in Europa – die Verschuldungskrise ab 2008, die Flüchtlingskrise 2015 und kurz darauf die Brexit-Krise – in so kurzer Zeit und zudem beschleunigter Abfolge, dann kann die populistische Aufladung letztlich nicht überraschen. Die hier vertretene These aber ist: Die Krisen waren sicher ein trigger, aber nicht die Ursache für das derzeitige Phänomen von Populismus. Hier kommen tieferliegende strukturelle Gründe zum Tragen.


    Zum einen sind hier wirtschaftliche Unsicherheiten zu nennen: wachsende Ungleichheit, das Gefühl, ein Globalisierungsverlierer zu sein, Angst vor sozialem Abstieg – dies müssen im Übrigen keine realen Bedrohungen sein; die Wahrnehmung allein tut ihre Wirkung. So kann der Erfolg der Rechtspopulisten in Skandinavien kaum auf tatsächliche ökonomische Probleme zurückgeführt werden. Zum zweiten gibt es politische Gründe: Die repräsentative Demokratie steckt – wie wir wissen – seit einiger Zeit in einer tiefen Vertrauenskrise. Populisten profitieren zweifelsohne von den funktionalen Defiziten, die in den Parteien und den Parteienlandschaften über die Jahre Eingang gefunden haben. Wenn also Populisten gegen die politischen, aber auch andere Eliten wettern und sich als Gegenentwurf zu der vermeintlich verkommenen Politikerkaste stilisieren, so trifft dies auf ein bereits vorhandenes Unbehagen der Bürger. Und schließlich spielen kulturelle Gründe eine wichtige Rolle: Die Unterstützung für den nationalistischen Populismus kann als eine Gegenreaktion auf den kulturellen Wandel der letzten Jahrzehnte interpretiert werden, hin zu einem kosmopolitischen, liberalen und post-materialistischen Wertegebäude mit progressiven Haltungen gegenüber Familien-, Geschlechter- und Lebensstilfragen, internationaler Kooperation, humanitärer Außenpolitik etc. (vgl. Inglehart und Norris 2016). Diese Gegenreaktion ist geleitet von einer Art nostalgischer Sehnsucht nach traditionellen Normen und Werten und durch den Wunsch einer identitären Verortung in einer immer unübersichtlicheren und entgrenzten Welt.


    Auch wenn Populismus kein neues Phänomen ist, so lassen sich an der derzeitigen Konjunktur doch einige neue Elemente ablesen. Und ein erstes solches Merkmal zeigt sich darin, dass insbesondere ökonomische und kulturelle Motivlagen durchaus miteinander verknüpft sind. Diejenigen Bevölkerungsgruppen, die wirtschaftliche Verlierer des Globalisierungsprozesses sind bzw. sich so empfinden, lassen sich leicht mobilisieren gegen die europäische Integration, aber auch gegen Immigration und für die Verteidigung nationaler Traditionen und Privilegien.3 Die neue gesellschaftliche Konfliktlinie, die als Konflikt zwischen Integration und Abgrenzung (vgl. Kriesi 2005; Kriesi et al. 2006) oder als transnationale Konfliktlinie (vgl. Hooghe und Marks 2009; 2017) gefasst werden kann, umfasst somit wirtschaftliche (Reduktion wohlfahrtstaatlichen Schutzes und Verteilungsaspekte) und kulturelle Aspekte (Verlust von Identität, Wertekonflikte). Das heißt, in den europäischen Gesellschaften finden wir zunehmend zwei Lager in der Bürgerschaft: Jene, die den Schutz nationaler Werte, die Verteidigung nationaler Souveränität unterstützen und Immigration und internationale Zusammenarbeit ablehnen, und jene, die kosmopolite Werte vertreten, supranationale Zusammenarbeit und globalen Handel befürworten und Immigration nicht als Bedrohung empfinden. Diese Konfliktlinie verläuft quer zu den ideologischen Polen bzw. ist ideologischer Ausrichtung nachgelagert, denn etliche zentrale programmatische Punkte finden sich auf beiden Seiten der ideologischen Pole gleichermaßen.


    Das deutet auf ein zweite neue Entwicklung hin: Während bei der neuen populistischen Rechten der 1990er Jahre Anti-Immigration und Anti-Establishment weit oben auf der Agenda standen, galt dies nicht für einen dezidierten Euroskeptizismus oder gar eine Europaablehnung verbunden mit der Austrittforderung. Des Weiteren verfolgten jene Parteien eine neoliberale wirtschaftspolitische Programmatik zusammen mit einem kulturellen Protektionismus. Dagegen blieben linkspopulistische Parteien in der Vergangenheit kulturell eher liberal und adressierten vor allem Verteilungskonflikte oder klassenorientierte Polarisierungen. Diese programmatischen und Zuordnungen auf der Links-Rechts-Achse haben sich jedoch – und dies ist neu – verschoben. Im Zuge der »europäischen Krisen« haben sich rechts- und linkspopulistische Positionen angenähert (vgl. Kitschelt und McGann 1995; Decker 2006). In der Innenpolitik zu erkennen an den sozialprotektionistischen Programmpunkten (hier haben die Rechtspopulisten ihre neoliberale Ausrichtung deutlich abgeschwächt und wohlfahrtsstaatliche und sozialdemokratische Elemente kopiert), in der Außenpolitik macht sich das fest an Themen wie Anti-Globalisierung, Anti-Europa, Handelsprotektionismus (hier haben die Linkspopulisten sich teilweise von ihrem Kosmopolitismus verabschiedet). So zeigen etwa die Reden und Programme von Marine Le Pen und dem des rechtsextremen Front National auf der einen und Jean-Luc Mélenchon und der linksextremen La France insoumise auf der anderen Seite erstaunlich viele Gemeinsamkeiten. Kurzum: Die sich neu herausbildende gesellschaftliche Konfliktlinie verläuft entlang einer inklusiven, pro-europäisch/weltoffenen Haltung versus einer exklusiven, anti-europäischen und Anti-Globalisierung und nationalistischen Orientierung. Diese Konfliktlinie spiegelt keine damit einhergehende ideologische Polarisierung. Insbesondere die neu entstandenen populistischen Parteien decken ein weitaus größeres als das übliche Links-Rechts-Spektrum ab; teilweise entziehen sie sich gar einer solchen Einordnung. Die Programmatik der Movemento Cinque Stelle etwa beinhaltet einige grün-libertäre Elemente, zugleich hat sich die Partei in die Fraktion »Europa der Freiheit und der direkten Demokratie« eingeordnet, mit Mitgliedern wie UKIP, den Schwedendemokraten und Beatrix von Storch.


    Ein weiteres neues Element betrifft die mediale Vermittlung. Ein zentrales Instrumentarium populistischer Demagogen ist unbestritten die Kommunikation. Einfache, zugespitzte Botschaften, gerne in Schwarz-Weiß-Malerei und Freund-Feind-Manier, emotional aufgeladen. »Populistische Mobilisierung unter Ausschaltung des Verstandes«, so formuliert Peter Graf Kielmansegg (2017). Sowohl Mobilisierung als auch Emotionalisierung sind derweil Effekte sozialer Medien. Das, was wir positiv bei den Protestbewegungen im Arabischen Frühling bewertet und als interessante neue Form der Protestorganisation bei Occupy im Zuge der Bankenkrise beobachtet haben, sehen wir nun bei den populistischen Parteien und Protestbewegungen unter anderem Vorzeichen. Sie instrumentalisieren soziale Medien sehr geschickt und zugleich gefährlich, sei es für Polarisierung und Aufstachelung, sei es für fake news. Der digitalen Funktionslogik geschuldet hat sich die Hemmschwelle von Protest und Kritik gegen die demokratischen Repräsentanten und Institutionen abgesenkt; das betrifft die verbale Artikulation in den sozialen Netzwerken ebenso wie Offline-Sprüche während Pegida-Demonstrationen oder Reden von AfD-Politikern. Neue Räume für Informationsverbreitung können auch Räume für alternative Wahrheiten werden oder Räume für alle normalen Kommunikationsstandards verlassende Formen von Hass, Aufwiegelung, Herabwürdigung. Es steht zu befürchten, dass diese Entwicklung das ohnehin geschwächte Vertrauen der Bürger und die ohnehin kritisch beäugte repräsentative, pluralistische und liberale Demokratie zusätzlich unterminiert.


    Ob die Demokratie an sich und die EU in einer Legitimitätskrise sind, das wäre gesondert zu diskutieren. Legitimität speist sich aus drei Quellen – Output (also Performanz und Effizienz von Regierung und Staat), Input (also Partizipation und Inklusion der Bürger), und oft wird die dritte Säule vergessen, die Fritz Scharpf so stark gemacht hat in Bezug auf die EU, nämlich die »Wir-Identität«. Diese Pflege kollektiver Identität, Scharpf nennt es auch: Gemeinschaftsglauben, ist zu kurz gekommen – auf nationaler Ebene ebenso wie auf europäischer. Tatsächlich dürfte der Erfolg populistischer Akteure und Programme nicht nur mit einer kulturellen Gegenreaktion zu tun haben, sondern mit einer Suche nach Identifikationsschablonen, die vielen Bürgern verloren gegangen sind. Je unübersichtlicher, komplexer und schnellen Veränderung unterworfen sich die Welt den Bürger präsentiert, desto stärker wird das Bedürfnis nach Zugehörigkeit und Verortung. Natürlich ist es nicht nur zu einfach, sondern auch der falsche Weg, dies – wie es gerne getan wird – der Globalisierung und Europäisierung zuzuschreiben und deswegen dem Protektionismus das Wort zu reden. Zu billig und daher ebenso keine Lösung für die etablierten Parteien ist es, populistische Ideen und Methoden zu kopieren. Insofern müsste das Rezept lauten, einen Mittelweg zwischen der technokratischen Vermittlung von Globalisierung und europäischer Integration einerseits, in der sich die etablierten Parteien kommunikativ verkrustet haben, und der national-chauvinistischen Attitüde der Populisten andererseits zu finden, die ein attraktives – wenn auch höchst trügerisches und gefährliches – Angebot identitärer Orientierung macht.


    Die derzeitige Konjunktur steht für ein schnelles Anwachsen neuer populistischer Parteien, Haltungen und Protagonisten (auch außerhalb Europa, mit Blick auf die USA), die die Parteiensysteme unter erheblichen Druck gesetzt haben. In etlichen Ländern gab es nicht nur Verwerfungen (Großbritannien, Spanien, Österreich), vielmehr fanden Neukonfigurationen statt. So etwa in Griechenland, Italien und zuletzt in Frankreich, wo sich die etablierten Parteien der V.Republik marginalisiert finden. Auch wenn die letzten nationalen Wahlen – in den Niederlanden, Frankreich und Großbritannien-, aber auch in subnationalen Wahlen wie Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westphalen oder den Kommunalwahlen in Italien einen absteigenden Trend populistischen Zuspruchs anzudeuten scheinen, so wäre es ein kurzsichtiger Fehlschluss, daraus abzuleiten, dass sich nun auch der Druck auf die etablierten Parteien mindere. Momentan mag sich die Gefahr eines allzu großen Einflusses nationalistischer und anti-europäischer Kräfte nicht bewahrheitet haben. Das bedeutet gleichwohl nicht, dass sich die sozioökonomischen Problemlagen, die kulturellen Verunsicherungen und die funktionellen Defizite im politisch-institutionellen Bereich oder die europäischen Krisenerscheinungen in der Wahrnehmung der Bürger aufgelöst haben.
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    Globalisierung, Freihandel und Rechtspopulismus


    Die Reallokation von Ressourcen im Rahmen der Globalisierung limitiert staatliche Handlungsräume. Gleichzeitig orientiert sich die Wirtschaftspolitik der EU unter diesen Bedingungen auf eine Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit zur Steigerung von Exporten. Dieser Fokus schränkt Spielräume für Wirtschaftspolitik und Umverteilung nochmals ein. Der Verlust staatlicher Souveränität hat mit dem Rechtspopulismus eine antimoderne politische Strömung auf den Plan gerufen, die das Primat der Politik explizit auf nationaler Ebene restaurieren möchte. Dagegen müssen moderate Kräfte eine progressive Idee für die Wiedererlangung demokratischer Souveränität setzen. Eine Antwort für Europa läge im sozialen Binnenmarkt, also einer verstärkten Integration Europas bei gleichzeitigem Stopp politischer Maßnahmen zur weiteren Integration der EU in den Weltmarkt, sowie einer Wiederherstellung des Primats der Politik auf europäischer Ebene zur Durchsetzung von mehr wirtschaftlicher Binnendynamik.


    Die Schattenseiten der Globalisierung sind spätestens seit der Brexit-Abstimmung und dem Wahlsieg Donald Trumps in aller Munde. Für etliche Branchen, Regionen und Bevölkerungsgruppen waren die Folgen der globalen ökonomischen Integration im Saldo eher negativ als positiv (vgl. Milanovic 2012; Autor et al. 2014; 2016). Flassbeck (2017) ist der Auffassung, dass die Ausweitung des Welthandels kein sozioökonomisches Problem darstellt, so lange sie durch eine entsprechende Wirtschaftspolitik begleitet und abgefedert wird. Indem der Staat seiner Aufgabe nachkommt, für Vollbeschäftigung zu sorgen, seien strukturelle Umwälzungen im Sinne einer schöpferischen Zerstörung – egal ob durch Produktivitätszuwächse oder durch Freihandel induziert – zu bewältigen. Geht Vollbeschäftigung einher mit sozialversicherungspflichtigen Vollzeitjobs und Mindestlöhnen, ist die existentielle Bedrohung für den Einzelnen tatsächlich marginal.


    Diese Gedanken sind theoretisch zutreffend, aber in der realen Welt ist es wohl kein Zufall, dass sich eine auf Vollbeschäftigung orientierte Politik in einer Phase zunehmender Globalisierung nicht mehr durchsetzen konnte. Alle Vertiefungen des Welthandels sind letztlich Folgen politischer Entscheidungen, aber die Globalisierung selbst hat wiederum vielerlei politische Entscheidungen nach sich gezogen. Herkömmliche politische Instrumente wie die traditionelle Industriepolitik verloren an Wirkung, während neue politische Instrumente wie eine »Standortpolitik« plötzlich plausibel wirkten. Es gibt keinen Sachzwang, Kapitalverkehrskontrollen abzubauen, Freihandelsabkommen abzuschließen oder Finanzmarktförderungsgesetze auf den Weg zu bringen. Das Drehen an diesen Schrauben kann jedoch pfadabhängige Folgewirkungen haben, die später beinahe den Charakter eines Sachzwangs aufweisen. Dies führt anstelle von aktiver Wirtschaftspolitik oftmals zu Passivität, weil politische Entscheidungen, mit denen man in der Vergangenheit Liberalisierung befördert hat, in der Gegenwart politischen Spielraum limitieren.


    Aus der Sicht staatlicher – und das geht regelmäßig Hand in Hand mit demokratischer – Souveränität verursacht die neue Allokation der Ressourcen im Rahmen der wirtschaftlichen Globalisierung einen erheblichen Verlust von Handlungsspielraum. Ob dies im Detail beklagenswert ist oder nicht, bleibt erstmals eine normative Frage, in jedem Fall ist es erhellend, den Kontrollverlust systematisch darzustellen: Aus Perspektive staatlicher Einflussnahme bedeutet Freihandel einen Kontrollverlust über tarifliche, soziale und ökologische Produktionsstandards von Importen. Das kann mit Lohn-, Sozial- und ökologischem Dumping sowie mit Arbeitslosigkeit einhergehen. Investitionsfreiheit bedeutet einen Kontrollverslust über den Standort der Wertschöpfung und deren Besteuerung. Das kann zu Arbeitslosigkeit, Steuerausfall und Steuerwettbewerb führen. Personenfreizügigkeit bedeutet – und hier ist die marxistische Diktion am pointiertesten – einen Kontrollverlust über die Größe der industriellen Reservearmee. Dies kann zu Lohndruck und Arbeitslosigkeit führen. Kapitalfreizügigkeit bedeutet einen Kontrollverlust über Besteuerung der Erträge heimischer Wirtschaftssubjekte. Dies geht oft einher mit Steuerflucht und Steuerhinterziehung. Die negativen Folgen treten nicht notwendigerweise auf, sie können gewisse Branchen, Bevölkerungsgruppen und Regionen betreffen und andere nicht, insgesamt können andere positive Effekte die negativen überwiegen. Gezeigt werden soll nur, dass staatliche Kontrolle innerhalb der genannten Kanäle objektiv verloren geht.


    Allokation determiniert Umverteilung


    Felbermayr (2017, S. 7) argumentiert nun, dass jene, die durch eine Reallokation der Ressourcen im Zuge des Freihandels schlechter gestellt wurden, durch Umverteilung kompensiert werden könnten, weil »Regierungen auch in offenen Volkswirtschaften gestalterisch eingreifen können«. In einer Modellwelt hat diese Behauptung Richtigkeit. Selbst in der realen Welt wird der verbliebene Handlungsspielraum oftmals unterschätzt. Es gibt jedoch wesentliche Gründe, die gegen eine prinzipielle Unabhängigkeit von Allokation und Verteilung sprechen. So bewirkt etwa eine Allokation im Sinne des Freihandels eine neue Prioritätensetzung der Wirtschaftspolitik mit Fokus auf Absatzsteigerungen im Außenhandel. Diese Strategie wird etwas unpräzise als »Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit« oder als »Verbesserung der Standortbedingungen« bezeichnet. Die Strategie wurde vom aktuellen Kommissionspräsident Jean Claude Juncker sowie von seinen beiden Vorgängern, genauso wie vom einflussreichsten Mitglied des Europäischen Rates Angela Merkel, zum zentralen wirtschaftspolitischen Ziel der EU erklärt. Die Politikempfehlungen der jährlich erscheinenden »Competitiveness Reports« der EU-Kommission sind dementsprechend exklusiv auf angebotsseitige Maßnahmen zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit ausgerichtet (vgl. Kowall 2016). Diese Ausrichtung geht einher mit einer Verschiebung der Machtbalance zugunsten der Interessenslagen exportorientierter Unternehmen. Je kleiner und offener die Volkswirtschaft, desto größer die Gefahr, nur noch als Filiale internationaler Industrieinteressen zu fungieren, und je geringer der eigene Kapitalstock, desto schwerer wiegt dieser Umstand.2 Das stimmt vor allem für eine reale Welt, in der Lehrbuch-Freihandel nicht existiert, sondern Staaten merkantilistische Strategien nützen, um höhere Exportmarktanteile zu lukrieren.


    So hat beispielsweise die deutsche Wirtschaftspolitik in den letzten 15 Jahren den Standortwettbewerb verschärft. Die Exportorientierung führte zu erhöhten Ausfuhren, die prozyklische restriktive Finanzpolitik in der ersten Hälfte der 2000er Jahre (vgl. Horn und Truger 2005) hat die Einfuhren gedrosselt, und die Leistungsbilanzüberschüsse betragen aktuell über 8% am BIP.3 Das widerspricht wiederum Flassbecks Credo (2010, S. 17), wonach mehr Außenhandel kein Problem darstellt, so lange der Exportweltmeister auch entsprechend viel importiert. Das deutsche Resultat unterscheidet sich nicht wesentlich von Interventionismus und Protektionismus. Man kann seine Währung durch Interventionen der Zentralbank nominell abwerten, man kann sie aber auch durch eine entsprechende Lohnpolitik real abwerten. Man kann Einfuhren durch Zölle genauso drosseln wie durch Austeritätspolitik, die die Binnendynamik dämpft. Lohnzurückhaltung und Austerität wirken auf den ersten Blick eher konform mit dem Freihandels­ideal als die offensichtlichen Eingriffe, doch die subtileren Methoden sind nicht weniger wirksam. Alle Maßnahmen dieser Art bedeuten letztlich einen Missbrauch der Freihandelsrhetorik für die Durchsetzung politisch organisierter Vorteile im Außenhandel. Dieser Fokus auf Wettbewerbsfähigkeit steht oftmals in Widerspruch zu den Prioritäten Vollbeschäftigung (vgl. Flassbeck 2017) oder Umverteilung (vgl. Felbermayr 2017), weil Maßnahmen, die beiden förderlich wären, das Ziel der standortorientierten Wirtschaftspolitik (real oder vermeintlich) konterkarieren.


    Zu dieser realen Machtverschiebung kommt noch ein zweiter Faktor hinzu, der eine aktive politische Gestaltung erschwert. Die Diskursmacht jener Akteure, die aus wirtschaftlichen Interessen oder weltanschaulicher Überzeugung eine Einschränkung staatlichen Handelns befürworten, nimmt zu. Die Umdeutung der Volkswirtschaft als Unternehmen, das seine Güter auf einem Weltmarkt absetzen muss, und die Verwendung des betriebswirtschaftlichen Begriffs der Wettbewerbsfähigkeit für diese Volkswirtschaften sind starke Indizien dafür. Es gibt zahlreiche Beispiele, wie die »Wettbewerbsfähigkeit« in den politischen Diskurs gesickert ist. Der Generalsekretär des CDU-Wirtschaftsrats Wolfgang Steiger fragte, wie lange man es sich angesichts der internationalen Konkurrenz leisten könne, »gut 120 Milliarden in den Haushalt der Ministerin für Arbeit und Soziales zu pumpen?« (Die Welt 2014). In Bezug auf die Löhne warnte Christoph Schröder vom Institut der deutschen Wirtschaft, dass die Unternehmen aufpassen müssten, wegen gestiegener Lohnstückkosten nicht an Wettbewerbsfähigkeit zu verlieren (vgl. Die Welt 2013). Mit Blick auf Umweltstandards äußerte Wolfgang Eder, Präsident des Weltstahlverbandes, Zweifel, ob es in 20 Jahren aufgrund des verschärften Handels mit CO2-Emissionszertifikaten noch aktive Hochöfen in Europa geben werde (vgl. Focus 2015). Es gibt keine Steuerdebatte, in der von geneigter Seite nicht davor gewarnt wird, dass höhere Unternehmensabgaben inländische Arbeitsplätze gefährden (vgl. BDI 2015), die Erbschaftssteuern die Wettbewerbsfähigkeit der Familienbetriebe bedrohen würden (Lindner, FDP gegenüber ZVW 2016) oder dass die Finanztransaktionssteuer die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen in Europa schwäche (vgl. BDA 2015).


    Sozialstaat, Löhne, Umweltregulierungen und quasi alle Formen von Steuern sind nur einige prominente Beispiele dafür, in wie vielen politischen Diskussionen das Argument der Wettbewerbsfähigkeit eine dominante Rolle spielt. Das Argument hat längst die Rentendebatte, die Verschuldungsdiskussion, die Hochschul- und Bildungspolitik und sogar die Diskussion um die Früherziehung erobert. Der damalige Präsident des Europäischen Parlaments Martin Schulz argumentierte sogar, dass die Ausweitung des Datenschutzes gut für die Wettbewerbsfähigkeit sei. Die Wettbewerbsfähigkeit und die Degradierung eines Gemeinwesens zum Standort sind die wirksamsten rhetorischen Figuren jener Akteure, auf deren Agenda eine Limitation staatlichen Handelns ganz oben steht. Aus diesen beiden Gründen – der realen Machtverschiebung in einer Welt merkantilistischer Standortkonkurrenz sowie der Diskursmacht, die diese Spielanordnung für Anti-Etatisten mit sich bringt, ist Wirtschaftspolitik nicht unabhängig von Freihandel (vgl. Flassbeck 2017), und Umverteilung nicht unabhängig von Allokation (vgl. Felbermayr 2017). Ähnlich argumentiert Rodrik (2017), wenn er darauf hinweist, dass die Verlierer des Freihandels aufgrund der Verschiebung der Machtbalance keine realistische Möglichkeit hätten, von den Gewinnern eine Kompensation einzufordern. Daher spricht er sich anstelle von Umverteilung dafür aus, die Regeln der Globalisierung zu verändern.


    Vakuum für den Rechtspopulismus


    Die letzten Jahrzehnte haben also eine Reduktion politischer Steuerungsinstrumente mit sich gebracht, und zwar sowohl aufgrund sich wandelnder Machtverhältnisse als auch aufgrund diskursgetriebener Selbstbeschränkung. Diesen Rückzug hat die traditio­nelle demokratische Linke in Parteien und Gewerkschaften oftmals kritisiert und den schleichenden Verlust des Primats der Politik beklagt. Zivilgesellschaftliche Gruppierungen haben sich gebildet, so etwa die globalisierungskritische Bewegung mit einigen spektakulären Großdemonstrationen rund um die Jahrtausendwende sowie in institutionalisierter Form das ATTAC-Netzwerk.


    Aus komplexen und vieldiskutierten Gründen konnten diese Gruppierungen, die im Sinne von Rodrik (2017) die Regeln der Globalisierung ändern wollten, weder breiten Rückhalt in der Bevölkerung generieren, noch maßgeblichen Einfluss auf politische Entscheidungen erlangen (vgl. z.B. Crouch 2004). Stattdessen arrangierten sich Teile der traditionellen Linken in Parteien und Gewerkschaften mit der neuen Spielanordnung und mit dem reduzierten Handlungsspielraum, der sich pfadabhängig aus vergangenen Entscheidungen ergab. Die daraus folgende Unterwerfung unter reale und vermeintliche Sachzwänge führte zu einer politischen Selbstbeschränkung, die das Gefühl vermittelte, die Demokratie habe die Gestaltung der Gesellschaft nicht mehr in der Hand. Diese Handlungsunfähigkeit hinterließ ein Vakuum, und in dieses stießen politische Strömungen vor, die das Primat der Politik explizit auf der Ebene der Nation restaurieren wollten. Bei der rechtspopulistischen freiheitlichen Partei Österreichs (FPÖ) klingt das entsprechende Postulat so an:


    »Die patriotischen Grundsätze begründen für die FPÖ einen absoluten und eindeutigen Interessensvorrang des eigenen Volkes und des eigenen Staates. Die Wirtschaft hat für den Staat und das Volk die materiellen Grundlagen für eine gedeihliche Entwicklung und ein angemessenes Leben im Wohlstand zu besorgen.« (Handbuch freiheitlicher Politik 2013)


    Das ist eine glasklare Formulierung des Anspruchs auf ein Primat der Politik. Die FPÖ betont in ihrem Grundsatzprogramm, dass die Globalisierung kein Naturgesetz sei und dass der vermeintlich unideologische Freihandel in Konflikt stehe mit »philosophischen Grundwerten der Humanität, der Freiheit und der Verteilungsgerechtigkeit«. Die EU, die eine Schaltzentrale der Globalisierung sei, beschränke die Gestaltungsmöglichkeiten demokratisch legitimierter nationaler Parlamente. Zuletzt beklagt die FPÖ, dass die zunehmende Marktkonzentration dem Lobbyismus Vorschub leiste.


    Die meisten kontinentaleuropäischen Nationalisten und Rechtspopulisten greifen bei Fragen der Globalisierungskritik, der Wirtschafts- und Sozialpolitik und selbst beim Staats- und Demokratieverständnis regelmäßig (alt-)linke Diskurse auf. Der französische Front National steht für die Verstaatlichung der Banken und wichtiger Industriesektoren sowie für Protektionismus im Außenhandel (vgl. Dupin 2012). Die polnische PiS möchte jene Politik korrigieren, die die polnische Wirtschaft für das globale Kapital geöffnet hat, und stattdessen neue Spielregeln mit internationalen Banken und Konzernen aushandeln. Letztes Jahr wurde eine Bankensteuer eingeführt, die u.a. die Erhöhung des Renteneintrittsalters rückgängig machen soll (vgl. Wojciuk und Mikolajewski 2016). In Ungarn kam es unter Victor Orbán zu einer Nationalisierung der privaten Pensionskassen, einer Sondersteuer auf ausländische Banken und Handelsketten, einer Einschränkung der Autonomie der Zentralbank und einer Zwangsumwandlung von Fremdwährungskrediten in Forint. Orbán gilt »als Verfechter des Primats der Politik über die Wirtschaft und des Staats über die Märkte« (Léotard 2014).


    Der Rechtspopulismus greift (alt-)linke Diskurse zur Herstellung des Primats der Politik auf, unterfüttert diese mit einem plebiszitär-demokratischen Impetus und reichert diesen Cocktail noch mit reaktionären gesellschaftspolitischen Vorstellungen an. Diese äußern sich in einer gehörigen Portion Autoritarismus, in einer antimodernistischen und pessimistischen Grundhaltung sowie einer bornierten Skepsis gegenüber der soziokulturellen Vielschichtigkeit der Globalisierung, die sich meist in offenem Rassismus äußert. Der Rechtspopulismus möchte letztlich die ethnisch und kulturell homogenen Gesellschaften der 1950er Jahre mit ihrer antiquierten sozialen Ordnung, über die ein handlungsfähiger Nationalstaat wachte, wiederherstellen. Die entscheidende Frage für die moderaten Kräfte in Europa lautet daher: Wie kann das Primat der Politik wiederhergestellt werden, ohne einen Rückfall in die nationale Welt des 20. Jahrhunderts zu verursachen? Wie können die Fragen, die von den Nationalisten zu Recht gestellt, aber fatal beantwortet werden, sinnvoll adressiert werden?


    Sozialer Binnenmarkt


    Aus europäischer Perspektive gibt es drei wesentliche politische Weichenstellungen, die eine progressive Wiedererlangung des Primats der Politik ermöglichen könnten. Es bräuchte eine (wirtschaftliche) Globalisierungspause, verbunden mit einem Wirtschaftsimpuls, sowie einen Europäisierungsschub.


    Globalisierungspause


    Die EU ist fast gleich auf mit China und deutlich vor den USA der zweitgrößte Exporteur der Welt, es gibt aus europäischer Sicht keine objektive wirtschaftliche Notwendigkeit, weitere Freihandelsabkommen oder eine Vertiefung der globalen Wirtschaftsverflechtungen voranzutreiben. Die EU kann versuchen, bestehende Handelsabkommen in Bezug auf soziale, ökologische und steuerrechtliche Standards nachzujustieren, wobei hier die Dosierung entscheidend ist. Felbermayr (2017) erachtet zwar ein Mindestmaß an globaler Governance als notwendig für den Welthandel, verwehrt sich aber dagegen, soziale Standards, Arbeitsstandards und lokalen Umweltschutz darunter zu subsumieren, weil damit die komparativen Vorteile eingedampft würden. Wenn es sich nicht um Dumping handelt, sondern um legitime komparative Vorteile wie klimatische Bedingungen, Spezialisierungscluster oder geographische Nähe, dann stellen solche Standards jedoch kein Problem dar. Natürlich kann ein Land mit geringerer Produktivität trotz komparativer Vorteile eher dann erfolgreich Handel treiben, wenn es auch geringere Löhne zahlen darf. In diesem Fall läge der Governance-Fokus eben auf den Lohnstückkosten, die genau das Verhältnis zwischen Arbeitskosten und Produktivität abbilden. Soziale, ökologische oder steuerrechtliche Standards können in Relation zur wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit durchaus unterschiedlich reguliert werden und Korridorlösungen aufweisen. Entscheidend ist nur, dass mittels wirksamer Governance ein race to the bottom verhindert wird. Politisch regulierte Handelsabkommen, die alle Akteure ohne Formen der Sonderjustiz einer Rechtsordnung unterstellen, untergraben das Primat der Politik nicht. Dazu müssten derlei Abkommen transparent zwischen den Parlamenten der beteiligten Staaten, unter Einbeziehung von Sozialpartnern und zivilgesellschaftlichen Akteuren, ausgehandelt werden. Bis sich die Idee eines solchen »zivilisierten Handels« (vgl. Kapeller et al. 2016) in der EU durchsetzt, ist zur Wiederherstellung des Primats der Politik eine (wirtschaftliche) Globalisierungspause geboten. Das bedeutet das Einfrieren aller Verhandlungen über weitere Freihandelsabkommen sowie keine weiteren Versuche, die deutsche Exportorientierung auf die europäische Ebene zu übertragen.


    Wirtschaftsimpuls


    Etwas zugespitzt könnte man sagen, dass die Strategie der EU im Allgemeinen und Deutschlands im Speziellen darin liegt, die Nachfrage auf den Weltmärkten abzugreifen, statt eigene Nachfrage zu generieren. Für Deutschland lässt sich zum Beispiel zeigen, dass im Zeitraum 1996–2011 die regionale und sektorale Handelsstruktur der stärkste Treiber der Exportentwicklung war. Im Vergleich mit den alten EU-15-Staaten wies Deutschland die am dynamischsten wachsende Nachfrage in seinen Zielregionen und Zielsektoren auf (vgl. Kowall 2016). Natürlich haben deutsche Unternehmen diese Chancen hervorragend genützt, und die kurz zuvor noch mit Abgesängen bedachte Industrie in Deutschland erwies sich plötzlich als historisch gewachsener Vorteil. Letztlich passte das deutsche Portfolio ideal zu einer Phase, in der die nachholende Industrialisierung in vielen Schwellenregionen der Welt Fahrt aufnahm.4 In Europa war man die letzten 15 Jahre fasziniert von der wirtschaftlichen Dynamik, die sich in anderen Weltregionen entfaltete, die Idee zu versuchen, diese Dynamik zu Hause zu entfachen, war politisch jedoch nicht en vouge. Alle Vorschläge, ein europäisches Konjunkturprogramm aktiv anzuschiebem, wurden bisher ignoriert (vgl. z.B. Schulmeister 2010), weil die wirtschaftspolitische Diskussion – nicht unbedingt in Einklang mit der ökonomischen Forschung – das Bild der Volkswirtschaft als Unternehmen verinnerlicht hat.


    Eine Fülle von Literatur deutet darauf hin, dass die Exportorientierung unter dem Strich geringere Wachstumsbeiträge generiert als die Binnendynamik. Es ist auch einleuchtend, dass die Bezieher von Masseneinkommen mit ihrer hohen Konsumneigung den privaten Konsum als Treiber der Binnendynamik stabilisieren (vgl. Reich 2010; Stiglitz 2012). Eggertsson et al. (2013) weisen in einem theoretischen Papier sogar darauf hin, dass Strukturreformen mit dem Ziel der Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit in einer Krisensituation und bei Nullzins negative Effekte auf die aggregierte Nachfrage haben.Europäische Makroökonomen haben 2016 im Rahmen eines Panels mit 67 Teilnehmenden den deutschen Leistungsbilanzüberschuss mehrheitlich als problematisch eingestuft. Die teilnehmenden Experten sprachen sich auch mit großer Mehrheit für eine expansive Fiskalpolitik in Deutschland und damit für einestärker binnenwirtschaftlich orientierte Wachstumsstrategie aus(vgl. Haan et al. 2016).


    Die keynesianische Einsicht dahinter ist eigentlich simpel. Für alle größeren Volkswirtschaften gilt, dass der Binnenkonsum eine wesentlich wichtigere Rolle spielt als der Export, und für die EU mit ihrer geringen Exportquote von 10% gilt das im Besonderen. Es ist ein Unterschied ob man eine Boomregion beliefert oder ob man eine Boomregion ist. Der Optimismus eines wirtschaftlichen Booms und sich verbessender Lebensbedingungen kann auch in politischen Optimismus umschlagen. Für einen Kontinent, der gefühlt um seine historische Bedeutung kämpft, wäre das ein wichtiger psychologischer Impuls und würde pessimistischen und antimodernen politischen Strömungen den Nährboden entziehen. Um Hoffnung zu schöpfen, muss Europa seine wirtschaftliche Dynamik in sich selbst entfalten anstatt diese auf den Weltmärkten zu suchen.


    Europäisierungsschub


    Eine souveräne politische Performance – egal ob in der Außen-, Migrations-, Energie-, oder Wirtschaftspolitik – wird wesentlich einfacher verwirklichbar, wenn die entsprechenden demokratischen und institutionellen Voraussetzungen gegeben sind. Auch Globalisierungspause und Wirtschaftsimpuls sind ohne einen Europäisierungsschub kaum durchführbar. Die gebotene Europäisierung umfasst erst einmal ein EU-Budget, aufgebracht durch eigens eingehobene Steuern und verwaltet von einem eigenen Finanzminister. Diese Vorschläge korrespondieren mit den Vorstellungen des neuen französischen Präsidenten Emmanuel Macron. Auf der Finanzierungsseite sind Eurobonds zur günstigen Refinanzierung der Mitgliedstaaten bedeutsam, sowie eine Euro-Anleihe zur Finanzierung gemeinsamer Infrastrukturprojekte, wie sie vom ehemaligen Kommissionspräsident José Manuel Barroso bereits 2010 geforderte wurde. Abgerundet würde die institutionelle Neuaufstellung durch eine Stärkung des Europäischen Parlaments gegenüber der Kommission und dem Europäischen Rat (v.a. in Bezug auf das Initiativrecht) sowie durch eine europäische Koordination der Sozialpartner.


    Das Maßnahmenpaket aus Globalisierungspause, Wirtschaftsimpuls und Europäisierungsschub bedeutet eine verstärkte Integration Europas bei gleichzeitigem Stopp politischer Maßnahmen zur weiteren Integration der EU in den Weltmarkt, sowie einer Wiederherstellung des Primats der Politik auf europäischer Ebene zur Durchsetzung von mehr wirtschaftlicher Binnendynamik. Diese Mischung könnte man sozialen Binnenmarkt nennen. Der soziale Binnenmarkt wäre als demokratisch gestaltbarer Raum ein Gegenmodell zur »marktkonformen Demokratie« (Angela Merkel), in der die Politik nur noch nachträglich und unvollständig unbefriedigende Marktergebnissen korrigiert. Der soziale Binnenmarkt ist eine Chance dafür, dass Menschen das Gefühl bekommen, ihr Schicksal selbst in der Hand zu haben. Dieses Gefühl ist wiederum die wirksamste Profilaxe gegen Nationalismus, Fremdenfeindlichkeit und Rechtspopulismus.
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    Trumps Steuerpläne


    


    In ihrer Analyse der Steuerpläne von Donald Trump kommen Johannes Becker und Joachim Englisch zu folgenden Ergebnissen:

    1) Die Steuerpläne des amerikanischen Präsidenten Donald Trump sehen drastische Steuersatzsenkungen in der Einkommen- und Unternehmensteuer vor sowie u.a. die Abschaffung der Erbschaftsteuer.

    2) Die Reform führt zu einer spürbaren Entlastung aller Steuerzahler, vor allem bei eigentümergeführten Unternehmen und Erben. Die Wachstumseffekte der Reform werden, gemessen an den eingesetzten Mitteln, voraussichtlich eher schwach ausfallen. Das erklärte Ziel der Vereinfachung des Steuerrechts wird verfehlt.

    3) Ob die Reformpläne in ihrer jetzigen Form umsetzbar sind, ist zu bezweifeln. Insbesondere der erwartbar starke Rückgang des Steueraufkommens macht die Zustimmung im US-Senat unsicher.

    4) Bislang nicht in den Plänen erhalten ist die von den US-Republikanern favorisierte Umstellung des Unternehmensteuersystems auf das Bestimmungslandprinzip. Eine partielle bzw. graduelle Einführung dieses Systems ist aber vorstellbar und wird voraussichtlich auch Teil eines ersten Gesetzentwurfs sein.

    5) Die starken Steuersatzsenkungen lassen eine Verschärfung des Steuerwettbewerbs befürchten. Ob sich die im internationalen Vergleich hohe Unternehmensteuerbelastung in Deutschland unter diesen Umständen halten lässt, ist zu hinterfragen.


    »Phenomenal« werde seine Steuerreform, versprach US-Präsident Donald Trump kurz nach der Inaugurationsfeier und kündigte an, innerhalb der nächsten zwei, drei Wochen das Steuersystem vollständig zu überarbeiten. Immerhin dauerte es bis Ende April, bis sein Finanzminister Steven Mnuchin vor die Presse treten konnte, um die Grundzüge der geplanten Änderungen zu umreißen. Und auch Mnuchin hatte keine Scheu vor Superlativen: »This is going to be the biggest tax cut and largest tax reform in the history of our country.«


    Die angekündigte Reform


    Tatsächlich sind die Pläne sehr ehrgeizig. In der Einkommensbesteuerung sollen die Steuersätze in allen Einkommensklassen gesenkt werden, die Anzahl der Einkommensgruppen (tax brackets) soll sich von sieben auf drei verringern, der persönliche Freibetrag soll sich verdoppeln. Besonders bedacht werden die Haushalte mit hohem Einkommen und Vermögen: Die Erbschaftsteuer soll ersatzlos gestrichen werden, ebenso die ObamaCare-Steuer (die einen Beitrag der Bezieher hoher Einkommen zur Finanzierung der Krankenversicherung erhebt) und die Alternative Minimum Tax.


    Der Steuersatz auf Unternehmensgewinne soll mehr als halbiert werden, von jetzt 35 auf 15%. Dies würde auch für die sogenannten Pass-throughs gelten, d.h. bestimmte eigentümergeführte Unternehmen (im Wesentlichen transparent besteuerte Personengesellschaften und kleine Kapitalgesellschaften sowie Einzel­unternehmen). Das Steuersystem soll von der Welteinkommens- auf die Territorialbesteuerung umgestellt werden. Bislang müssen US-Unternehmen ihr Einkommen in den USA versteuern, unabhängig davon, wo es erzielt wurde. Das in Europa vorherrschende Territorialprinzip sieht hingegen nur eine Besteuerung der Unternehmensgewinne vor, die nach den traditionellen Grundsätzen des internationalen Steuerrechts als innerhalb der eigenen Staatsgrenzen erwirtschaftet gelten. Die Reformpläne sehen zudem vor, bislang unversteuertes Einkommen im Ausland durch eine einmalige und abgeltende Pauschalsteuer – vermutlich zu einem geringen Steuersatz – belastet werden. Zukünftig muss dann im Ausland erzieltes Einkommen nicht mehr in den USA versteuert werden.


    Zur Gegenfinanzierung dieser teils erheblichen Steuersenkungen werden lediglich vage Andeutungen gemacht, u.a. dass Steuerschlupflöcher für Reiche und nicht weiter erläuterte special interests geschlossen würden.


    Die Folgen


    In den Ankündigungen werden vier Ziele genannt, die mit der Reform erreicht werden sollen: Wachstum, Vereinfachung des Steuersystems, Entlastung von Familien (besonders jener mit mittlerem Einkommen) und eine Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der USA im internationalen Kontext.


    Wachstum lässt sich durch eine Steuerreform, wie sie nun angekündigt ist, über drei Kanäle erreichen: über einen keynesianischen Nachfrageimpuls, über die Verbesserung der Leistungsanreize von Individuen und über stärkere Investitionsanreize. Ersteres ist kaum zu erwarten, weil die amerikanische Zentralbank jeden fiskalischen Impuls vermutlich über Zinserhöhungen konterkarieren würde. Die Frage, ob steuerliche Leistungsanreize für wohlhabende Individuen Wachstum erzeugen, ist vielfach untersucht und empirisch widerlegt worden. Wenn überhaupt bräuchte es finanzielle Anreize für diejenigen, die sich im Verlauf der Finanzkrise in die Erwerbslosigkeit (häufig in die attestierte Arbeitsunfähigkeit) verabschiedet haben. Doch hier bietet die Reform kaum Ansätze: Die Verdoppelung des Freibetrags nutzt natürlich nur denjenigen, die auf ihr heutiges Einkommen auch Steuern zahlen. Die Investitionsanreize verbessern sich tatsächlich deutlich. Ob dies allerdings angesichts der Vollauslastung der amerikanischen Wirtschaft zu schnellen Erfolgen bei der Steigerung der Wachstumsrate führen kann, bleibt abzuwarten.


    Auch das zweite Ziel der Steuerreform, nämlich die Vereinfachung des Steuerrechts, wird voraussichtlich verfehlt. Zwar sollen die Anzahl der Einkommensintervalle (income brackets) verringert werden und einige Abzugsmöglichkeiten wegfallen, doch Details fehlen bislang. Zudem sollen wesentliche Abzugsmöglichkeiten (für Hypothekenzinsen, Spenden etc.) bestehen bleiben. Das Unternehmensteuerrecht jedenfalls dürfte im Gegenteil sogar erheblich komplizierter werden. Denn die Niedrigsteuerbelastung von unternehmerisch tätigen Pass-throughs droht eine Sogwirkung auf jegliche Art von selbständiger Erwerbstätigkeit zu entfalten. Soll es nicht zu einer Welle missbräuchlicher Unternehmensneugründungen kommen, müssen Vorkehrungen zur Begrenzung des Niedrigsteuerregimes auf genuine Unternehmensgewinne (business income) unter Ausschluss von im Wesentlichen durch den persönlichen Arbeitseinsatz geprägten Einkünften (per­sonal services income) getroffen werden. Erfahrungen mit entsprechenden Regelungen wie beispielsweise in Australien zeigen, dass solche Anti-Missbrauchsnormen komplex und gestaltungsanfällig sind.


    Die Entlastung von Familien, insbesondere aus der Mittelschicht, wird durch die starken Absenkungen der Steuersätze erreicht. Allerdings ist zu diesem Zeitpunkt unklar, insbesondere aufgrund der offenen Debatte um die Zukunft der Krankenversicherung, ob eine Nettoentlastung übrig bleibt, wenn alle Reformen der Trump-Administration summiert werden. Hingegen ist relativ klar prognostizierbar, dass Gutverdiener und Haushalte mit großen Vermögen enorme Steuernachlässe verzeichnen können. Insbesondere die Eigentümer sogenannter Pass-throughs, die überproportional den oberen Einkommens- und Vermögensschichten angehören, werden von der Absenkung der Unternehmensteuerbelastung auf 15% (zzgl. Bundesstaatensteuer) profitieren. Da bei ihnen anders als bei körperschaftsteuerpflichtigen Unternehmen auch keine Nachbelastung ausgeschütteter bzw. entnommener Gewinne stattfindet, würden sie in erheblichem Maße gegenüber den Beziehern sonstiger Einkünfte privilegiert.


    Das vierte Ziel der Steuerreform, die Verbesserung der steuerlichen Standortattraktivität der USA, wird voll erreicht – mit allen dramatischen Konsequenzen für den Rest der Welt. Mit einer Steuersatzsenkung von jetzt 35 auf dann 15% würden die USA nicht länger den höchsten Steuersatz unter den entwickelten Staaten weltweit anbieten, sondern sie würden sich (unter der Annahme unveränderter bundesstaatlicher Steuern) im unteren Mittelfeld etablieren. Diejenigen Unternehmen, die zurzeit die Produktion in Europa aus Kostengründen oder steuerlichen Motiven vorziehen, könnten eine Verlagerung ihrer Aktivitäten über den Atlantik ins Auge fassen. Bundesstaaten, die keine oder kaum zusätzliche regionale Unternehmensteuern erheben, würden zudem als IP-Holdingstandorte hoch attraktiv und könnten auch in erheblichem Maße zu Verrechnungspreisgestaltungen, der Gründung von Zwischengesellschaften usw. Anlass geben, um Gewinne dorthin zu verlagern. Hinzu kommt, dass Trump die US-Unternehmensbesteuerung auf ein territoriales Steuersystem nach internationalem Standard umstellen möchte. Damit hätten US-Multinationals keinen Anreiz mehr, ihre Überseegewinne im Ausland zu parken, um der bei Repatriierung fälligen US-Steuer auszuweichen. Aus diesen Motiven haben US-Unternehmen in der Vergangenheit zum Teil riesige Vermögen im Ausland angehäuft, die nun – nach der angekündigt kleinen Einmalbesteuerung – zurücküberwiesen werden könnten. Da es sich um mehr als anderthalb Billionen US-Dollars handelt, könnten die Auswirkungen enorm sein, sowohl was das Kapitalangebot in Europa und andernorts außerhalb der USA angeht als auch für die Wechselkurse. Außerdem könnten einige Unternehmen, die vormals US-basiert waren, ihre Konzernzentrale zurück in die USA verlegen. Es werden auch all jene Steuervermeidungsmodelle hinfällig, mit denen bislang Einkommen ohne zusätzliche Besteuerung repatriiert werden konnten. Gerade für diejenigen europäischen Staaten, die bislang als Standort legaler Vermeidungsvehikel dienten, wie beispielsweise Irland, könnte die Reform erhebliche Konsequenzen haben.


    Ist die Reform umsetzbar?


    Da nach den Trumpschen Steuerplänen in allen Einkommensklassen sowie bei den Unternehmen Steuersätze gekürzt werden sollen, gibt es auf den ersten Blick nur Gewinner – was freilich die verschiedenen Lobbygruppen nicht davon abhalten wird, ihren Anteil des Kuchens vergrößern zu wollen. Dieser scheinbare Vorzug der Reform ist auch gleichzeitig ihr größtes Problem: Die geplanten Änderungen würden ein riesiges Loch in den amerikanischen Haushalt reißen. Das Committee for a Responsible Federal Budget schätzt, dass die Reform über zehn Jahre die kaum vorstellbare Summe von 5500 Mrd. US-Dollar kostet. Zwar soll das Stopfen von Schlupflöchern hier entgegenwirken und höheres Wachstum das steuerpflichtige Einkommen erhöhen, aber selbst Finanzminister Mnuchin scheint nicht mit Aufkommensneutralität zu rechnen. Dies gefährdet nicht nur die anderen Ziele der Trump-Administration wie den Schuldenabbau und den Bau der Mauer auf der Grenze zu Mexiko. Die mangelnde Aufkommensneutralität wird auch unpopuläre Kürzungen staatlicher Transfers und Dienstleistungen erfordern. Zudem ist eine Reform, die nicht aufkommensneutral ist, aufgrund einer besonderen Gesetzgebungsregel automatisch auf zehn Jahre befristet – oder auf einen überparteilichen Konsens angewiesen, der in der jetzigen Situation aber illusorisch ist. Doch dies scheint die Trump-Regierung zurzeit nicht zu schrecken. Mnuchin hat dieses Problem mit den Worten kommentiert: »If we have them [tax reforms] for 10 years that is better than nothing.«


    Für den Sommer sind detailliertere Pläne angekündigt. Dann beginnt der langwierige Gesetzgebungsprozess, in dessen Verlauf sicherlich einige Änderungen zu erwarten sind. Die Aufkommensverluste werden den Budget-Hardlinern (Fiscal Hawks) in Washington ein Dorn im Auge sein. Auch geben die Reformpläne eine nur einseitige Antwort auf Amerikas drängende Probleme. Zwar sinken die für Investitionen so wichtigen Kapitalkosten, doch ob damit die fortschreitende Deindustrialisierung aufgehalten werden kann, ist zumindest fraglich. Auch die in den Plänen der US-Republikaner ursprünglich vorgesehene steuerliche Finanzierungsneutralität, die die unselige steuerliche Bevorzugung von Fremdkapital abgeschafft hätte, ist nicht mehr im Programm. Der bereits erwähnte Rückgang in der Erwerbsbeteiligung, die Abstiegsängste der weißen Mittelschicht (Trumps Kernwählerschaft), die stagnierenden Einkommen der großen Mehrheit der Amerikaner, die steigende Ungleichheit usw. – all diese Probleme geht die Reform nicht an. Vor allem bei der Ungleichverteilung der Nettoeinkommen ist sogar ein deutlicher Rückschritt zu erwarten.


    Aus politischer Sicht könnte im Gesetzgebungsverfahren ein Problem darstellen, dass die geplanten Steuerrechtsänderungen vor allem einer Klientel zugutekämen, die erstaunliche Ähnlichkeit mit der Familie des US-Präsidenten hat. Insbesondere die Abschaffung der Erbschaftsteuer sowie die Senkung der Besteuerung von Pass-throughs könnten für die Trumps einen Hunderte Millionen US-Dollar schweren Vorteil implizieren.


    Graduelle Umstellung auf Besteuerung nach dem Bestimmungslandprinzip?


    Im Vorfeld der Ankündigungen Mnuchins hatte es Spekulationen darüber gegeben, ob die von den Republikanern im Repräsentantenhaus favorisierte Umstellung des amerikanischen Unternehmensteuersystems auf ein sogenannes Destination-Based Corporate Cash-Flow Tax System mit Grenzsteuerausgleich (»DBCFT with border tax adjustment«) Teil der Trumpschen Steuerpläne sein würde. Nach dem es unter anderem aus importabhängigen Sektoren starken Widerstand gegen solche Pläne gegeben hatte, ist das Konzept vorerst nicht Teil des Plans.


    Auch in Europa hatten die Pläne Sorgen ausgelöst, der transatlantische Handel könnte verzerrt werden. Der Grund ist, dass der Grenzsteuerausgleich implizieren würde, dass Exporterlöse von der Steuer ausgenommen und Importe steuerlich auf Bruttobasis belastet würden. Dadurch würde ein solches System nur das Einkommen aus dem Verkauf derjenigen Güter besteuern, die in den USA konsumiert werden – die Besteuerung würde also nicht mehr dem Quellenland-, sondern dem Bestimmungslandprinzip folgen. Damit würde eine DBCFT mit Grenzsteuerausgleich das klassische System der Unternehmensbesteuerung in den USA abschaffen und – im wirtschaftlichen Ergebnis – durch eine spezielle, international unübliche Variante einer Mehrwertsteuer unter zusätzlicher Entlastung des Faktors Arbeit ersetzen. Die daraus zunächst resultierenden protektionistischen Effekte würden nach einer mehr oder minder langen Übergangsphase durch gegenläufige Preis- oder Wechselkurseffekte tendenziell neutralisiert. Die in der Zwischenzeit zu erwartenden Wettbewerbsverzerrungen hätten allerdings absehbar gravierende Auswirkungen für europäische Multinationals und Exporteure, insbes. am exportorientierten Standort Deutschland. Sie würden entweder vorübergehend Marktanteile verlieren oder müssten ihre Produktion bzw. Patente und ähnliches IP in die USA verlegen.


    Da die DBCFT für Trump aber offenbar keine Priorität hat und zahlreiche republikanische Senatoren ihr skeptisch gegenüberstehen, hat sie es nicht auf die Agenda für eine Steuerreform geschafft. Führende Republikaner wollen sie aber nach wie vor in »modifizierter Form« in einen Gesetzentwurf einfließen lassen, und auch Mnuchin hat zumindest anfänglich Gesprächsbereitschaft diesbezüglich signalisiert. Es mehren sich allerdings die Anzeichen, dass die politischen Widerstände gegen eine solche Reform zu groß sein könnten.


    Dabei hätte der steuerliche Grenzausgleich angesichts des riesigen US-Handelsbilanzdefizits den Vorteil, zumindest kurz- bis mittelfristig erheblich zur Gegenfinanzierung der Steuerreform beizutragen. Daran wiederum besteht unter den Republikanern auch deshalb ein hohes Interesse, weil so die vorerwähnte Befristung der Steuerreform vermieden werden könnte. Eine denkbare Variante und ein möglicher Kompromiss wäre etwa die nur sukzessive und nur teilweise Umstellung vom klassischen Quellensteuerprinzip auf ein Bestimmungslandprinzip mit Grenzausgleich, wenn bspw. zunächst nur 10% der Importe belastet würden und nur 10% der Exporte steuerfrei blieben, wobei dieser Prozentsatz dann jährlich erhöht würde.


    Implikationen für Deutschland und Europa


    Deutschland und Europa sind auf verschiedene Weisen von den amerikanischen Steuerplänen betroffen. Europäische Unternehmen mit Niederlassungen in den USA werden direkt von den Steuersatzsenkungen profitieren. Der Standort USA wird dadurch erheblich attraktiver für die Produktion gerade von Produkten, die für den amerikanischen Markt bestimmt sind.


    Für die europäischen Staaten, insbesondere für Hochsteuerländer wie Deutschland, könnte dies ein Problem sein und in mittlerer Frist zu einer Verkleinerung der steuerlichen Bemessungsgrundlage führen. Die EU und ihre Mitgliedstaaten sollten sich jedenfalls schon jetzt auf die Verwandlung der USA in einen Niedrigsteuerstandort und die Möglichkeit eines »kleinen« steuerlichen Grenzausgleichs einstellen, zumal mit Großbritannien ein weiterer, in unmittelbarer Nachbarschaft gelegener Staat den internationalen Steuerwettbewerb ebenfalls noch deutlich anheizen könnte. Jedenfalls mittelfristig dürfte sich dann das deutsche Unternehmensteuerniveau nicht halten lassen. Eine breite Absenkung sollte vorzugsweise durch eine daran angepasste Nachbelastung der heimischen Anteilseigner und eine neutralere Ausgestaltung des Mehrwertsteuersystems gegenfinanziert werden. Im Vorfeld einer solchen Fundamentalreform sollte der Gesetzgeber ggf. mit punktuellen Maßnahmen dort ansetzen, wo die Sogwirkung der US-Reform auf Gewinne, IP und Investitionen am gravierendsten und die temporären Verzerrungen aufgrund eines etwaigen steuerlichen Grenzausgleichs am problematischsten wären. Dazu könnte die Einführung einer Patentbox zählen, um der Abwanderung von IP entgegenzuwirken, sowie einer steuerlichen Forschungsförderung und Cashflow-Besteuerung, um Investitionsanreize zu setzen. Kommt der Grenzausgleich wider Erwarten doch, wäre zudem zu erwägen, der Belastung von Ausfuhren in die USA durch einen Abzug eines damit korrespondierenden Betrags von der inländischen Bemessungsgrundlage zumindest teilweise Rechnung zu tragen. Daneben wird auch über die Verschärfung der bisherigen Abwehrgesetzgebung nachzudenken sein, wie beispielsweise eine Ausweitung der Lizenzschranke auf jegliche Niedrigsteuerbelastung in Drittstaaten. Hier bedarf es aber stets sorgfältiger Abwägung der damit einhergehenden Standortnachteile für nicht steuergetriebene Investitionen.
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    Björn Kauder und Niklas Potrafke


    Gibt es Schelte für Bundestags­abgeordnete, die nicht mit ihrer eigenen Partei stimmen?


    Eine neue Studie untersucht, ob Bundestagsabgeordnete von ihren Parteien abgestraft werden, wenn sie in namentlichen Abstimmungen im Bundestag nicht mit ihrer Partei stimmen (Kauder et al. 2017). Betrachtet wurden alle 218 namentlichen Abstimmungen in der Legislaturperiode 2009–2013 für 257 über die Liste in den Bundestag eingezogene Abgeordnete. Fokussiert wurde auf die Schwelle zu den »sicheren« Listenplätzen. Die Ergebnisse zeigen nicht, dass die Parteien Bundestagsabgeordnete für das Abweichen von der Parteilinie bei erneuten Nominierungen abgestraft haben.


    Namentliche Abstimmungen im Deutschen Bundestag sind insbesondere im Rahmen der Eurokrise in den Fokus der Öffentlichkeit gerückt, als über die Rettungspakete für Griechenland abgestimmt wurde. Einige Abgeordnete von CDU/CSU und FDP – von 2009 bis 2013 die Bundesregierungsparteien – stimmten nicht mit ihren Parteien für die Rettungspakete. Im Vorfeld der namentlichen Abstimmungen äußerten einige Abgeordnete öffentlich ihre Zweifel und kündigten an, dass sie entweder sicher nicht für die Rettungspakete stimmen würden oder noch nicht entschieden waren. Die deutsche Bundesregierung befürwortete die Rettungspakete, und alle Bundestagsabgeordneten von CDU, CSU und FDP, die nicht mit ihren Fraktionen stimmen wollten, setzten somit möglicherweise die Kanzler(in-)mehrheit aufs Spiel. Stimmt ein Abgeordneter nicht mit seiner eigenen Partei – gleichgültig, ob er ein Abgeordneter der Regierungsparteien ist oder nicht –, so hält er sich nicht an die Fraktionsdisziplin.


    Eine interessante Frage ist, wann und wieso Abgeordnete sich nicht an die Fraktionsdisziplin halten. Wenn die Abgeordneten ihr Abstimmungsverhalten bei namentlichen Abstimmungen vorab ankündigen, so verhalten sie sich oft strategisch, denn sie wissen um die Wirkungen ihrer Ankündigungen (vgl. Mayhew 1974; Bütikofer und Hug 2015). Mehrere Studien haben gezeigt, dass Abgeordnete, die stark von der Außenwahrnehmung und Reputation der Parteien abhängen, weniger oft gegen die Parteilinie stimmen als Abgeordnete, die unabhängiger sind (vgl. z.B. Thames 2005; Kunicova und Remington 2008; Sieberer 2010). Im Bundestag haben insbesondere Abgeordnete mit Expertise für europapolitische Fragen verstärkt gegen die europäischen Rettungspakete gestimmt (vgl. Wimmel 2013). Während der Legislaturperiode 2005–2009 haben direkt gewählte Abgeordnete öfter gegen die Fraktionsdisziplin verstoßen als über die Liste in den Bundestag eingezogene Abgeordnete, doch sind die Abgeordneten weniger häufig von der Parteilinie abgewichen, die mit besonders großen Vorsprüngen in ihren Wahlkreisen gewählt worden sind (vgl. Neuhäuser et al. 2013; Sieberer 2010).1 Für den Zeitraum 1983–1994 hatten Becher und Sieberer (2008) allerdings nicht gezeigt, dass direkt gewählte Abgeordnete öfter von der Parteilinie abweichen als über die Liste in den Bundestag eingezogene Abgeordnete.


    Eine weitere interessante Frage ist, wie die Wähler reagieren, wenn Abgeordnete nicht mit ihrer eigenen Partei stimmen. Unmittelbare Reaktionen der Wähler verlangen zunächst, dass den Wählern das Abstimmungsverhalten einzelner Abgeordneter bewusst ist. Das scheint nicht oft der Fall zu sein (vgl. Stokes und Miller 1962). In den Vereinigten Staaten von Amerika haben sich die Wähler nicht sonderlich für das Abstimmungsverhalten von Abgeordneten bei namentlichen Abstimmungen interessiert, sondern sich ihr Bild von den Abgeordneten und deren Aktivitäten eher über Medienberichte und Kampagnen der Parteien gemacht (vgl. Ansolabehere und Jones 2010). Wähler scheinen Politiker eher seltener zu wählen, wenn die Politiker parteiisch sind und zu stark die Interessen und Positionen ihrer Parteien vertreten (vgl. Canes-Wrone et al. 2002). Allerdings scheinen die Wähler Politiker nicht für an sich stark ideologische Positionen abzustrafen (vgl. Carson et al. 2010). In Großbritannien haben die Wähler Politiker nur wenig für das Abweichen von der Parteilinie bestraft (vgl. Vivyan und Wagner 2012).


    In Deutschland bestimmen die Parteien ihre Wahlkreiskandidaten für den Bundestag auf Kreisebene, die Listenkandidaten jedoch auf Landesebene. Kandidaten, die einen guten Listenplatz ergattern möchten, sollten sich also mit vielen Mitstreitern auf Landeseb­ene gutstellen (vgl. Schüttemeyer 2002; Oak 2006; Hennl 2014). Für gute Listenplätze genügt es eben nicht, ein Platzhirsch im Kreis zu sein.


    Wir wollten deshalb wissen, ob Parteien Abgeordnete innerparteilich abstrafen, wenn sie in namentlichen Abstimmungen im Parlament häufig gegen die Parteilinie stimmen. In der Slowakei galt genau das Gegenteil: Hier sind Abgeordnete, die sich nicht an die Fraktionsdisziplin gehalten haben, sogar mit besseren Listenplätzen belohnt worden (vgl. Crisp et al. 2013). In Italien, wo die Parteien auf nationaler Ebene starke Kontrolle darüber haben, welcher Politiker wo im Land kandidiert, sind Politiker, die treu mit der Partei gestimmt haben, auch mit sicheren Positionen belohnt worden (vgl. Galasso und Nannicini 2015). Eine deskriptive Analyse zum Abstimmungsverhalten zu den Rettungspaketen im Deutschen Bundestag legt nahe, dass Abweichen von der Parteilinie innerparteilich bestraft wurde (vgl. Wimmel 2014).


    Wir haben alle 218 namentlichen Abstimmungen der Legislaturperiode 2009–2013 untersucht. Konzentriert haben wir uns auf die 257 über die Liste in den Bundestag eingezogenen Abgeordneten und insbesondere auf die Schwelle zu den »sicheren« Listenplätzen. Unsere Ergebnisse zeigen nicht, dass die Parteien Bundestagsabgeordnete für das Abweichen von der Parteilinie bei erneuten Nominierungen abgestraft haben.


    Empirische Analyse


    Deskriptive Statistiken


    Verwendet wurden Daten von der Internetseite des Deutschen Bundestages, vom Bundeswahlleiter und der Zeitung Die Zeit für die 17. Legislaturperiode, 2009–2013. Für diese Legislaturperiode standen auch Daten zu Nebentätigkeiten, Reden und Initiativen der Abgeordneten zur Verfügung. Von den 651 Mitgliedern des Deutschen Bundestages sind 298 direkt gewählt und 353 über die Liste eingezogen. 257 von diesen 353 Abgeordneten haben im Jahr 2013 für den 18. Deutschen Bundestag kandidiert – für diese 257 Abgeordneten kann untersucht werden, ob Abweichungen bei namentlichen Abstimmungen zu schlechteren Listenplätzen bei der anstehenden innerparteilichen Nominierungen für die Bundestagswahl 2013 geführt haben.2 Für jede der 218 namentlichen Abstimmungen 2009–2013 beobachten wir, ob ein einzelner Abgeordneter für oder gegen die Abstimmungsvorlage gestimmt hat bzw. sich enthalten oder gar nicht teilgenommen hat. Kodiert wurde eine einzelne Stimme als Abstimmung gegen die Parteilinie, wenn die Mehrheit der eigenen Fraktion anders abgestimmt hat. In dem Datensatz haben 62 Abgeordnete nie gegen die Parteilinie gestimmt. Alle anderen Abgeordneten hatten zwischen ein- und 40-mal gegen die Parteilinie gestimmt. Gemessen wird, wie oft ein einzelner Abgeordneter im Laufe der gesamten Legislaturperiode gegen die Parteilinie gestimmt hat in Relation zu allen namentlichen Abstimmungen, an denen er teilgenommen hat. Die Abbildungen 1 und 2 legen nahe, dass es keinen Zusammenhang zwischen dem Abweichen von der Parteilinie und den Listenpositionen gegeben hat. Ebenso zeigt Abbildung 3, dass es keinen negativen Zusammenhang zwischen Abweichen von der Parteilinie und den sicheren Listenpositionen, also den Listenplätzen, die bei der Wahl 2009 für den Einzug in den Bundestag ausreichten, gab. Wenn überhaupt ein Zusammenhang bestand, dann den, dass Abgeordnete für das Abweichen belohnt wurden. Hier zeigt jedoch ein Test auf Mittelwerte, dass kein statistischer Unterschied in den Abweichungsquoten zwischen Abgeordneten, die bestraft bzw. nicht bestraft wurden, zu bemerken ist.


    
    Abb. 1

[image: 656.png]


    
    Abb. 2

[image: 958.png]


    Von 2009 bis 2013 regierten im Bund CDU/CSU und FDP. In dem Datensatz mit 257 Abgeordneten waren 64 in der SPD, 64 in der FDP, 47 in der LINKEN und 62 Grüne. Weil viele CDU/CSU-Abgeordnete direkt in den Bundestag gewählt wurden, waren nur 20 CDU/CSU-Abgeordnete im Datensatz enthalten. Im Durchschnitt gehörten die Abgeordneten 8,66 Jahre dem Bundestag an. Elf Abgeordnete hatten Parteiämter inne, sechs waren Regierungsmitglieder. Die Abgeordneten haben bis zu 140 Reden gehalten, bis zu 139 Wortbeiträge geleistet und bis zu 43% der namentlichen Abstimmungen verpasst. Der höchste Nebenverdienst lag bei 724000 Euro während der gesamten Legislaturperiode, 196 Abgeordnete hatten gar keine Nebenverdienste.3 Je ca. 60% der Abgeordneten waren männlich und verheiratet. Die durchschnittliche Kinderzahl lag bei 1,36, das Durchschnittsalter bei 46,63 Jahren im Jahr 2009. Im Vergleich zur Wahl 2009 haben sich einzelne Abgeordnete bei der Wahl 2013 um bis zu zwölf Listenplätze verbessert oder bis zu 37 Listenplätze verschlechtert.


    Regressionsmodell und Ergebnisse


    In einem ökonometrischen Modell haben wir die Reaktionen der Parteien (Veränderung der Listenplätze von 2009 auf 2013) auf den Abweichungsquotienten bei namentlichen Abstimmungen und weitere Kontrollvariablen regressiert. Die Kontrollvariablen wie Nebenverdienste, Geschlecht, Alter, Parteizugehörigkeit etc. sind wichtig, weil sie sowohl unsere abhängige Variable (Reaktionen der Parteien) als auch den Abweichungsquotienten beeinflussen könnten. Mögliche rückwertige Kausalität zwischen der Reaktion der Parteien und dem Abweichungsquotienten haben wir adressiert, indem wir in Robustheitstests nur die namentlichen Abstimmungen untersucht haben, die zeitlich vor den innerparteilichen Nominierungen für die Bundestagswahlen 2013 gelegen haben. Die Schlussfolgerungen ändern sich nicht.


    Die Reaktion der Parteien wurden mittels drei abhängiger Variablen gemessen: (1) der Differenz zwischen den Listenplätzen 2013 und 2009, für die Kandidaten, die 2009 und 2013 über die Liste eingezogen sind; (2) wie in (1), nur mit dem Unterschied, dass 2013 nicht mehr kandidierende Abgeordnete nicht berücksichtigt wurden (Kandidaten konnten also auf den Listen »aufrutschen«); (3)einer Dummy-Variable, die den Wert 1 annimmt, wenn der Kandidat für die Wahl im Jahr 2013 keinen »sicheren« Listenplatz (gemäß dem Wahlausgang im Jahr 2009) bekommen hat.


    Die Ergebnisse zeigen nicht, dass die Parteien Abweichler bei namentlichen Abstimmungen bestraft haben. Der Abweichungsquotient erweist sich in unseren Regressionsanalysen nicht als statistisch signifikant. Viele Robustheitstests bestätigen dieses Ergebnis. Doch deuten Robustheitstests darauf hin, dass, wenn es einen negativen Zusammenhang zwischen dem Abweichungsquotienten und schlechteren Listenplätzen geben sollte, dieser auf die Reaktionen bezüglich männlicher Abgeordneter zurückzuführen ist.


    Schlussfolgerung


    In vielen empirischen Studien ist untersucht worden, wie Wähler auf das Verhalten von Politikern reagieren.4 Wähler haben Abgeordnete sogar für das Abweichen von der Parteilinie in namentlichen Abstimmungen belohnt. Neu ist zu untersuchen, wie Parteien auf das Abweichen von der Parteilinie reagieren. Unsere Ergebnisse auf Basis von Daten deutscher Bundestags­abgeordneter im Zeitraum 2009–2013 legen nicht nahe, dass Abweichler innerparteilich abgestraft wurden. Eine Erklärung dafür könnte sein, dass sich die Parteien nach außen offen für verschiedene Ansichten ihrer Bundestagsabgeordneten zeigen wollen. Solche Meinungsvielfalt kann die Parteien den Wählern sogar als besonders attraktiv erscheinen lassen. Unsere Ergebnisse lassen also vermuten, dass in den etablierten deutschen Parteien doch mehr Demokratie gelebt und einzelnen Abgeordneten mehr Freiheit bei namentlichen Abstimmungen zugestanden wird, als manche Theorien zur Abstrafung von Politikern befürchten lassen.
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    Endnoten


    
      
        1 Direkt gewählte Abgeordnete können sich ihrer Sache insbesondere dann sehr sicher sein, wenn sie mit sehr großen Abständen vor dem Zweitplatzierten gewählt werden (vgl. z.B. Kauder und Potrafke 2016).

      


      
        2 Um herkömmliche Abstimmungen in namentliche Abstimmungen zu verwandeln, bedarf es des Antrages einer Fraktion oder der Zustimmung von 5% aller Abgeordneten.

      


      
        3 Zu Nebenverdiensten und politischen Aktivitäten im Bundestag siehe Arnold et al. (2014).

      


      
        4 Zu Reaktionen von Wählern auf politische Skandale wie die bayerische Verwandtenaffäre aus dem Jahr 2013 vgl. beispielsweise Kauder und Potrafke (2015) sowie Rudolph und Däubler (2016).
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    ifo Konjunkturprognose 2017/2018: Deutsche Wirtschaft stark und stabil


    Der Aufschwung, in dem sich die deutsche Wirtschaft seit nunmehr 2013 befindet, gewinnt an Stärke und Breite. Das ifo Institut rechnet mit einem Zuwachs des realen Bruttoinlands­produkts von 1,8% im laufenden und 2,0% im kommenden Jahr. Wie schon in den vergangenen Jahren wird die konjunkturelle Entwicklung von der weiter lebhaften Konsumnachfrage der privaten Haushalte und der regen Bautätigkeit bestimmt. Einen zunehmenden Beitrag zum Aufschwung werden die Exporte leisten, die von den verbesserten Konjunkturaussichten im Euroraum und dem Rest der Welt profitieren. Deshalb dürften auch die bisher eher zur Schwäche tendierende Industriekonjunktur und die ebenfalls enttäuschenden Unternehmens­investitionen anziehen.


    1. Lage und Prognose der Weltwirtschaft


    1.1 Überblick


    Das weltwirtschaftliche Expansionstempo hat sich im zurückliegenden Winterhalbjahr wieder etwas verlangsamt, nachdem es in den vier Quartalen zuvor stets gestiegen war. Allerdings war diese Verlangsamung vor allem temporären Faktoren geschuldet. So machten sich im Schlussquartal 2016 Sonderfaktoren beim Außenhandel bemerkbar, während zu Beginn 2017 viele Haushalte in den USA angesichts des recht warmen Winters den Energiekonsum zurückgefahren haben. Zudem ging in den USA der Absatz an Personenwagen stark zurück. Dies war ein automatischer Gegeneffekt, nachdem die Autokäufe im Spätsommer regelrecht explodiert waren. Abseits derartiger mechanischer Effekte, war die zugrundeliegende konjunkturelle Dynamik in der Welt robust. Der globale Warenhandel verzeichnete im zurückliegenden Winterhalbjahr deutlich kräftigere Zuwächse als in den drei Quartalen zuvor, wo er nahezu stagniert hatte.


    In den großen fortgeschrittenen Volkswirtschaften ist die negative Lücke zum Produktionspotenzial, die im Zuge der Finanzkrise aufgeklafft war, entweder bereits geschlossen (USA, Japan) oder wurde in den zurückliegenden drei Jahren spürbar abgebaut (Euroraum). Dabei wird die Expansion des Bruttoinlandsprodukts zumeist durch binnenwirtschaftliche Kräfte getrieben. So erfreuen sich die privaten Haushalte in den Vereinigten Staaten einem robusten Beschäftigungsaufbau, stetig sinkender Kurz- und Langzeitarbeitslosigkeit und soliden Reallohnzuwächsen, trotz des zuletzt wieder gestiegenen Preisauftriebs. Zudem generieren in der Tendenz steigende Immobilienpreise und Aktienkurse positive Vermögenseffekte, die die Kauflaune der US-amerikanischen Konsumenten zusätzlich stützen. Auch die privaten Bau- und Ausrüstungsinvestitionen verzeichneten zuletzt robuste Zuwächse. Sie profitieren von den positiven Nachfrageaussichten und dem noch immer sehr günstigen Finanzierungsumfeld. Auch die Erdölförderindustrie in den USA stockt angesichts des zu Jahresbeginn wieder gestiegenen Ölpreises ihre Kapazitäten wieder auf.


    Im Euroraum hat sich das Expansionstempo seit Anfang 2016 kontinuierlich beschleunigt. Auch hier profitieren die privaten Haushalte von der langsamen aber stetigen Aufhellung auf dem Arbeitsmarkt sowie von dem Anstieg der Realeinkommen angesichts der niedrigen Inflation in den zurückliegenden zwei Jahren. Zudem wirkt die außerordentlich expansive Geldpolitik der Europäischen Zentralbank (EZB) stützend auf die private Investitionstätigkeit und verleiht den öffentlichen Haushalten zusätzlichen Ausgabenspielraum, der zumeist auch genutzt wird. Allerdings ist die Wirtschaftslage nicht in allen Ländern gleich. Während sich Deutschland und die Niederlande sowie einige ehemalige Krisenländer wie Spanien, Irland und Portugal bereits seit längerem in einem regelrechten Aufschwung befinden, bremsen strukturelle Schwächen auf den Arbeits- und Gütermärkten die wirtschaftliche Dynamik in Frankreich und Italien. Italien hat zusätzlich große Probleme im Bankensektor zu schultern, die eine Wiederbelebung der Kreditvergabe verhindern. Gleichwohl hat sich auch in diesen beiden Ländern die konjunkturelle Dynamik im Winterhalbjahr spürbar beschleunigt, so dass der Aufschwung im Euroraum an Breite gewonnen hat.


    Die wirtschaftliche Expansion in Japan hat zu Jahresbeginn 2017 ebenfalls etwas an Schwung gewonnen. Allerdings waren hierfür vor allem die Nettoexporte verantwortlich, die von der Abwertung des Yen profitierten. Der private Konsum und die aggregierten Investitionen hingegen leisten seit einiger Zeit äußerst geringe Beiträge zum Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts. So schlägt sich der stetige Rückgang der Arbeitslosenquote – Japan hat bereits nahezu Vollbeschäftigung erreicht – nicht in Lohnsteigerungen nieder, was die Kaufkraft der privaten Haushalte dämpft. Die Investitionstätigkeit wird durch mehrere strukturelle Schwächen der japanischen Ökonomie belastet. In Großbritannien hat sich die konjunkturelle Dynamik im ersten Quartal deutlich abgeschwächt, nachdem die Wirtschaft in den Quartalen zuvor robuste Zuwächse trotz zahlreicher Ungewissheiten im Zusammenhang mit dem Brexit verzeichnet hatte. Maßgeblich für die Verlangsamung der gesamtwirtschaftlichen Expansion zu Jahresbeginn war neben dem Rückgang der Nettoexporte nicht zuletzt der private Verbrauch, der unter der wechselkursbedingten Beschleunigung des Preisauftriebs zu leiden scheint.


    Auch in den großen aufstrebenden Volkswirtschaften ist die konjunkturelle Lage gut. Zwar legte die aggregierte Produktion in China im ersten Quartal 2017 etwas schwächer zu als im Sommerhalbjahr. Allerdings dürfte diese Verlangsamung nur vorübergehend sein, denn es wird erwartet, dass der Staat weiterhin am anvisierten Wachstumsziel von etwa 6,5% für dieses Jahr festhalten und durch zahlreiche Infrastruktur- und Ausgabenprogramme die Wirtschaft stützen wird. Kräftige Zuwächse verzeichneten im ersten Quartal auch Indien, sowie viele ostasiatische Volkswirtschaften. Insbesondere in dieser Region kam es im Winterhalbjahr zu einem deutlichen Anstieg des Warenhandels. Zudem befinden sich auch Russland und Brasilien wieder auf Expansionskurs. Als Rohstoffexporteure durchliefen beide Länder in den Jahren 2015 und 2016 eine Rezession, die durch den scharfen Rückgang der Preise für Erdöl sowie weiterer Rohstoffe im Herbst 2014 bedingt war.


    Dennoch bleibt die weltwirtschaftliche Entwicklung nach wie vor durch zahlreiche Ungewissheiten gekennzeichnet. Zwar sind manche Negativszenarien im Frühjahr nicht eingetreten. So gingen bei den in Frankreich und den Niederlanden abgehaltenen Wahlen die populistischen Parteien, die sich für einen Austritt aus der EU ausgesprochen hatten, als Verlierer hervor. Zudem scheint der im November 2016 gewählte US-Präsident Donald Trump seine Pläne für umfangreiche Revisionen vorhandener Freihandelsabkommen und deutlich mehr Protektionismus vorerst nicht realisieren zu können oder zu wollen. Trotzdem hängen noch immer dichte Wolken am weltwirtschaftlichen Himmel. Zum einen zeichnet sich ab, dass sich die Verhandlungen zwischen der EU und Großbritannien im Zusammenhang mit dem bevorstehenden Austritt des Landes aus der Union (»Brexit«) als zäh erweisen könnten. Zum anderen bleibt die künftige politische, fiskalische und handelspolitische Ausrichtung der USA unter Präsident Trump weiter ungewiss. Schließlich bleibt unklar, ob und wann in Italien Neuwahlen abgehalten werden und ob dabei politische Parteien als Sieger hervorgehen, die das Land aus dem Euroraum führen wollen. Diese Ungewissheiten dürften sich dämpfend auf die Investitionsbereitschaft und die Kauflaune in weiten Teilen der Welt auswirken.


    1.2 Geldpolitik weiter uneinheitlich


    In den großen fortgeschrittenen Volkswirtschaften ist die Geldpolitik nach wie vor spürbar stützend ausgerichtet. Dabei wurde ihr Expansionsgrad in den zurückliegenden sechs Monaten in den einzelnen Ökonomien in sehr unterschiedlichem Maße adjustiert, was die Heterogenität hinsichtlich des Preisdrucks sowie der allgemeinen konjunkturellen Lage widerspiegelt. So hat die US-Notenbank (Fed) seit Dezember 2016 bereits drei Mal die Leitzinsen um jeweils 0,25 Prozentpunkte angehoben. Somit liegt das Zielband für die sog. Federal Funds Rate aktuell zwischen 1,00% und 1,25%. Hingegen haben die Notenbanken des Euroraums (EZB) und Japans (Bank of Japan) den Leitzins jeweils bei null belassen und die umfangreichen quantitativen Programme zum Ankauf von Wertpapieren fortgesetzt. Die jüngste Beschleunigung des Preisauftriebs im Euroraum ist weitgehend auf temporäre Faktoren – wie dem Erdölpreisanstieg zu Jahresbeginn – zurückzuführen. Zwar hat auch der zugrundeliegende Inflationsdruck gemessen an der Kerninflationsrate auf etwas mehr als 1% zugenommen; allerdings liegt diese Rate noch immer deutlich unterhalb der Zielmarke der EZB von knapp 2%. Die Bank of Japan hat nach wie vor mit einer Inflation zu kämpfen, die hartnäckig bei nahe 0% verharrt. In Großbritannien wurden schließlich die geldpolitischen Zügel nach dem Brexit-Referendum im Sommer 2016 gelockert, um Verwerfungen an den Finanzmärkten vorzubeugen. Die Bank of England hat sich bereit erklärt, bei Bedarf weitere stützende Maßnahmen zu ergreifen.


    Im Prognosezeitraum dürfte die US-Notenbank den Zinsanhebungszyklus, wenngleich moderat, fortsetzen. In diesem Jahr ist mit einem weiteren Zinsschritt zu rechnen, denen drei weitere im Jahr 2018 folgen dürften, so dass das Zielband für die Federal Funds Rate gegen Ende 2018 bei 2,0% bis 2,5% liegt. Die EZB und die Bank of Japan haben signalisiert, dass sie zunächst an ihrer Politik der Quantitativen Lockerung festhalten und von Zinsschritten absehen würden. Allerdings wird in der vorliegenden Prognose unterstellt, dass sich der Aufschwung im Euroraum weiter festigt und deshalb die EZB im kommenden Jahr mit dem Ausstieg aus dem Wertpapierankaufprogramm beginnen wird. Die Bank of England dürfte die Geldpolitik vor dem Hintergrund des ungewissen Verlaufs der Brexit-Verhandlungen vorerst nicht wieder straffen.


    Auch in den großen aufstrebenden Volkswirtschaften war die Geldpolitik in den vergangenen Monaten uneinheitlich. So hat die chinesische Notenbank seit dem Frühjahr 2016, trotz des niedrigen Preisauftriebs, von einer Ausweitung des Expansionsgrades abgesehen. Dadurch sollen Überhitzungstendenzen am Immobilienmarkt sowie bei der Kreditvergabe an den ohnehin stark verschuldeten Unternehmenssektor vermieden werden. Zudem verschärfte die chinesische Notenbank die Kapitalverkehrskontrollen und führte Restriktionen bei der Kreditkartennutzung für Privatpersonen ein. Damit soll dem anhaltenden Kapitalabzug aus China entgegengewirkt werden. Angesichts der binnenwirtschaftlichen Überhitzungsgefahren, ist im Prognosezeitraum mit einer leichten Straffung der Geldpolitik zu rechnen. Hingegen sehen sich die Notenbanken, Brasiliens, Russlands und Indiens, angesichts zurückgehender Inflationsraten, zumeist stabiler Währungen und solider Zuflüsse ausländischen Kapitals, einem größeren Spielraum für geldpolitische Lockerungen gegenüber. Diesen dürfte allerdings nur sehr vorsichtig genutzt werden, da dies unerwünschte Währungsabwertungen im Zusammenhang mit der geldpolitischen Straffung in den USA zur Folge haben könnte.


    1.3 Finanzpolitische Konsolidierung auf die lange Bank geschoben


    In den fortgeschrittenen Volkwirtschaften dürften im Prognosezeitraum keine nennenswerten Impulse von der Finanzpolitik ausgehen. Da noch keine konkreten Pläne der neuen US-Regierung für Steueränderungen oder Ausgabenausweitungen vorliegen, wird in der vorliegenden Prognose unterstellt, dass die fiskalische Ausrichtung in den USA auch im Prognosezeitraum in etwa neutral bleibt. Trotz der hohen Staatsverschuldung von mehr als 200% in Relation zum Bruttoinlandsprodukt wurde in Japan im vergangenen Jahr ein neues Konjunkturprogramm aufgelegt. Darüber hinaus wurde eine umfangreiche Mehrwertsteuererhöhung, die ursprünglich für April 2017 geplant war, auf das Jahr 2019 verschoben. Entsprechend fällt der kontraktive fiskalische Impuls im Prognosezeitraum deutlich geringer aus. Im Euroraum wird vielerorts trotz der hohen Staatsverschuldung seit einiger Zeit nicht mehr konsolidiert. Vielmehr dürfte die Fiskalpolitik im Prognosezeitraum sogar leicht gelockert werden. Spielraum dafür geben vor allem die deutlich gesunkenen Zinsen auf öffentliche Anleihen und die Toleranz der EU-Kommission in Fällen der Nichteinhaltung der fiskalischen Regeln.


    In den großen aufstrebenden Volkswirtschaften dürften im Prognosezeitraum zumeist positive Impulse von der Finanzpolitik kommen. In China dürften umfangreiche öffentliche Investitionsprogramme implementiert werden, um eine nennenswerte Unterschreitung des von der Regierung beschlossenen Wachstumsziels zu vermeiden. In Indien wurden im vergangenen Herbst die Löhne im öffentlichen Sektor massiv erhöht. Auch in Russland dürften die öffentlichen Investitions- und Konsumausgaben ausgeweitet werden. Lediglich in Brasilien wird die Finanzpolitik im Prognosezeitraum leicht kontraktiv ausgerichtet sein.


    1.4 Ausblick


    Nach der temporären, weitgehend durch nichtkonjunkturelle Sonderfaktoren bedingten Verlangsamung in den zurückliegenden zwei Quartalen dürfte das Tempo der weltwirtschaftlichen Expansion im Sommerhalbjahr 2017 wieder spürbar anziehen (vgl. Abb. 1.1). Darauf deutet die Mehrzahl der konjunkturellen Frühindikatoren hin. So hat sich das ifo Weltwirtschaftsklima im April erneut spürbar auf breiter Front verbessert, nachdem es bereits seit Mitte 2016 kontinuierlich gestiegen war (vgl. Abb. 1.2). Auch die Einkaufsmanagerindizes für die großen Industrie- und Schwellenländer lagen im Mai deutlich im Expansionsbereich. Zwar haben die Indikatoren des Unternehmensvertrauens in den USA seit April – als die politische Durchsetzung umfangreicher fiskalischer Stimuli zusehends unwahrscheinlich wurde – etwas nachgegeben, sie bleiben jedoch nach wie vor hoch, was eine Fortsetzung der gesamtwirtschaftlichen Expansion mit robusten Raten signalisiert. Die Zuwachsrate der aggregierten Wirtschaftsleistung in den USA dürfte im zweiten Quartal 2017 auch deswegen recht hoch ausfallen, da eine Normalisierung des privaten Verbrauchs einen automatischen Gegeneffekt zu seiner witterungsbedingten Schwäche zu Jahresbeginn erzeugen wird. Dennoch werden die zahlreichen Ungewissheiten im Zusammenhang mit dem bevorstehenden Brexit sowie die künftige politische und wirtschaftspolitische Ausrichtung der USA im gesamten Prognosezeitraum die Expansion der privaten Investitionen und jene der Nachfrage nach langlebigen Konsumgütern dämpfen. Dieser negative Effekt dürfte sich vor allem in Großbritannien bemerkbar machen. Ab kommendem Herbst wird die Zuwachsrate der globalen Produktion voraussichtlich tendenziell abnehmen. Verantwortlich dafür werden vor allem die trendmäßige Verlangsamung des Wirtschaftswachstums in China und die restriktiver werdende Finanzpolitik in Japan sein.


    
    Abb. 1.1
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    Abb. 1.2
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    Insgesamt bleibt die Weltwirtschaft auch im Prognosezeitraum auf robustem Expansionskurs (vgl. Tab.1.1). In diesem Jahr dürfte die gesamtwirtschaftliche Produktion in der Welt mit 3,0% zunehmen; im kommenden Jahr dürfte die Rate leicht auf 2,9% zurückgehen. Zwar sind diese Zuwachsraten nur etwa halb so hoch wie in den Jahren vor der globalen Finanzkrise. Dennoch sind die konjunkturellen Aussichten heute günstiger als noch vor einem halben Jahr. Im Vergleich zur Winterprognose 2016 wurden die Wachstumsraten nahezu aller Regionen für dieses und für kommendes Jahr um durchschnittlich 0,2 Prozentpunkte nach oben revidiert (vgl. Abb. 1.3). Auch der Zuwachs des Weltwarenhandels dürfte kräftiger ausfallen als noch vor einem halben Jahr prognostiziert. Er wird im Jahr 2017 preisbereinigt voraussichtlich um 4,9% und im kommenden Jahr um 4,0% expandieren. Mit diesen Zuwachsraten, die mehr als doppelt so hoch wie im Durchschnitt der vergangenen fünf Jahre ausfallen, wird der Welthandel wieder zu einem wichtigen Treiber der internationalen Konjunktur werden.


    Tab. 1.1


    
      
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Reales Bruttoinlandsprodukt in der Welt

          
        


        
          	

          	
            Gewichta

          

          	
            Bruttoinlandsprodukt

          

          	
            Verbraucherpreise

          
        


        
          	
            Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in %

          
        


        
          	
            2015

          

          	
            2016

          

          	
            2017

          

          	
            2018

          

          	
            2015

          

          	
            2016

          

          	
            2017

          

          	
            2018

          
        


        
          	
            Industrieländer

          
        


        
          	
            EU 28

          

          	
            27,5

          

          	
            2,2

          

          	
            1,9

          

          	
            2,1

          

          	
            1,7

          

          	
            0,0

          

          	
            0,3

          

          	
            1,9

          

          	
            1,6

          
        


        
          	
            USA

          

          	
            25,7

          

          	
            2,6

          

          	
            1,6

          

          	
            2,2

          

          	
            2,1

          

          	
            0,1

          

          	
            1,3

          

          	
            2,4

          

          	
            2,4

          
        


        
          	
            Japan

          

          	
            6,8

          

          	
            1,1

          

          	
            1,0

          

          	
            1,2

          

          	
            1,0

          

          	
            0,8

          

          	
            –0,1

          

          	
            0,5

          

          	
            0,8

          
        


        
          	
            Asiatische Tigerstaatenb

          

          	
            3,7

          

          	
            3,3

          

          	
            2,2

          

          	
            2,2

          

          	
            2,2

          

          	
            0,5

          

          	
            1,1

          

          	
            1,5

          

          	
            1,9

          
        


        
          	
            Industrieländer insg.c

          

          	
            63,7

          

          	
            2,3

          

          	
            1,7

          

          	
            2,1

          

          	
            1,8

          

          	
            0,2

          

          	
            0,7

          

          	
            1,9

          

          	
            1,9

          
        


        
          	
            Schwellenländer

          
        


        
          	
            Russland

          

          	
            3,0

          

          	
            –3,7

          

          	
            –0,2

          

          	
            0,5

          

          	
            1,5

          

          	
            12,9

          

          	
            5,4

          

          	
            4,1

          

          	
            4,5

          
        


        
          	
            China

          

          	
            15,3

          

          	
            7,5

          

          	
            6,7

          

          	
            6,6

          

          	
            6,3

          

          	
            1,4

          

          	
            2,0

          

          	
            1,8

          

          	
            2,8

          
        


        
          	
            Indien

          

          	
            3,0

          

          	
            7,5

          

          	
            7,4

          

          	
            7,1

          

          	
            7,7

          

          	
            4,9

          

          	
            5,1

          

          	
            5,0

          

          	
            5,0

          
        


        
          	
            Südostasiatische Schwellenländerd

          

          	
            7,1

          

          	
            4,4

          

          	
            4,6

          

          	
            5,4

          

          	
            4,8

          

          	
            3,5

          

          	
            2,4

          

          	
            3,6

          

          	
            3,8

          
        


        
          	
            Lateinamerikae

          

          	
            7,8

          

          	
            –0,5

          

          	
            –0,9

          

          	
            1,4

          

          	
            2,3

          

          	
            16,2

          

          	
            34,8

          

          	
            32,6

          

          	
            19,3

          
        


        
          	
            Schwellenländer insg.

          

          	
            36,3

          

          	
            4,2

          

          	
            4,1

          

          	
            4,8

          

          	
            4,9

          

          	
            6,3

          

          	
            9,7

          

          	
            9,2

          

          	
            6,9

          
        


        
          	
        


        
          	
            Weltwirtschaft

          

          	
            100,0

          

          	
            3,0

          

          	
            2,6

          

          	
            3,0

          

          	
            2,9

          

          	
            2,4

          

          	
            4,0

          

          	
            4,6

          

          	
            3,7

          
        


        
          	
            nachrichtlich:

          
        


        
          	
            ifo Exportindikatorf

          

          	

          	
            2,2

          

          	
            1,7

          

          	
            2,1

          

          	
            1,8

          

          	
            

          

          	

          	

          	
        


        
          	
            Welthandel, realg

          

          	
            

          

          	
            2,0

          

          	
            1,4

          

          	
            4,9

          

          	
            4,0

          

          	
            

          

          	
            

          

          	
            

          

          	
            

          
        


        
          	
            Annahmen

          
        


        
          	
            Ölpreis $/Barrel (Brent)

          

          	

          	

          	
            44,7

          

          	
            50,2

          

          	
            51,3

          

          	

          	

          	

          	
        


        
          	
            Wechselkurs $/€

          

          	
            

          

          	
            

          

          	
            1,11

          

          	
            1,10

          

          	
            1,12

          

          	
            

          

          	
            

          

          	
            

          

          	
            

          
        


        
          	
            a Gewichtet mit dem Bruttoinlandsprodukt von 2014 in US-Dollar. b Gewichteter Durchschnitt aus Südkorea, Taiwan, Singapur und Hongkong. c Gewichteter Durchschnitt aus den EU-28-Ländern, USA, Japan, Kanada, Schweiz, Norwegen, Südkorea, Taiwan, Singapur, Hongkong. d Gewichteter Durchschnitt aus: Indonesien, Thailand, Malaysia, Philippinen. e Gewichteter Durchschnitt aus: Brasilien, Mexiko, Argentinien, Venezuela, Kolumbien, Chile. f Bruttoinlandsprodukte von 36 Ländern gewichtet mit Anteilen am deutschen Export. g Welthandel von Waren in Abgrenzung von CPB.

          
        


        
          	
            Quelle: OECD; IWF, CPB; Berechnungen des ifo Instituts; 2017 und 2018: Prognose des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Das Expansionstempo in den fortgeschrittenen Volkswirtschaften wird auch im Prognosezeitraum uneinheitlich ausfallen. Vergleichsweisekräftigere Zuwächse wird die aggregierte Produktionsleistung in den Vereinigten Staaten verzeichnen. Dort sind die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen überaus günstig. Diese werden die Ausweitung des privaten Verbrauchs in diesem und im nächsten Jahr stützen und zudem eine solide Investitionsbereitschaft der privaten Unternehmen nach sich ziehen. Zudem wird die Kapitalakkumulation in den USA von weiterhin günstigen Finanzierungsbedingungen profitieren, denn die Fed dürfte die geldpolitischen Zügel nur allmählich straffen. Schließlich sind nach dem Anstieg des Erdölpreises zu Jahresbeginn auch Investitionen in die Förderung dieses Rohstoffes wieder rentabel geworden. Insgesamt dürfte das Bruttoinlands­produkt der USA, nach einer durch Sonderfaktoren bedingten temporären Beschleunigung im zweiten Quartal 2017, im weiteren Prognosezeitraum in etwa mit seiner Trendwachstumsrate von annualisiert 2% zulegen (vgl. Abb. 1.4 und Tab. 1.2). Auch im Euroraum dürfte die gesamtwirtschaftliche Wirtschaftsleistung im Prognosezeitraum dynamisch zulegen. Stützend wirkt hier, neben der spürbar expansiven Ausrichtung der Geldpolitik, auch die zunehmende Erholung am Arbeitsmarkt, die den Lohndruck verstärken und das Verbrauchervertrauen weiter festigen dürfte. Auch die inzwischen hohe Kapazitätsauslastung dürfte die Unternehmen veranlassen, die Investitionstätigkeit mit robusten Raten auszuweiten. Dennoch leidet der Euroraum nach wie vor unter den massiven strukturellen Schwächen einiger Mitgliedsländer – etwa dem großen Volumen ausfallgefährdeter Kredite in den Bankbilanzen in Italien und Portugal und die geringe Wettbewerbsfähigkeit der französischen und italienischen Volkswirtschaften. In Japan ist mit einem deutlich geringeren gesamtwirtschaftlichen Expansionstempo im Prognosezeitraum zu rechnen. Hier machen sich die Belastungen durch strukturelle Faktoren wie ein schrumpfendes Erwerbspersonenpotenzial und ein relativ geringes Produktivitätswachstum bemerkbar. Zudem wird der positive Impuls des jüngst aufgelegten Konjunkturprogramms allmählich auslaufen. In Großbritannien dürften schließlich die wirtschaftspolitischen Ungewissheiten im Zusammenhang mit dem bevorstehenden Austritt aus der EU die Investitions- und Ausgabenbereitschaft der privaten Wirtschaftsakteure eintrüben und somit das Expansionstempo etwas dämpfen.


    
    Abb. 1.3
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    Abb. 1.4
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    Tab. 1.2


    
      
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Eckdaten zur Wirtschaftsentwicklung in den USA

          
        


        
          	

          	
            2015

          

          	
            2016

          

          	
            2017

          

          	
            2018

          
        


        
          	
            Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in %

          
        


        
          	
            Reales Bruttoinlandsprodukt

          

          	
            2,6

          

          	
            1,6

          

          	
            2,2

          

          	
            2,1

          
        


        
          	
            Privater Konsum

          

          	
            3,2

          

          	
            2,7

          

          	
            2,4

          

          	
            2,2

          
        


        
          	
            Staatskonsum und -investitionen

          

          	
            1,8

          

          	
            0,8

          

          	
            0,5

          

          	
            1,3

          
        


        
          	
            Private Anlageinvestitionen

          

          	
            4,0

          

          	
            0,7

          

          	
            4,1

          

          	
            3,2

          
        


        
          	
            Vorratsveränderungena

          

          	
            0,2

          

          	
            –0,1

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          
        


        
          	
            Inländische Verwendunga

          

          	
            3,3

          

          	
            1,8

          

          	
            2,3

          

          	
            2,1

          
        


        
          	
            Exporte

          

          	
            0,1

          

          	
            0,4

          

          	
            2,7

          

          	
            2,7

          
        


        
          	
            Importe

          

          	
            4,6

          

          	
            1,1

          

          	
            4,2

          

          	
            3,8
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            –0,7

          

          	
            –0,1

          

          	
            –0,2

          

          	
            –0,1
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            0,1

          

          	
            1,3

          

          	
            2,4

          

          	
            2,4

          
        


        
          	
            In % des nominalen Bruttoinlandsprodukts

          
        


        
          	
            Budgetsaldob

          

          	
            –2,4

          

          	
            –3,2

          

          	
            –3,3

          

          	
            –3,5

          
        


        
          	
            Leistungsbilanzsaldo

          

          	
            –2,6

          

          	
            –2,6

          

          	
            –2,8

          

          	
            –2,8

          
        


        
          	
            In % der Erwerbspersonen

          

          	
            

          

          	
            

          

          	
            

          

          	
            

          
        


        
          	
            Arbeitslosenquote

          

          	
            5,3

          

          	
            4,9

          

          	
            4,6

          

          	
            4,4

          
        


        
          	
            a Wachstumsbeitrag. b Budget des Bundes, Fiskaljahr.

          
        


        
          	
            Quelle: Bureau of Economic Analysis; Bureau of Labour Statistics; ab 2017 Prognose des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Die zusammengefasste Wirtschaftsleistung der Schwellenländer wird sich im Prognosezeitraum allmählich etwas verlangsamen. Zwar haben Brasilien und Russland, angesichts der Stabilisierung der Ölpreise und der Notierungen weiterer Rohstoffe, die Rezession überwunden und dürften im Prognosezeitraum mit moderat steigenden Raten zulegen. Allerdings dürfte sich die trendmäßige Abnahme des Wirtschaftswachstums in China weiter fortsetzen. Maßgeblich dafür werden das rückläufige Erwerbspersonenpotenzial sowie die natürliche Verlangsamung der Kapitalakkumulation und der ge­samtwirtschaftlichen Produktivitätszuwächse im Zuge der langfristigen Entwicklung der Volkswirtschaft von einem Schwellen- zu einem Industrieland sein. Um ihre Wachstumsziele von etwa 6,5% pro Jahr zu erreichen, dürfte die chinesische Wirtschaftspolitik auch im Prognosezeitraum zugleich auf expansive und kontraktive Eingriffe zurückgreifen. Dabei wird die Expansion in überhitzenden Wirtschaftsbereichen gedämpft, während abkühlende Sektoren sich einer zusätzlichen Stimulierung erfreuen dürften.


    1.5 Risiken


    In der vorliegenden Prognose wird unterstellt, dass die Brexit-Verhandlungen zwischen Großbritannien und der EU ohne nennenswerte Verwerfungen verlaufen und sich frühzeitig ein Austritt abzeichnet, bei dem es zu keinen signifikanten Beeinträchtigungen der gegenwärtig bestehenden wirtschaftlichen Verflechtungen zwischen der EU und Großbritannien kommt. Im Frühjahr 2017 wurden die Verhandlungen zwischen der EU und Großbritannien hinsichtlich der künftigen Ausgestaltung der politischen und wirtschaftlichen Beziehungen offiziell aufgenommen. Der formale Austritt soll im März 2019 erfolgen. Allerdings besteht noch keinerlei Klarheit darüber, wie ein neues Abkommen aussehen könnte. Sollte etwa die getroffene Einigung den Aufbau neuer Schranken für den Güterhandel und den Kapitalverkehr vorsehen, so gäbe es spürbare negative Folgen für das mittelfristige Wirtschaftswachstum in Europa sowie, wenngleich in geringerem Maße, in anderen Regionen der Welt. Aber auch bereits im Prognosezeitraum könnte es zu Belastungen für die Investitionstätigkeit in Großbritannien und in der EU kommen, gerade wenn die Verhandlungen durch eine mangelnde Kooperationsbereitschaft beider Parteien gekennzeichnet sind und dadurch die Wahrscheinlichkeit für ein wirtschaftlich unvorteilhaftes Austrittsszenario (»harter Brexit«) zunimmt.


    Auch wird in dieser Prognose angenommen, dass die US-Regierung die bereits geltenden Freihandelsabkommen im Prognosezeitraum nicht nennenswert revidiert. Da noch keine konkreteren Pläne oder gar Beschlüsse vorliegen, wird unterstellt, dass die finanzpolitische Ausrichtung der USA im Prognosezeitraum unverändert bleibt. Allerdings ist die künftige wirtschafts-, außen- und sicherheitspolitische Ausrichtung der USA ist seit den Präsidentschaftswahlen im November 2016 mit großer Ungewissheit behaftet und stellt daher eine Quelle positiver wie negativer Risiken für die weltwirtschaftliche Entwicklung in den kommenden Jahren dar. So hat der neu gewählte Präsident während des Wahlkampfs für eine starke Ausweitung der staatlichen Infrastrukturinvestitionen in Verbindung mit Unternehmenssteuersenkungen, einer merklich protektionistischeren Außenhandelspolitik und einem deutlichen Abbau des internationalen sicherheitspolitischen Engagements seines Landes geworben. Ob, in welchem Umfang und wann diese Vorhaben umgesetzt werden können, ist noch völlig ungewiss. Die Implementierung massiver schuldenfinanzierter fiskalischer Stimuli erscheint derzeit, angesichts der Sitzverhältnisse in beiden Parlamentskammern, eher unwahrscheinlich. Sollte dennoch eine kräftige Erhöhung des finanzpolitischen Expansionsgrades durchgeführt werden, würde dies die Konjunktur in den USA und dem Rest der Welt signifikant ankurbeln. Mittelfristig könnten gerade umfangreiche Senkungen der Unternehmenssteuern die relative Wettbewerbsfähigkeit der USA zulasten anderer Regionen erhöhen. Negative Risiken für die Weltwirtschaft gehen von einem eventuellen Übergang der USA zu mehr Protektionismus in der Handelspolitik aus. Dies würde den Welthandel belasten und das Potenzial für technologische Spill-Overs in weiten Teilen der Welt reduzieren. Schließlich könnte eine starke Reduktion der sicherheitspolitischen Beteiligung der USA innerhalb der NATO oder bei internationalen Krisen und Konflikten die politische Unsicherheit in vielen Ländern zunehmen lassen und die Investitionstätigkeit dort spürbar dämpfen.


    



    2. Lage und Prognose der Wirtschaft im Euroraum


    2.1 Aufschwung gewinnt an Kraft und Breite


    Der Aufschwung, in dem sich der Euroraum nun schon seit 2013 befindet, gewann im Winterhalbjahr sowohl an Kraft als auch an Breite. Die Zunahme des realen Bruttoinlandsprodukts gegenüber dem Vorquartal beschleunigte sich auf 0,5% im vierten Quartal 2016 und 0,6% im ersten Quartal 2017, nachdem der Produktionsanstieg im Sommer davor noch bei 0,3 bzw. 0,4% lag. Von diesem Aufschwung wurden mittlerweile alle großen Mitgliedstaaten erfasst. Der Produktionszuwachs in den fünf größten Volkswirtschaften (Deutschland, Frankreich, Italien, Spanien und die Niederlande) wich im ersten Quartal 2017 durchschnittlich nur noch um ±0,15 Prozentpunkte vom Zuwachs im Euroraum insgesamt ab; im vergangenen Sommer war diese Dispersion noch mehr als doppelt so groß.


    Zu dieser Verbreiterung des Aufschwungs haben insbesondere Italien und Frankreich beigetragen. Nachdem dort die gesamtwirtschaftliche Produktion in den Jahren 2014 bis 2016 im Schnitt nur um 0,2% pro Quartal stieg, konnte das reale Bruttoinlandsprodukt zu Beginn dieses Jahres um 0,4% zulegen. In Deutschland und den Niederlanden hat sich der Aufschwung mit durchschnittlichen Zuwachsraten in ähnlicher Größenordnung bereits seit einigen Jahren gefestigt. Die schwungvollste Expansion erfährt Spanien seit dem Ende der Rezession, die dort in den Jahren 2011 bis 2013 herrschte. Seither nimmt das reale Bruttoinlands­produkt mit Raten von durchschnittlich 0,7% pro Quartal zu; zu Beginn dieses Jahre beschleunigte sich der Zuwachs gar auf 0,8% (vgl. Kasten »Zu den konjunkturellen Triebkräften in Spanien«).


    Zu den konjunkturellen Triebkräften in Spanien


    
      Nach zwei tiefen Rezessionen in den Jahren 2008/2009 und 2011–2013 befindet sich die spanische Volkswirtschaft seit dem vierten Quartal 2013 in einem kräftigen Aufschwung (vgl. Abb. 2.1). Mit jährlichen Expansionsraten von jeweils 3,2% in den Jahren 2015 und 2016 verzeichnet Spanien das höchste Wachstum unter den großen Mitgliedsländern des Euroraums. Die Haupttreiber dieser Entwicklung sind der private Konsum, der durch den Ölpreisverfall und den Beschäftigungsaufbau im Exportsektor begünstigt wurde, und die Investitionen, die nicht länger durch restriktiv wirkende fiskalische Maßnahmen zurückgehalten, sondern sogar von leichten Steuersenkungen stimuliert wurden. Die Normalisierung der Lage im Bankensektor trug ebenfalls zum Aufschwung bei.


      
      Abb. 2.1
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      Die gesamtwirtschaftlichen Triebkräfte während der letzten Rezession und während des aktuellen Aufschwungs können durch eine Zerlegung der Zunahme des realen Bruttoinlandsprodukts in die verwendungsseitigen Wachstumsbeiträge dargestellt werden (vgl. Abb. 2.2). In den Jahren 2011–2013 hat alleine der Außenhandel einen positiven Wachstumsbeitrag zur Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts liefern können. Die Exporte konnten weiter zulegen, und die Importe waren rückläufig. Durch den Anstieg der Beschäftigung im Exportsektor übertrug sich der außenwirtschaftliche Impuls schließlich auch auf die heimische Wirtschaft. In der so eingeleiteten Expansionsphase seit dem vierten Quartal 2013 haben vor allem der private Konsum, aber auch die Investitionen, die starke Expansion der gesamtwirtschaftlichen Produktion getrieben. Dagegen fielen im Aufschwung die Wachstumsbeiträge des staatlichen Konsums und des Außenhandels vergleichsweise gering aus. Die stark steigenden Importe hoben vor allem in den Jahren 2014 und 2015 den positiven Wachstumsbeitrag der Exporte fast vollständig auf.


      
      Abb. 2.2
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      Die Arbeitslosenquote hat sich nach den Höchstständen von über 26% im Jahr 2013 auf etwa 18% zu Beginn dieses Jahres reduziert. Gleichzeitig nahm die Anzahl der im Inland erwerbstätigen Personen seit 2013 um knapp 1,3 Mio. Personen zu. Der mit dem Beschäftigungszuwachs einhergehende Anstieg der verfügbaren Einkommen belebte zusammen mit dem Kaufkraftgewinn in Folge des Ölpreisverfalls ab dem vierten Quartal 2013 den privaten Konsum. Während des Aufschwungs expandierten aber auch die Investitionen sehr dynamisch. Insbesondere die Ausrüstungsinvestitionen nahmen stark zu (7,6% im Durchschnitt der Jahre 2014–2016). Die Bauinvestitionen wurden mit etwas geringen Raten ausgeweitet (3,7% im Durschnitt der Jahre 2014–2016).


      Die zunehmende Auslandsnachfrage nach spanischen Waren und Dienstleistungen leitete bereits während der Rezession die wirtschaftliche Erholung Spaniens ein, als die Inlandsnachfrage noch negative Wachstumsbeiträge leistete. Seit 2012 übersteigen die spanischen Exporte die Importe. Dieser Handelsbilanzüberschuss vergrößerte sich insbesondere bis 2013 und ist danach in etwa konstant geblieben (vgl. Abb. 2.3).


      
      Abb. 2.3
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      Die Verbesserung der Handelsbilanz, die dem Aufschwung voranging, kann sowohl auf eine Verbesserung der preislichen Wettbewerbsfähigkeit, als auch auf die zurückgehende heimische Nachfrage zurückgeführt werden. Nach einer Abwertung des realen effektiven Wechselkurses seit 2009 verteuerten sich die spanischen Importe, während sich die spanischen Exporte für ausländische Kunden verbilligten (vgl. Abb. 2.4). Zunächst war die Zunahme der preislichen Wettbewerbsfähigkeit ab 2010 Folge der Abwertung des Euro. Seit 2013 dominiert das Absinken des spanischen Preisniveaus gegenüber dem übrigen Euroraum und den weltweit wichtigsten Handelspartnern die Entwicklung des realen effektiven Wechselkurses.


      
      Abb. 2.4
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      Der Rückgang der Einkommen während der Rezession ab 2011 trug zusätzlich dazu bei, dass sich die Einfuhren verringerten. Allerdings hatte eine sehr schwache heimische Nachfrage in Spanien nach einer Studie von Belke et al. (2015) auch einen positiven Effekt auf die Ausfuhren. Demnach sind Unternehmen eher bereit, die Kosten für einen ausländischen Markteintritt zu leisten und somit von der für sie noch nicht erschlossenen ausländischen Nachfrage zu profitieren, wenn ihre Kapazitätsauslastung unter einen gewissen Schwellenwert fällt.


      Insgesamt sind seit 2010 sowohl die Ausfuhren von Waren als auch die Ausfuhren von Dienstleistungen gestiegen. Als Teil der Dienstleistungsexporte nimmt der Tourismus in Spanien eine prominente Rolle ein. Im Jahr 2015 generierte das Geschäft mit ausländischen Touristen 5,3% des spanischen Bruttoinlandsproduktes. Zwischen 2010 und 2016 stieg die Anzahl der ankommenden ausländischen Touristen in Spanien um mehr als 20 Millionen, was unter anderem auf die wirtschaftliche Erholung in anderen europäischen Ländern und die instabile Lage in Ländern in Nordafrika (und später auch in der Türkei) zurückgeführt werden kann.


      Dieser Tourismusboom wirkte sich positiv auf die Beschäftigung aus. 22% der seit 2013 neu geschaffenen Arbeitsplätze entstanden im Gastgewerbe. Ein ebenso hoher Anteil wurde im selben Zeitraum in der Industrie und im Transportgewerbe geschaffen, was von steigenden Warenexporten begünstig wurde (vgl. Fernández 2017). Somit kam vom Exportsektor ein wichtiger Impuls für die Beschäftigung.


      Zwar ist der Beitrag der konsumtiven Staatsausgaben zum Wirtschaftswachstum während des aktuellen Aufschwungs unbedeutend. Allerdings legt die Ausweitung des strukturellen Finanzierungssaldos des Staates nahe, dass expansive fiskalische Impulse über die Einnahmeseite des Staatshaushalts auf die spanische Volkswirtschaft einwirkten (vgl. Abb. 2.5). Maßgeblich hierfür ist die Senkung der Einkommenssteuer für Haushalte und Unternehmen im Jahr 2015, die das Steueraufkommen um etwa 1% des Bruttoinlandsprodukts verminderte (vgl. Gil et al 2017). In einer empirischen Analyse zeigen Gil et al. (2017), dass eine Steuerveränderung diesen Ausmaßes die Investitionstätigkeit in den ersten beiden Quartalen nach der Steueränderung um etwa 4% erhöht. Umgekehrt bedeutet dieses Ergebnis, dass die fiskalische Konsolidierung bis 2013 einen negativen Beitrag zur Investitionstätigkeit leistete.


      
      Abb. 2.5
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      Zusätzlich zu den Nachfrageimpulsen durch den Außenhandel, dem Ölpreisverfall und die Steuersenkungen ermöglichte auch die Aufhellung der Lage im Bankensektor, neue Investitionen durchzuführen und damit den Aufschwung zu stützen. Während es noch bis 2012 sehr hohe Hürden bei der Kreditvergabe gab, normalisierte sich die Situation für kleine und mittlere Unternehmen danach stetig. Nach einer Unternehmensbefragung der Europäischen Zentralbank (Survey on the Access to Finance of Enterprises) wird der Kreditzugang seit Mitte 2014 ähnlich gut beurteilt wie von deutschen Unternehmen (vgl. Abb. 2.6). Nach der Bank Lending Survey der EZB wurden zudem die Kreditvergabestandards für Haushalte, insbesondere seit Mitte 2016, gelockert. Die Trendwende im Bankensektor wurde vor allem durch eine Verringerung des Anteils ausfallgefährdeter Kredite am Kreditbestand der Banken von etwa 8% Ende 2013 auf etwa 5% Ende 2016 ermöglicht, was unter dem Durchschnitt im Euroraum liegt. Die neu aufgesetzte »Bad Bank« SAREB half dabei.


      
      Abb. 2.6
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      Der starke Anstieg des Konsums und der Investitionen ging mit einem deutlichen Rückgang der Verschuldung von privaten Haushalten und Unternehmen einher. Unternehmen (ohne Banken) konnten ihren Schuldenstand von 2010 bis Ende 2016 um etwa 40 Prozentpunkte auf 80% des Bruttoinlandsprodukts vermindern; bei Haushalten gingen die Verbindlichkeiten im selben Zeitraum von etwa 130% auf 100% der Wirtschaftsleistung zurück.


      Abschließend betrachtet stimmt der wohl noch andauernde Aufschwung in Spanien optimistisch. Allerdings darf dabei nicht vergessen werden, dass die spanische Volkswirtschaft weiterhin mit strukturellen Problemen belastet ist. So verzeichnet Spanien immer noch eine sehr hohe Arbeitslosenquote von 18%, bei einer relativ hohen Zahl von unqualifizierten Arbeitskräften. Zudem ist als Folge hoher Leistungsbilanzdefizite in der Vergangenheit der Bestand an Auslandschulden mit über 80% der Wirtschaftsleistung immer noch sehr hoch. Sowohl die private als auch die öffentliche Verschuldung verbleiben mit etwa 150 bzw. 100% des Bruttoinlands­produkts auf hohem Niveau. Deshalb können Zinsanstiege, die mit einer Normalisierung der Geldpolitik der Europäischen Zentralbank einhergehen werden, den Aufschwung in Spanien belasten.

    

  


  Der Aufschwung im Euroraum macht sich auch am Arbeitsmarkt bemerkbar. Die Beschäftigung stieg in den vergangenen beiden Quartalen um insgesamt über 1,2 Mio. Personen. Gleichzeitig setzte die Arbeitslosenquote ihren Abwärtstrend, der nun schon seit der ersten Jahreshälfte 2013 anhält, fort und sank im April auf 9,3% der Erwerbspersonen. Die mit Abstand dynamischste Entwicklung war wiederum in Spanien zu beobachten. Dort fällt die Arbeitslosenquote bereits seit 2013, als sie mit 26,3% ein Rekordhoch erreichte. Im April dieses Jahres lag sie bei 17,8% und ist damit immer deutlich höher als in den anderen großen Mitgliedstaaten. In Italien und Frankreich sinken zwar auch die Arbeitslosenquoten seit geraumer Zeit. Jedoch fielen dort im Einklang mit der bislang eher schleppenden Erholung die monatlichen Rückgänge wesentlich moderater aus. In Frankreich sinkt die Arbeitslosenquote seit Mitte 2015, als sie ihren Höchststand mit 10,5% erreichte; zuletzt belief sie sich auf 9,5%. In Italien ist sie seit Ende 2014 rückläufig und sank von 13% auf zuletzt 11,1%. Am positivsten unter den großen Mitgliedstaaten ist die Arbeitsmarktsituation in Deutschland und in den Niederlanden. Auch dort nahm der Anteil der Erwerbslosen an den Erwerbs­personen weiter ab auf 5,1% in den Niederlanden und 3,9% in Deutschland.


  Die Inflationsrate hat sich seit Jahresende 2016 stark beschleunigt und erreicht im Februar 2017 mit 2% ihren vorläufigen Hochpunkt. Seitdem ist sie in der Tendenz wieder rückläufig und lag im Mai bei 1,4%. Ausschlaggebend für den starken Anstieg waren die Energiepreise, die mit etwa 10% einen gewichtigen Anteil am Warenkorb der Verbraucher haben und die im Vorjahresvergleich kräftig zulegten. Aber auch die übrigen Komponenten des Verbraucherpreisindex lieferten einen Beitrag zum Anstieg der Inflationsrate, der auf die zunehmende konjunkturelle Belebung zurückzuführen sein dürfte. Die sog. Kerninflationsrate, bei der der Einfluss der Energiepreise auf den gesamten Verbraucherpreisindex herausrechnet wird, ist seit Ende vergangenen Jahres deutlich auf durchschnittlich 1,1% gestiegen, nachdem sie bis November bei etwa 0,8% verharrte. Besonders auffällig war, dass der Anstieg der vergangenen Monate mit ausgeprägten Schwankungen einherging. So fiel die Kernrate von 1,2% im Februar auf 0,9% im März, um dann auf 1,3% im April zu steigen und schließlich wieder auf 1,1% im Mai zu sinken. Ein Großteil der Schwankungen kann durch die im Vergleich zum Vorjahr unterschiedliche Lage der Oster- und Pfingstferien erklärt werden, was einen signifikanten Einfluss auf Preise von Pauschalreisen hat (vgl. Kasten »Zu den Auswirkungen der beweglichen Oster- und Pfingstferien auf die Inflationsrate«). Rechnet man diesen Effekt heraus, lag die Kernrate mit zuletzt 1,2% deutlich über dem Vorjahresdurchschnitt.


  Zu den Auswirkungen der beweglichen Oster- und Pfingstferien auf die Inflationsrate


  
    Bewegliche Feiertage wie Ostern und Pfingsten und die damit in Verbindung stehenden Schulferien können erhebliche Effekte auf die Preisveränderung im Vorjahresvergleich haben. Besonders davon betroffen sind die Preise für Pauschalreisen, die während der Ferienzeiten signifikant teurer sind. Im Euroraum insgesamt haben Pauschalreisen ein Gewicht von 1,7% im Harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI); im deutschen Verbraucherpreisindex (VPI) ist ihr Gewicht mit 2,7% sogar deutlich höher. Auswirkungen auf die Inflationsrate ergeben sich immer dann, wenn die Oster- bzw. Pfingstferien in zwei aufeinanderfolgenden Jahren in unterschiedlichen Monaten liegen. Mit einem einfachen ökonometrischen Zeitreihenmodell sollen diese unregelmäßig wiederkehrenden Ferientageeffekte quantifiziert und auf Signifikanz geprüft werden. Dies ermöglicht es insbesondere, die Auswirkungen beweglicher Oster- und Pfingstferien von sonstigen, konjunkturellen Triebkräften der Verbraucherpreise zu isolieren und entsprechend für jeden Zeitpunkt einen um Ferientage bereinigten Anstieg der Verbraucherpreise zu berechnen.


    Im Zeitreihenmodell wird die Dynamik, die der Entwicklung der monatlichen Inflationsrate π zum Zeitpunktt zugrunde liegt, als autoregressiver Prozess erster Ordnung beschrieben. Die Inflation selbst wird anhand der Kernrate gemessen, die die prozentuale Veränderung des Preises des gesamten Warenkorbes ohne die volatilen Energieträger gegenüber dem Vorjahr widerspiegelt. Für Deutschland wird zur Berechnung der nationale VPI herangezogen, für den Euroraum der HVPI. Die Verschiebung der Ferientage wird mithilfe einer Dummy-Variablen D0 gemessen. Sie nimmt den Wert null an, wenn Ostern in zwei aufeinanderfolgenden Jahren im selben Monat liegt. Liegt Ostern in einem Jahr im März, nachdem es im Vorjahr im April gelegen hat, nimmt D0 im März des betreffenden Jahres den Wert +1 (mehr Ferientage im Vorjahresvergleich) an und im April den Wert −1 (weniger Ferientage im Vorjahresvergleich). Wenn Ostern im April liegt, nachdem es im Vorjahr im März gelegen hat, wird umgekehrt verfahren. Entsprechend wird eine Dummy-Variable DP für das Pfingstfest konstruiert.


    Das gesamte Schätzmodell lautet schließlich
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    wobei αi die geschätzten Koeffizienten und εt den unerklärten Rest darstellen. Die Ergebnisse der Schätzungen, für die auf Daten ab 1999 zurückgegriffen wird, deuten auf einen signifikanten und positiven Ferientageeffekt hin (vgl. Tab. 2.1). In Deutschland ist die Auswirkung der Verschiebung der Ferien auf die Inflationsrate stärker als im Euroraum-Durchschnitt. Dies kann damit zu tun haben, dass sich in einigen Ländern die Schulferien gar nicht an diesen kirchlichen Festen orientieren. Sowohl in Deutschland als auch im Euroraum insgesamt ist der Koeffizient des Oster-Dummys etwa doppelt so groß wie der Pfingst-Dummy.


    Tab. 2.1
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            Die Werte in Klammern geben die sog. t-Statistik an. Bei einem Wert von größer 1,96 wird in der Zeitreihenanalyse häufig von statistischer Signifikanz gesprochen.

          
        


        
          	
            Quelle: Statistisches Bundesamt, Eurostat; Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Mit Hilfe dieser Schätzung kann schließlich der Effekt beweglicher Ferientage aus der Entwicklung der Kerninflationsrate herausgerechnet werden. Dabei werden die mit den Koeffizienten und multiplizierten Zeitreihen der beiden Dummy-Variablen von der tatsächlichen Inflationsreihe abgezogen. Abb. 2.7 und Abb. 2.8 zeigen, dass ein Großteil der Volatilität der Kernrate am aktuellen Rand durch die im Vergleich zum Vorjahr unterschiedliche Lage der Ferientage erklärt werden kann. Allein aufgrund des späten Osterfestes in diesem Jahr (Mitte April im Vergleich zu Ende März im Vorjahr) ist die Kernrate im März um 0,3Prozentpunkte in Deutschland und um 0,2 Prozentpunkte im Euroraum gesunken. Im April kam es dann zu einer Korrektur in die entgegengesetzte Richtung. Im Mai schließlich wiederholte sich dieser Effekt im Zusammenhang mit dem Pfingstfest, wenn auch in abgeschwächter Form (−0,1 Prozentpunkt sowohl in Deutschland als auch im Euroraum). Für den Juni ist deshalb wieder mit einem stärkeren Anziehen der Kernrate zu rechnen.


    
    Abb. 2.7
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    Abb. 2.8
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  2.2 Finanzierungsbedingungen weiterhin sehr günstig


  Die Europäische Zentralbank (EZB) bestätigte in der Ratssitzung im Juni ihren expansiven geldpolitischen Kurs. Seit März 2016 liegen die Leitzinsen bei 0% (Hauptrefinanzierungssatz) bzw. −0,4% (Einlagesatz) und die monatlichen Anleihekäufe bis mindestens Ende 2017 bei durchschnittlich 60 Mrd. Euro. Damit stellte die EZB den Geschäftsbanken im Rahmen des sogenannten er-weiterten Programms zum Ankauf von Vermögenswerten nunmehr Zentralbankgeld in Höhe von 1897 Mrd. Euro (Stand: Ende Mai) zur Verfügung.


  Mit dem anhaltenden Liquiditätsüberschuss des Bankensystems blieben die Geldmarkzinsen für Tagesgeld (EONIA) und Dreimonatsgeld (EURIBOR) unter −0,3% und lagen damit nur wenig über dem Einlagesatz (vgl. Abb. 2.9). Die Kapitalmarktzinsen stabilisierten sich auf niedrigem, leicht positivem Niveau und lagen im Mai für 10-jährige Anleihen von Staaten höchster Bonität (AAA) wieder etwas höher bei knapp 0,2%. Der Schubeffekt aus den Vereinigten Staaten auf die Kapitalmarktzinsen in Europa lief nach schwachen US-Konjunkturdaten für das erste Quartal aus; zuletzt lag die Rendite 10-jähriger deutscher Staatsanleihen bei 0,25%. Ebenso wertete der Euro zum US-Dollar (von 1,06 auf 1,12) wieder um mehr als 5% auf. Einige Mitgliedstaaten des Euroraums mussten steigende Risikoaufschläge für neu emittierte Staatsanleihen zahlen. Der im Vorfeld der Wahlen in den Niederlanden und Frankreich erfolgte Anstieg baute sich ab. Ebenso stabilisierte sich der Zinsaufschlag für 10-jährige italienische Staatsanleihen unterhalb von 2%. Die Zinsen für Unternehmensanleihen (BBB) sanken mit der Ausweitung des Wertpapierankaufprogramms der EZB auf das durchschnittliche Niveau der Staatsanleihen im Euroraum.


  
  Abb. 2.9
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  Die durchschnittlichen Zinsen für neuvergebene Kredite an Unternehmen und Immobilienkredite bleiben 2017 weiterhin niedrig bei 1,6% bzw. 2,25% (April). Insbesondere das ausstehende Volumen an Immobilienkrediten legte mit annualisierten Verlaufsraten von 3,8% deutlich zu, wobei sich die Beschleunigung der Zunahme bereits seit Ende 2015 abzeichnet. Unternehmenskredite expandieren mit schwachen 1,5%.


  Insgesamt sind die Finanzierungsbedingungen im Euroraum weiterhin sehr günstig. Insbesondere die Kreditvergabebereitschaft der Banken hat sich in den vergangenen Jahren kontinuierlich verbessert. Aus den Befragungen von Banken (Bank Lending Survey) ergaben sich bessere Finanzierungsbedingungen für Nichtbanken, zuletzt in Form von unter steigendem Wettbewerb sinkenden Zinsmargen. Nach Angaben der Banken ließ der negative Einlagenzinssatz zwar das Nettozinseinkommen der Banken fallen; jedoch ergab sich ein positiver Effekt auf die Kreditvolumina. Die kleinen und mittleren Unternehmen berichteten in der SAFE-Umfrage (Survey on the Access to Finance of Enterprises) verbesserten Zugang zu Fremdfinanzierung. Im Prognosezeitraum wird die EZB ihren Expansionskurs fortsetzen. Während die Leitzinsen bis Ende 2018 auf dem derzeitigen Niveau bleiben dürften, wird das Volumen der Wertpapierkäufe bis Ende 2017 bei durchschnittlich 60 Mrd. Euro monatlich liegen. Im Jahr 2018 ist dann mit einem kontinuierlichen Rückfahren des Wertpapierankaufprogramms (»Tapering«) zu rechnen (vgl. Abschnitt »Zur Geldpolitik der Europäischen Zentralbank«). Daher dürften im Prognosezeitraum die Kapitalmarktzinsen allmählich wieder steigen.


  2.3 Finanzpolitik weiterhin expansiv


  Nach der Konsolidierungsphase der Jahre 2011 bis 2014 ist der finanzpolitische Kurs im Euroraum seit 2015 wieder gelockert worden. Zwar hat sich die durchschnittliche Neuverschuldung der Mitgliedstaaten seit den Krisenjahren 2009/2010 kontinuierlich verringert und lag im vergangenen Jahr bei −1,5% des Bruttoinlandsprodukts. Seit 2015 ist diese Verbesserung jedoch nur zustande gekommen, da es zu Mehreinnahmen bzw. Minderausgaben kam, die einerseits im Zusammenhang mit der konjunkturellen Erholung standen und andererseits Folge der Nullzinspolitik der EZB waren. Bereinigt man den Finanzierungssaldo um die konjunkturellen Effekte und die Zinszahlungen auf die bestehenden Staatsschulden, verringerte sich dieser sogenannte strukturelle Primärsaldo seit 2015 wieder. Nach Schätzung der EU-Kommission lag der auf diese Weise gemessene expansive fiskalische Impuls in den vergangenen beiden Jahren bei jeweils 0,2 Prozentpunkten in Relation zum Bruttoinlandsprodukt.1 Die größten Impulse gingen dabei im Jahr 2016 von Spanien (1,3Prozentpunkte), Österreich (1,0 Prozentpunkte) und Italien (0,9 Prozentpunkte) aus. In Deutschland nahm der Primärüberschuss um 0,1% ab, während die Finanzpolitik in den Niederlanden und in Griechenland restriktiv ausgerichtet war.


  Im Prognosezeitraum dürfte sich der lockere finanzpolitische Kurs im Euroraum fortsetzen. Zwar ist eine Vielzahl von Ländern weit davon entfernt, die Regeln des europäischen Fiskalpaktes insbesondere im Hinblick auf die Schuldenstandsquote (maximal 60% in Relation zum Bruttoinlandsprodukt) und das strukturelle Finanzierungsdefizit (maximal 0,5% in Relation zum Bruttoinlandsprodukt) auch nur annähernd einzuhalten (vgl. Abb. 2.10). Allerdings zeigt die Erfahrung der vergangenen Jahre, dass diese Fiskalregeln – unter anderem auch aufgrund der wohlwollenden Haltung der EU-Kommission gegenüber Verstößen von Mitgliedsstaaten – wenig disziplinierende Wirkung entfalten. Deshalb dürften nach jüngsten Schätzungen der EU-Kommission in diesem und im kommenden Jahr nur sieben von 19 Mitgliedstaaten das Defizitziel erreichen. Im Schnitt über alle Länder wird das strukturelle Finanzierungsdefizit wohl auf 1,3% des Bruttoinlandsprodukts zunehmen (nach 1,0% in den Jahren 2014 bis 2016). Dabei dürften sich insbesondere in den hoch verschuldeten Ländern die strukturellen Finanzierungsdefizite bis 2018 noch vergrößern und damit die Rückführung der Schuldenstandsquoten auf die lange Bank geschoben werden. Vor dem Hintergrund der zu erwartenden geldpolitischen Normalisierung und des damit einhergehenden Anstiegs der Kapitalmarktzinsen könnten einige Länder erneut unter Druck geraten.


  
  Abb. 2.10
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  2.4. Ausblick


  In den vergangenen Monaten haben sich die Stimmungsindikatoren im Euroraum nochmals deutlich verbessert. Befragungen von Unternehmen im Verarbeitenden Gewerbe und im Dienstleistungssektor deuten auf eine weiterhin hohe Dynamik bei der Ausweitung der gesamtwirtschaftlichen Produktion hin. Das Verbrauchervertrauen für den Euroraum insgesamt ist auf den höchsten Wert seit Sommer 2007 gestiegen. Auch die politische Unsicherheit, die in Folge des Brexit-Votums und der Wahl Donald Trumps zum neuen US-Präsidenten im vergangenen Jahr sowie im Zusammenhang mit Parlamentswahlen in verschiedenen Mitgliedstaaten in diesem Jahr zum Teil deutlich angestiegen war, hat sich seit Jahresanfang kontinuierlich verringert. Stützend wirkt neben der spürbar expansiven Ausrichtung der Geldpolitik auch die zunehmende Erholung am Arbeitsmarkt, die den Lohndruck verstärken und das Verbrauchervertrauen weiter festigen dürfte. Auch die inzwischen hohe Kapazitätsauslastung dürfte die Unternehmen veranlassen, die Investitionstätigkeit mit robusten Raten auszuweiten.


  Vor diesem Hintergrund dürfte die hohe konjunkturelle Schlagzahl vom Jahresanfang mit einer Verlaufsrate von 0,6% im zweiten Quartal zunächst gehalten werden, bevor sich die Dynamik im weiteren Verlauf etwas abschwächen und im kommenden Jahr bei 0,4% stabilisieren wird (vgl. Abb. 2.11). In diesem Jahr dürfte damit das reale Bruttoinlandsprodukt um 2,1% über dem Vorjahreswert liegen; im kommenden Jahr wird sich die Zuwachsrate dann auf 1,7% abschwächen. Damit fällt die Prognose für dieses Jahr um insgesamt 0,4 Prozentpunkte höher aus als noch im Dezember 2016 erwartet; für das Jahr 2018 wurde die Prognose um 0,1 Prozentpunkt angehoben (vgl. Abb. 2.12). Mit der Verstärkung des Aufschwungs wird sich die Unterauslastung weiter verringern und die Produktionslücke wird Mitte nächsten Jahres wohl geschlossen sein. Die Inflationsrate wird im Laufe dieses Jahres zunächst wieder etwas sinken, da der Beitrag der im Vorjahresvergleich nach wie vor hohen Energiepreise allmählich nachlässt. Im Einklang mit der sich im Prognosezeitraum weiter schließenden Produktionslücke dürften aber die Preissteigerungen bei den übrigen Komponenten des Warenkorbes (die sog. Kerninflationsrate) zunehmen, so dass der Anstieg der Verbraucherpreise in diesem Jahr bei 1,8% und im nächsten bei 1,5% liegen wird (vgl. Tab. 2.2). Der Rückgang der Arbeitslosenquote wird sich im Prognosezeitraum fortsetzen; nach jahresdurchschnittlich 9,1% in diesem Jahr dürfte sie auf 8,9% im Jahr 2018 sinken.


  
  Abb. 2.11
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  Abb. 2.12
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  Tab. 2.2


  
    
      
      
      
      
      
    

    
      
        	
          Eckdaten zur Wirtschaftsentwicklung im Euroraum

        
      


      
        	
          

        

        	
          2015

        

        	
          2016

        

        	
          2017

        

        	
          2018

        
      


      
        	
          Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in %

        
      


      
        	
          Reales Bruttoinlandsprodukt

        

        	
          2,0

        

        	
          1,8

        

        	
          2,1

        

        	
          1,7

        
      


      
        	
          Privater Konsum

        

        	
          1,8

        

        	
          2,1

        

        	
          1,6

        

        	
          1,6

        
      


      
        	
          Staatskonsum

        

        	
          1,3

        

        	
          1,8

        

        	
          1,3

        

        	
          1,3

        
      


      
        	
          Bruttoanlageinvestitionen

        

        	
          3,2

        

        	
          3,7

        

        	
          5,1

        

        	
          3,3

        
      


      
        	
          Vorratsveränderungena

        

        	
          –0,1

        

        	
          –0,1

        

        	
          0,1

        

        	
          0,0

        
      


      
        	
          Inländische Verwendunga

        

        	
          1,8

        

        	
          2,1

        

        	
          2,3

        

        	
          1,7

        
      


      
        	
          Exporte

        

        	
          6,2

        

        	
          3,0

        

        	
          4,9

        

        	
          4,2

        
      


      
        	
          Importe

        

        	
          6,3

        

        	
          4,1

        

        	
          5,8

        

        	
          4,4

        
      


      
        	
          Außenbeitraga

        

        	
          0,2

        

        	
          –0,3

        

        	
          –0,2

        

        	
          0,0

        
      


      
        	
          Verbraucherpreiseb

        

        	
          0,0

        

        	
          0,2

        

        	
          1,8

        

        	
          1,5

        
      


      
        	
          In % des nominalen Bruttoinlandsprodukts

        
      


      
        	
          Budgetsaldoc

        

        	
          –2,1

        

        	
          –1,5

        

        	
          –1,3

        

        	
          –1,3

        
      


      
        	
          Leistungsbilanzsaldo

        

        	
          3,2

        

        	
          3,3

        

        	
          3,2

        

        	
          3,1

        
      


      
        	
          In % der Erwerbspersonen

        
      


      
        	
          Arbeitslosenquoted

        

        	
          10,9

        

        	
          10,0

        

        	
          9,1

        

        	
          8,9

        
      


      
        	
          a Wachstumsbeitrag. b Harmonisierter Verbraucherpreisindex. c Gesamtstaatlich. d Standardisiert.

        
      


      
        	
          Quelle: Eurostat; Europäische Kommission, ILO; Berechnungen des ifo Instituts; 2017 und 2018: Prognose des ifo Instituts.

        
      

    
  


  Auch im Prognosezeitraum dürfte der Aufschwungs weiter an Breite gewinne und eine zunehmende Anzahl von Mitgliedstaaten erfassen. Insbesondere durch die deutlich verbesserte Einschätzung der konjunkturellen Lage in Italien dürfte die Streuung der Zuwachsraten zwischen den einzelnen Ländern weiter abnehmen (vgl. Tab 2.3).


  Tab. 2.3


  
    
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
    

    
      
        	
          Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Arbeitslosenquote in der Europäischen Union

        
      


      
        	
          

        

        	
          Gewicht

        

        	
          Bruttoinlandsprodukta

        

        	
          Verbraucherpreiseb

        

        	
          Arbeitslosenquotec

        
      


      
        	
          BIP

        

        	
          Veränderung in %

        

        	
          in %

        
      


      
        	
          in %

        

        	
          2015

        

        	
          2016

        

        	
          2017

        

        	
          2018

        

        	
          2015

        

        	
          2016

        

        	
          2017

        

        	
          2018

        

        	
          2015

        

        	
          2016

        

        	
          2017

        

        	
          2018

        
      


      
        	
          Deutschlandd

        

        	
          20,8

        

        	
          1,7

        

        	
          1,9

        

        	
          2,1

        

        	
          2,0

        

        	
          0,1

        

        	
          0,4

        

        	
          1,7

        

        	
          1,6

        

        	
          4,6

        

        	
          4,1

        

        	
          3,6

        

        	
          3,5

        
      


      
        	
          Frankreich

        

        	
          15,6

        

        	
          1,1

        

        	
          1,2

        

        	
          1,5

        

        	
          1,3

        

        	
          0,1

        

        	
          0,3

        

        	
          1,7

        

        	
          1,3

        

        	
          10,4

        

        	
          10,1

        

        	
          9,5

        

        	
          9,3

        
      


      
        	
          Italien

        

        	
          12,0

        

        	
          0,8

        

        	
          0,9

        

        	
          1,4

        

        	
          0,9

        

        	
          0,1

        

        	
          –0,1

        

        	
          1,7

        

        	
          1,0

        

        	
          11,9

        

        	
          11,7

        

        	
          11,3

        

        	
          11,2

        
      


      
        	
          Spanien

        

        	
          7,8

        

        	
          3,2

        

        	
          3,2

        

        	
          3,2

        

        	
          2,5

        

        	
          –0,6

        

        	
          –0,3

        

        	
          3,0

        

        	
          1,7

        

        	
          22,1

        

        	
          19,6

        

        	
          17,3

        

        	
          16,6

        
      


      
        	
          Niederlande

        

        	
          4,8

        

        	
          2,0

        

        	
          2,2

        

        	
          2,2

        

        	
          1,5

        

        	
          0,2

        

        	
          0,1

        

        	
          1,4

        

        	
          1,2

        

        	
          6,9

        

        	
          6,0

        

        	
          4,9

        

        	
          4,6

        
      


      
        	
          Belgien

        

        	
          2,9

        

        	
          1,5

        

        	
          1,2

        

        	
          1,3

        

        	
          1,1

        

        	
          0,6

        

        	
          1,8

        

        	
          2,6

        

        	
          2,1

        

        	
          8,5

        

        	
          7,8

        

        	
          6,5

        

        	
          6,4

        
      


      
        	
          Österreich

        

        	
          2,4

        

        	
          1,0

        

        	
          1,5

        

        	
          1,9

        

        	
          1,4

        

        	
          0,8

        

        	
          1,0

        

        	
          2,2

        

        	
          2,0

        

        	
          5,7

        

        	
          6,0

        

        	
          5,6

        

        	
          5,8

        
      


      
        	
          Finnland

        

        	
          1,5

        

        	
          0,3

        

        	
          1,4

        

        	
          2,3

        

        	
          1,0

        

        	
          –0,2

        

        	
          0,4

        

        	
          1,0

        

        	
          1,2

        

        	
          9,4

        

        	
          8,8

        

        	
          8,6

        

        	
          8,4

        
      


      
        	
          Griechenland

        

        	
          1,3

        

        	
          –0,3

        

        	
          0,0

        

        	
          0,5

        

        	
          1,9

        

        	
          –1,1

        

        	
          0,0

        

        	
          1,6

        

        	
          1,1

        

        	
          24,9

        

        	
          23,6

        

        	
          22,7

        

        	
          22,0

        
      


      
        	
          Portugal

        

        	
          1,3

        

        	
          1,6

        

        	
          1,4

        

        	
          2,6

        

        	
          1,8

        

        	
          0,5

        

        	
          0,6

        

        	
          2,0

        

        	
          1,5

        

        	
          12,6

        

        	
          11,2

        

        	
          9,7

        

        	
          9,4

        
      


      
        	
          Irland

        

        	
          1,3

        

        	
          26,3

        

        	
          5,2

        

        	
          6,0

        

        	
          3,0

        

        	
          0,0

        

        	
          –0,2

        

        	
          0,7

        

        	
          0,7

        

        	
          9,4

        

        	
          7,9

        

        	
          6,2

        

        	
          6,0

        
      


      
        	
          Slowakei

        

        	
          0,5

        

        	
          3,8

        

        	
          3,3

        

        	
          3,2

        

        	
          3,5

        

        	
          –0,3

        

        	
          –0,5

        

        	
          1,5

        

        	
          1,5

        

        	
          11,5

        

        	
          9,6

        

        	
          8,3

        

        	
          7,5

        
      


      
        	
          Slowenien

        

        	
          0,3

        

        	
          2,3

        

        	
          2,5

        

        	
          4,4

        

        	
          2,8

        

        	
          –0,8

        

        	
          –0,2

        

        	
          2,0

        

        	
          2,0

        

        	
          9,0

        

        	
          8,0

        

        	
          7,4

        

        	
          7,0

        
      


      
        	
          Luxemburg

        

        	
          0,3

        

        	
          4,0

        

        	
          4,2

        

        	
          3,4

        

        	
          2,4

        

        	
          0,1

        

        	
          0,0

        

        	
          2,5

        

        	
          2,1

        

        	
          6,5

        

        	
          6,3

        

        	
          5,9

        

        	
          5,5

        
      


      
        	
          Litauen

        

        	
          0,3

        

        	
          1,8

        

        	
          2,3

        

        	
          3,7

        

        	
          2,5

        

        	
          –0,7

        

        	
          0,7

        

        	
          3,0

        

        	
          2,0

        

        	
          9,1

        

        	
          7,9

        

        	
          8,0

        

        	
          7,5

        
      


      
        	
          Lettland

        

        	
          0,2

        

        	
          2,7

        

        	
          2,0

        

        	
          3,8

        

        	
          2,8

        

        	
          0,2

        

        	
          0,1

        

        	
          3,0

        

        	
          2,0

        

        	
          9,9

        

        	
          9,6

        

        	
          9,5

        

        	
          9,0

        
      


      
        	
          Zypern

        

        	
          0,1

        

        	
          1,7

        

        	
          2,8

        

        	
          2,9

        

        	
          3,2

        

        	
          –1,5

        

        	
          –1,2

        

        	
          1,8

        

        	
          1,2

        

        	
          15,0

        

        	
          13,1

        

        	
          12,4

        

        	
          12,0

        
      


      
        	
          Estland

        

        	
          0,1

        

        	
          1,4

        

        	
          1,6

        

        	
          3,6

        

        	
          2,0

        

        	
          0,1

        

        	
          0,8

        

        	
          3,0

        

        	
          3,0

        

        	
          6,2

        

        	
          6,8

        

        	
          5,9

        

        	
          6,0

        
      


      
        	
          Malta

        

        	
          0,1

        

        	
          7,4

        

        	
          5,0

        

        	
          3,3

        

        	
          2,1

        

        	
          1,2

        

        	
          0,9

        

        	
          1,1

        

        	
          0,8

        

        	
          5,4

        

        	
          4,7

        

        	
          4,0

        

        	
          3,9

        
      


      
        	
          Euroraume

        

        	
          73,5

        

        	
          2,0

        

        	
          1,7

        

        	
          2,1

        

        	
          1,7

        

        	
          0,0

        

        	
          0,3

        

        	
          1,8

        

        	
          1,5

        

        	
          10,9

        

        	
          10,1

        

        	
          9,1

        

        	
          8,9

        
      


      
        	
          Vereinigtes Königreich

        

        	
          14,9

        

        	
          2,2

        

        	
          1,8

        

        	
          1,8

        

        	
          1,5

        

        	
          0,0

        

        	
          0,7

        

        	
          2,5

        

        	
          2,4

        

        	
          5,3

        

        	
          4,8

        

        	
          4,5

        

        	
          4,7

        
      


      
        	
          Schweden

        

        	
          3,2

        

        	
          4,1

        

        	
          3,2

        

        	
          2,2

        

        	
          2,0

        

        	
          0,7

        

        	
          1,1

        

        	
          1,7

        

        	
          1,5

        

        	
          7,4

        

        	
          6,9

        

        	
          6,4

        

        	
          6,2

        
      


      
        	
          Dänemark

        

        	
          1,9

        

        	
          1,6

        

        	
          1,3

        

        	
          1,9

        

        	
          1,4

        

        	
          0,2

        

        	
          0,0

        

        	
          1,0

        

        	
          0,9

        

        	
          6,2

        

        	
          6,2

        

        	
          6,2

        

        	
          6,1

        
      


      
        	
          EU 22e

        

        	
          93,5

        

        	
          2,1

        

        	
          1,8

        

        	
          2,0

        

        	
          1,7

        

        	
          0,1

        

        	
          0,3

        

        	
          1,9

        

        	
          1,6

        

        	
          9,8

        

        	
          9,1

        

        	
          8,3

        

        	
          8,1

        
      


      
        	
          Polen

        

        	
          2,9

        

        	
          3,8

        

        	
          2,7

        

        	
          3,5

        

        	
          2,8

        

        	
          –0,7

        

        	
          –0,2

        

        	
          1,8

        

        	
          2,0

        

        	
          7,5

        

        	
          6,2

        

        	
          5,5

        

        	
          5,0

        
      


      
        	
          Tschechien

        

        	
          1,2

        

        	
          4,5

        

        	
          2,4

        

        	
          2,9

        

        	
          2,5

        

        	
          0,3

        

        	
          0,6

        

        	
          2,5

        

        	
          2,0

        

        	
          5,1

        

        	
          4,0

        

        	
          3,5

        

        	
          3,5

        
      


      
        	
          Rumänien

        

        	
          1,1

        

        	
          3,9

        

        	
          4,8

        

        	
          4,2

        

        	
          4,0

        

        	
          –0,4

        

        	
          –1,1

        

        	
          1,0

        

        	
          2,0

        

        	
          6,8

        

        	
          5,9

        

        	
          5,5

        

        	
          5,0

        
      


      
        	
          Ungarn

        

        	
          0,7

        

        	
          3,1

        

        	
          2,0

        

        	
          2,3

        

        	
          2,5

        

        	
          0,1

        

        	
          0,4

        

        	
          3,0

        

        	
          3,0

        

        	
          6,8

        

        	
          5,1

        

        	
          4,5

        

        	
          4,5

        
      


      
        	
          Kroatien

        

        	
          0,3

        

        	
          1,6

        

        	
          2,9

        

        	
          2,8

        

        	
          2,7

        

        	
          –0,3

        

        	
          –0,6

        

        	
          1,5

        

        	
          1,5

        

        	
          16,1

        

        	
          13,3

        

        	
          11,5

        

        	
          11,0

        
      


      
        	
          Bulgarien

        

        	
          0,3

        

        	
          3,6

        

        	
          3,4

        

        	
          3,3

        

        	
          3,2

        

        	
          –1,1

        

        	
          –1,3

        

        	
          1,5

        

        	
          1,5

        

        	
          9,2

        

        	
          7,6

        

        	
          7,0

        

        	
          6,5

        
      


      
        	
          Neue Mitgliederf

        

        	
          7,9

        

        	
          3,6

        

        	
          2,9

        

        	
          3,4

        

        	
          2,9

        

        	
          –0,4

        

        	
          –0,2

        

        	
          2,0

        

        	
          2,0

        

        	
          7,8

        

        	
          6,5

        

        	
          5,9

        

        	
          5,5

        
      


      
        	
          EU 28e

        

        	
          100,0

        

        	
          2,2

        

        	
          1,9

        

        	
          2,1

        

        	
          1,7

        

        	
          0,0

        

        	
          0,3

        

        	
          1,9

        

        	
          1,6

        

        	
          9,4

        

        	
          8,6

        

        	
          7,8

        

        	
          7,6

        
      


      
        	
          a Die Zuwachsraten sind um Kalendereffekte bereinigt, außer für Irland und Slowakei. b Harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPI). c Standardisiert. d Die Zuwachsraten des Bruttoinlandsprodukts sind um Kalendereffekte bereinigt. e Gewichteter Durchschnitt der aufgeführten Länder. f Gewichteter Durchschnitt aus der Slowakei, Slowenien, Litauen, Lettland, Estland, Polen, Tschechien, Rumänien, Ungarn, Kroatien und Bulgarien.

        
      


      
        	
          Quelle: EUROSTAT; OECD; IWF; 2017 und 2018: Prognose des ifo Instituts.

        
      

    
  


  Gebremst wird die konjunkturelle Entwicklung im Euroraum nach wie vor durch nur zögerlich umgesetzte Strukturreformen in einer Reihe von Mitgliedstaaten, auch wenn sich die Situation in einigen Ländern langsam bessert. So sind die Arbeitsmärkte vielerorts durch hohe strukturelle Erwerbslosenquoten gekennzeichnet und behindern damit ein stärkeres Wachstum. Auch die Verbesserung der preislichen Wettbewerbsfähigkeit kommt in einigen ehemaligen Krisenländern, insbesondere Italien, nur schleppend voran. Zudem leiden die Bankbilanzen vor allem in Italien weiterhin unter einem hohen Volumen ausfallgefährdeter Kredite. Zwar ist einer Befragung der EZB zufolge (Survey on the Access to Finance of Enterprises) der Anteil der kleinen und mittleren Unternehmen in Italien, die einen Kredit beantragt haben und angegeben haben, dass sich die Bereitschaft der Banken zur Kreditvergabe in den letzten sechs Monaten verschlechtert hat, von 50% im Jahr 2012 auf zuletzt 15% gefallen.2 Einige italienische Banken stehen allerdings vor enormen Solvenzproblemen, deren nachhaltige Lösung noch nicht in Sicht ist und die deshalb ein bedeutendes Risiko für die Finanzstabilität im Euroraum insgesamt darstellen.


  



  3. Lage und Prog­nose der deutschen Wirtschaft


  3.1 Überblick


  Der Aufschwung, in dem sich die deutsche Wirtschaft seit nunmehr 2013 befindet, gewann zu Beginn dieses Jahres deutlich an Stärke. Nach eher verhaltenen Zuwächsen des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts in der zweiten Jahreshälfte 2016 fiel das erste Quartal des laufenden Jahres mit 0,6% spürbar kräftiger aus. Zu dieser Beschleunigung hat vor allem die Industrie beigetragen. Dort hat sich die Stimmung seit Jahresanfang deutlich verbessert, nachdem sie sich in den Jahren zuvor mehr oder weniger seitwärts bewegt hat. Die Produktion weitete sich vier Monate in Folge aus; gleichzeitig stiegen die Unternehmensinvestitionen und die Exporte. Die Produktionskapazitäten sind mittlerweile überdurchschnittlich ausgelastet (vgl. Abb. 3.1 und Kasten »Zur Konstruktion einer gesamtwirtschaftlichen ifo Kapazitätsauslastung«).


  
  Abb. 3.1

[image: 7907.png]


  Zur Konstruktion einer gesamtwirtschaftlichen ifo Kapazitätsauslastung


  
    Die gesamtwirtschaftliche Kapazitätsauslastung stellt eine wichtige Größe in der Konjunkturanalyse dar. Sie beschreibt den Auslastungsgrad der Produktionsanlagen (im weitesten Sinne) einer Volkswirtschaft. Auch in vielen ökonomischen Theorien ist es wichtig zu wissen, ob die Wirtschaft eher über- oder unterausgelastet ist. So weisen überausgelastete Kapazitäten auf zunehmenden Investitionsbedarf hin. Auch dürften in einer solchen Situation Löhne und damit Preise tendenziell steigen. Die Kapazitätsauslastung wird auch bei der Bestimmung des Trends des technischen Fortschritts (das Solow-Residuum) im Rahmen der Potenzialschätzung verwendet.


    Die offizielle amtliche Statistik weist jedoch keine Kapazitätsauslastung aus. Deshalb wird in der Praxis oft auf Umfragedaten zurückgegriffen. In Deutschland sind die Unternehmensbefragungen des ifo Instituts dafür maßgeblich. In der praktischen Anwendung wird jedoch meist auf die Kapazitätsauslastung in der Industrie zurückgegriffen, auch weil dieser Sektor oft als »Zyklusmacher« definiert wird. Die Ergebnisse der Unternehmensumfragen in der Industrie werden dann oft stellvertretend für die Gesamtwirtschaft verwendet. Wünschenswert wäre natürlich eine gesamtwirtschaftliche Kapazitätsauslastung, welche insbesondere auch den Dienstleistungssektor berücksichtigt, da dieser den größten Bruttowertschöpfungsanteil an der deutschen Wirtschaft besitzt. Bei Dienstleistungen ist eine direkte Abfrage nach der Kapazitätsauslastung schwieriger als in der Industrie, da meist keine klassischen Produktionsanlagen vorliegen. Deshalb ermittelt das ifo Institut indirekt seit 2011 für diesen Sektor eine Kapazitätsauslastung. Die Unternehmen werden einmal im Quartal gefragt, ob sie gegenwärtig eine zunehmende Nachfrage mit den vorhandenen Kapazitäten bedienen könnten. Ist die Antwort Nein, dann wird die Kapazitätsauslastung für diese Unternehmen mit 100% angegeben. Antworten die Unternehmen mit Ja, sollen sie angeben, um wieviel Prozent die Geschäftstätigkeit ausgeweitet werden könnte (GT). Die individuelle Kapazitätsauslastung in Prozent wird dann mit KA = 100/(1 + GT/100) berechnet.


    Die quartalsweise Erhebung im Dienstleistungssektor ab 2011 macht eine Nutzung für gesamtwirtschaftliche Analysen schwierig, da die Zeitreihe noch zu kurz ist. Um hier Abhilfe zu schaffen, kann eine Rückberechnung in die Vergangenheit über ein Regressionsmodell erfolgen. In diesem wird die Kapazitätsauslastung durch die ifo Geschäftslage der Dienstleister und einen Trend erklärt. Beide Variablen sind hoch signifikant. Im Schätzzeitraum verwendet das Modell Daten vom zweiten Quartal 2011 bis zum aktuellen Rand. Auf Basis der geschätzten Koeffizienten wird die Kapazitätsauslastung bis 2001 zurück berechnet. In diesem Jahr starteten die ifo Unternehmensbefragungen der Dienstleister.


    Für eine gesamtwirtschaftliche Kapazitätsauslastung wird neben der Industrie und dem Dienstleistungssektor auch das Bauhauptgewerbe berücksichtigt. Dieser Wirtschaftsbereich wird auch schon seit mehr als 50Jahren vom ifo Institut befragt. Die Aggregation zur Gesamtreihe erfolgt gemäß den Bruttowertschöpfungsanteilen der Wirtschaftsbereiche als Zweijahresdurchschnitte der Jahre 2005 und 2010. In Abb. 3.2 sind die Kapazitätsauslastungen der drei Sektoren sowie die für die Gesamtwirtschaft dargestellt. Es zeigt sich, dass der Auslastungsgrad bei den Dienstleistern und der Industrie sehr ähnlich verläuft (kontemporäre Korrelation 0,76). Die Dienstleister lasten im Durchschnitt ihre bestehenden Kapazitäten immer stärker aus als die Industriefirmen. Während der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009 ging die Kapazitätsauslastung im Dienstleistungssektor merklich weniger stark zurück als in der Industrie. Der steigende Auslastungsgrad im Bauhauptgewerbe deutet einerseits auf den Abbau von Überkapazitäten, welche u.a. auf die Wiedervereinigung zurückgehen, und andererseits auf eine sehr gute Baukonjunktur hin. Der gesamtwirtschaftliche Auslastungsgrad ist dem der Dienstleister sehr ähnlich (kontemporäre Korrelation 0,91), da diese den höchsten Wertschöpfungsanteil haben.


    
    Abb. 3.2
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    Auf Basis solcher Umfragedaten gilt eine Volkswirtschaft als überausgelastet, wenn die aktuelle Entwicklung über ihrem langfristigen Durchschnitt liegt. In Abb. 3.1. wird die Abweichung der gesamtwirtschaftlichen Kapazitätsauslastung von der durchschnittlichen Kapazitätsauslastung mit der im Abschnitt »Potenzialschätzung und Mittelfristprojektion« ermittelten Produktionslücke verglichen. Es zeigt sich ein sehr ähnlicher Verlauf über die Zeit. Beide Indikatoren deuten darauf hin, dass sich die deutsche Volkswirtschaft seit 2013 in einem Aufschwung befindet, da die Kapazitätsauslastung stetig zunimmt. Außerdem sind die Produktionskapazitäten mittlerweile überdurchschnittlich ausgelastet, da sowohl die Produktionslücke als auch die Abweichung der gesamtwirtschaftlichen Kapazitätsauslastung von der durchschnittlichen Kapazitätsauslastung positiv sind.

  


  Bislang war der Aufschwung im Wesentlichen durch binnenwirtschaftliche Kräfte getrieben (vgl. Wollmershäuser et al. 2016). Der starke Beschäftigungsaufbau erhöhte die verfügbaren Einkommen und stimulierte die private Konsumnachfrage und damit die Umsatzentwicklung im Einzelhandel (vgl. Abb. 3.3 A). Die Flüchtlingszuwanderung ließ die Konsumausgaben des Staates kräftig expandieren. Die Niedrigzinspolitik der Europäischen Zentralbank schließlich stimulierte die Nachfrage nach Bauinvestitionen und damit die Bauproduktion (vgl. Abb. 3.3 B). Insgesamt nahm die gesamtwirtschaftliche Produktion mit Raten zu, die nur geringfügig über der Potenzialrate lagen, so dass die Kapazitätsauslastung nur allmählich stieg. Allzu dynamische Lohn- und Preisanstiege blieben aus, der Aufschwung war moderat.


  
  Abb. 3.3
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  Damit entsprach dieser Aufschwung allerdings nicht dem Muster, das typischerweise in Deutschland beobachtet werden konnte. Früher war meist die Industrie der sog. Zyklusmacher. Der Impuls kam aus dem Ausland, die Exporte deutscher Unternehmen zogen an, zur Kapazitätserweiterung stiegen die Investitionen, die Produktion wurde ausgeweitet, und über Einkommenssteigerungen profitierten schließlich auch die privaten Haushalte. Dem aktuellen Aufschwung fehlt bislang genau dieser Impuls. Im Vergleich zu früheren Aufschwüngen weiten sich Exporte und Industrieproduktion nur sehr verhalten aus (Abb. 3.3 C und D).


  Möglicherweise trugen das Ausbleiben dieses Impulses und die vorwiegend binnenwirtschaftlichen Triebkräfte auch dazu bei, dass der derzeitige Aufschwung in Deutschland außergewöhnlich stabil verläuft. Jedenfalls befindet sich die Schwankungsbreite der Vorquartalsveränderungsraten des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts mit derzeit ±¼ Prozentpunkt auf einem historischen Tiefstand (vgl. Kasten »Zur rückläufigen Volatilität der Zuwachsraten des realen Bruttoinlandsprodukts«). Selbst in der Phase der sog. Großen Moderation, die Mitte der 1980er einsetzte und mit der Großen Rezession Ende der 2000er ein jähes Ende fand, war die Stabilität der konjunkturellen Entwicklung nicht so ausgeprägt.


  Zur rückläufigen Volatilität der Zuwachsraten des realen Bruttoinlandsprodukts


  
    Seit Mitte der 1980er Jahre lässt sich in den meisten entwickelten Volkswirtschaften eine rückläufige Volatilität der Zuwachsraten des realen Bruttoinlandsprodukts feststellen. Diese von Mark Stock und James Watson erstmals als Große Moderation (»Great Moderation«) bezeichnete und später vom seinerzeitigen Präsident der US-Notenbank Ben Bernanke popularisierte Beobachtung lässt sich mittels verschiedener Ansätze nachweisen (vgl. Stock und Watson 2002; Bernanke 2004). Für eine Analyse in Bezug auf die Veränderungsraten des deutschen Bruttoinlandsprodukts wird nachfolgend in ein sog. autoregressives stochastisches Volatilitätsmodell (autoregressive stochastic volatility model) verwendet (vgl. Stock und Watson 2005):


    [image: 8381.png]


    Dabei ist yt die annualisierte Verlaufsrate (Vorquartalsveränderungsrate) des realen Bruttoinlandsprodukts. bezeichnet die stochastische Volatilität des Fehlerterms εt. Im Gegensatz zu gewöhnlichen autoregressiven Prozessen sind hier sowohl die geschätzten Koeffizienten ct und βt als auch die Volatilität des Störterms σt nicht konstant über alle Perioden, sondern werden für jede Periode mittels folgender Zufallsprozesse (random walk) geschätzt1:


    [image: 8373.png]


    Somit liefert eine Schätzung des Models zum einen die sog. Momentanstandardabweichungen (instantaneous standard deviations). Im Gegensatz zu beispielsweise rollierend berechneten Standardabweichungen, welche ebenfalls als Maß für die Volatilität einer Zeitreihe benutzt werden können, liefert die Momentanstandardabweichung eine Abschätzung der Volatilität der zugrundeliegenden Zeitreihe für einen bestimmten Zeitpunktt und nicht für ein bestimmten Zeitraum. Die aus dem Modell resultierenden Momentanstandardabweichung sind in Abb.3.4. dargestellt und weisen seit Beginn der 1960er Jahre einen deutlich negativen Trend auf, welcher nur durch die Finanzkrise und die Überhitzung der deutschen Konjunktur im Zuge der Wiedervereinigung kurzzeitig unterbrochen wurde. Am aktuellen Rand ist die Volatilität der Verlaufsrate des realen Bruttoinlandsprodukts mit annualisiert 0,9 Prozentpunkten (nicht annualisiert knapp ¼ Prozentpunkt) auf einem historisch außerordentlich niedrigen Niveau. Der aktuelle Aufschwung kann somit als sehr stabil bezeichnet werden.


    
    Abb. 3.4
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    Zum anderen kann mit Hilfe dieser Modellklasse auch eine zeitvariierende Trendwachstumsrate für das reale Bruttoinlandsprodukt abgeleitet werden.2 Wie in Abb. 3.5. dargestellt ist die Trendwachstumsrate seit den 60er Jahren rückläufig. In Verbindung mit Abb. 3.4. ist deutlich zu erkennen, dass ein Großteil der auf die deutsche Wirtschaft einwirkenden konjunkturellen Schocks nur geringe Auswirkungen auf die langfristige Trendwachstumsrate haben, sondern im Rahmen des Modells als kurzfristige Erhöhung der Volatilität identifiziert werden.


    
    Abb. 3.5
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        1 Für eine ausführliche Beschreibung des Models sowie des bayesianischen Schätzalgorithmus siehe Cogley et al. (2010).


        2 Die Herleitung des Trends ergibt sich aus der Annahme, dass sich die Wirtschaft langfristig im Gleichgewicht befindet und somit [image: 8335.png] gilt. Daraus folgt für den langfristigen Trend [image: 8330.png]

      

    

  


  3.2 Ausblick


  Im Prognosezeitraum wird sich der Aufschwung in Deutschland fortsetzen. Getragen wird die Expansion der Wirtschaft nicht nur von der weiter lebhaften Konsumnachfrage der privaten Haushalte und den Bauinvestitionen, sondern nun auch von den Exporten, in deren Gefolge die bisher eher zur Schwäche tendierende Industriekonjunktur und die ebenfalls enttäuschenden Unternehmensinvestitionen anziehen dürften. Der bisher binnenwirtschaftlich getragene Aufschwung gewinnt daher an Stärke und Breite.


  Im Jahresdurchschnitt 2017 dürfte die gesamtwirtschaftliche Produktion um 1,8% expandieren und damit in einem geringfügig langsameren Tempo als im vergangenen Jahr (1,9%). Im Jahr 2018 dürfte die jahresdurchschnittliche Rate des realen Bruttoinlandsprodukts bei 2,0% liegen (vgl. Abb. 3.6), wobei für das höhere Wachstumstempo ein größerer Überhang aus diesem Jahr maßgeblich sein dürfte. Im Vergleich zur ifo Konjunkturprognose vom Dezember 2016 wurden damit die Zuwachsraten des realen Bruttoinlandsprodukts für die Jahre 2017 und 2018 um 0,3 Prozentpunkte angehoben (vgl. Kasten »Zur Revision der ifo Prognose vom Dezember 2016«). Kalenderbereinigt, d.h. unter Berücksichtigung der von Jahr zu Jahr unterschiedlichen Zahl von Arbeitstagen, nimmt die gesamtwirtschaftliche Produktion in diesem Jahr um 2,1% zu und im kommenden Jahr um 2,0% (vgl. Tab. 3.1). Damit steigt das reale Bruttoinlandsprodukts in beiden Jahren schneller als das Produktionspotenzial, das mit einer durchschnittlichen Rate von 1¾% wächst. Die Produktionslücke, die den Abstand der gesamtwirtschaftlichen Produktion vom Produktionspotenzial misst und die sich bereits seit 2015 im Bereich der Überauslastung befindet, wird bis 2018 weiter auf 0,8% zunehmen (vgl. Abschnitt »Potenzialschätzung und Mittelfristprojektion«).


  
  Abb. 3.6
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  Tab. 3.1


  
    
      
      
      
      
      
    

    
      
        	
          Statistische Komponenten der Veränderungsrate des Bruttoinlandsprodukts

        
      


      
        	
          

        

        	
          2015

        

        	
          2016

        

        	
          2017

        

        	
          2018

        
      


      
        	
          Statistischer Überhanga

        

        	
          0,7

        

        	
          0,5

        

        	
          0,5

        

        	
          0,8

        
      


      
        	
          Jahresverlaufsrateb

        

        	
          1,3

        

        	
          1,8

        

        	
          2,4

        

        	
          1,8

        
      


      
        	
          Jahresdurchschnittliche Veränderung, kalenderbereinigt

        

        	
          1,5

        

        	
          1,8

        

        	
          2,1

        

        	
          2,0

        
      


      
        	
          Kalendereffektc

        

        	
          0,2

        

        	
          0,1

        

        	
          –0,3

        

        	
          0,0

        
      


      
        	
          Jahresdurchschnittliche Veränderung

        

        	
          1,7

        

        	
          1,9

        

        	
          1,8

        

        	
          2,0

        
      


      
        	
          a Saison- und kalenderbereinigtes reales BIP im vierten Quartal des Vorjahres in Relation zum Quartalsdurchschnitt des Vorjahres. b Saison- und kalenderbereinigtes reales BIP im vierten Quartal in Relation zum entsprechenden Quartal des Vorjahres. c In Prozent des realen BIP.

        
      


      
        	
          Quelle: Statistisches Bundesamt; 2017 und 2018: Prognose des ifo Instituts.

        
      

    
  


  Bei alledem bleiben die Perspektiven auf dem Arbeitsmarkt gut, jedoch wird sich die derzeit schwungvolle Zunahme der Beschäftigung im Prognosezeitraum abschwächen. Im Durchschnitt des Jahres 2017 steigt die Zahl der Erwerbstätigen um 590000, im Jahr 2018 um 385000. Die Zahl der Arbeitslosen sinkt im Durchschnitt des Jahres 2017 um rund 155000. Im Jahr 2018 dürfte die Arbeitslosigkeit um weitere 100000 Personen zurückgehen. Die Arbeitslosenquote sinkt von 6,1% im Jahr 2016 auf 5,7% in diesem Jahr und voraussichtlich auf 5,5% im nächsten Jahr.


  Die Verbraucherpreise (gemessen am VPI) dürften im Jahresdurchschnitt 2017 um 1,7% steigen, nach einer Rate von 0,5% im abgelaufenen Jahr. Erstmals seit drei Jahren geht von Energieträgern kein negativer Inflationsbeitrag mehr aus. Im kommenden Jahr wird sich der Verbraucherpreisindex um 1,6% erhöhen. Die Kernrate (VPI ohne Energieträger) wird voraussichtlich von 1,5% in diesem Jahr auf 1,6% im nächsten Jahr steigen.


  Die Finanzpolitik ist in diesem Jahr leicht expansiv ausgerichtet, im kommenden Jahr dürfte sie konjunkturneutral sein. Der gesamtstaatliche Finanzierungsüberschuss wird in diesem Jahr voraussichtlich bei 0,6% des nominalen Bruttoinlandsprodukts liegen, im kommenden Jahr könnte er sich leicht auf 0,7% erhöhen (vgl. Tab. 3.2). Der strukturelle Finanzierungssaldo ist seit dem Jahr 2014 positiv und wird von 0,6% im vergangenen Jahr auf 0,3% in 2017 und 0,2% 2018 zurückgehen. Die Schuldenquote des Staates wird in diesem Jahr bei 66% liegen und im nächsten Jahr bei 63%.


  Tab. 3.2


  
    
      
      
      
      
      
    

    
      
        	
          Eckdaten der Prognose für Deutschland

        
      


      
        	

        	
          2015

        

        	
          2016

        

        	
          2017

        

        	
          2018

        
      


      
        	
          Veränderung in % gegenüber dem Vorjahra

        
      


      
        	
          Private Konsumausgaben

        

        	
          2,0

        

        	
          2,1

        

        	
          1,2

        

        	
          1,6

        
      


      
        	
          Konsumausgaben des Staates

        

        	
          2,7

        

        	
          4,0

        

        	
          1,4

        

        	
          1,1

        
      


      
        	
          Bruttoanlageinvestitionen

        

        	
          1,7

        

        	
          2,2

        

        	
          2,3

        

        	
          3,2

        
      


      
        	
          Ausrüstungen

        

        	
          3,7

        

        	
          1,1

        

        	
          1,0

        

        	
          3,8

        
      


      
        	
          Bauten

        

        	
          0,3

        

        	
          2,8

        

        	
          3,0

        

        	
          3,1

        
      


      
        	
          Sonstige Anlagen

        

        	
          1,9

        

        	
          2,6

        

        	
          2,5

        

        	
          2,4

        
      


      
        	
          Inländische Verwendung

        

        	
          1,6

        

        	
          2,3

        

        	
          1,6

        

        	
          2,0

        
      


      
        	
          Exporte

        

        	
          5,2

        

        	
          2,7

        

        	
          4,4

        

        	
          4,5

        
      


      
        	
          Importe

        

        	
          5,5

        

        	
          3,8

        

        	
          4,5

        

        	
          4,9

        
      


      
        	
          Bruttoinlandsprodukt (BIP)

        

        	
          1,7

        

        	
          1,9

        

        	
          1,8

        

        	
          2,0

        
      


      
        	
          Erwerbstätigeb (1000 Personen)

        

        	
          43057

        

        	
          43595

        

        	
          44186

        

        	
          44571

        
      


      
        	
          Arbeitslose (1000 Personen)

        

        	
          2795

        

        	
          2691

        

        	
          2537

        

        	
          2437

        
      


      
        	
          Arbeitslosenquote BAc (in %)

        

        	
          6,4

        

        	
          6,1

        

        	
          5,7

        

        	
          5,5

        
      


      
        	
          Verbraucherpreised (Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr)

        

        	
          0,3

        

        	
          0,5

        

        	
          1,7

        

        	
          1,6

        
      


      
        	
          Lohnstückkostene (Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr)

        

        	
          1,5

        

        	
          1,6

        

        	
          2,0

        

        	
          1,6

        
      


      
        	
          Finanzierungssaldo des Staatesf

        

        	

        	

        	

        	
      


      
        	
          - in Mrd. Euro

        

        	
          20,9

        

        	
          26,4

        

        	
          19,1

        

        	
          22,9

        
      


      
        	
          - in % des Bruttoinlandsprodukts

        

        	
          0,7

        

        	
          0,8

        

        	
          0,6

        

        	
          0,7

        
      


      
        	
          Leistungsbilanzsaldo

        

        	

        	

        	

        	
      


      
        	
          - in Mrd. Euro

        

        	
          260,0

        

        	
          261,2

        

        	
          265,0

        

        	
          279,0

        
      


      
        	
          - in % des Bruttoinlandsprodukts

        

        	
          8,6

        

        	
          8,3

        

        	
          8,2

        

        	
          8,3

        
      


      
        	
          a Preisbereinigte Angaben. b Inlandskonzept. c Arbeitslose in % der zivilen Erwerbspersonen (Definition gemäß Bundesagentur für Arbeit). d Verbraucherpreisindex (2010= 100). e Im Inland entstandene Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmerstunde bezogen auf das reale Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstunde. f In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (ESVG 2010).

        
      


      
        	
          Quelle: Statistisches Bundesamt; Bundesagentur für Arbeit; Deutsche Bundesbank; 2017 und 2018: Prognose des ifo Instituts.

        
      

    
  


  Zur Revision der ifo Prognose vom Dezember 2016


  
    Im Dezember 2016 hatte das ifo Institut die jahresdurchschnittliche Veränderungsrate des realen Bruttoinlands­produkts (BIP) für das Jahr 2017 auf 1,5% veranschlagt. Nunmehr wird die Prognose um 0,3 Prozentpunkte auf 1,8% angehoben (vgl. Tab. 3.3). Zwar ist nach den derzeit vorliegenden amtlichen Ergebnissen das konjunkturelle Tempo der gesamtwirtschaftlichen Produktion in der zweiten Jahreshälfte 2016 geringfügig niedriger gewesen als vom ifo Institut im Dezember vorausgeschätzt; der statistische Überhang ist um 0,1 Prozentpunkte geringer als damals erwartet. Kräftig heraufgesetzt wird aber in der vorliegenden Prognose die Rate für den unterjährigen konjunkturellen Verlauf 2017, nämlich von 1,9% auf 2,4%. Maßgeblich für diese Aufwärtsrevision ist einmal, dass den amtlichen Ergebnissen zufolge die BIP-Rate im ersten Quartal 2017 etwas höher ausgefallen ist, als vom ifo Institut vorausgeschätzt worden war, vor allem aber eine nunmehr insgesamt deutlich optimistischere Einschätzung der Weltkonjunktur und der damit verbundenen Exportchancen deutscher Unternehmen.


    Tab. 3.3


    
      
        
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Prognose und Prognosekorrektur für das Jahr 2017

          
        


        
          	
            Verwendung des realen Bruttoinlandsprodukts

          
        


        
          	

          	
            ifo Dezemberprognose 2016

          

          	
            ifo Juniprognose 2017

          

          	
            Prognosekorrektur für 2017

          
        


        
          	
            Prognosewerte für 2017

          

          	
            Prognosewerte für 2017

          

          	
            Differenz der Wachstumsraten bzw. -beiträge

          
        


        
          	
            Veränderung


            in % gegenüber Vorjahr

          

          	
            Wachstums-

            beitrag


            in %-Punktena

          

          	
            Veränderung


            in % gegenüber Vorjahr

          

          	
            Wachstums-

            beitrag


            in %-Punktena

          

          	
            Spalte (3)


            abzüglich


            Spalte (1)

          

          	
            Spalte (4)


            abzüglich


            Spalte (2)

          
        


        
          	
            (1)

          

          	
            (2)

          

          	
            (3)

          

          	
            (4)

          

          	
            (5)

          

          	
            (6)

          
        


        
          	
            Inlandsnachfrage

          

          	
            1,6

          

          	
            1,5

          

          	
            1,6

          

          	
            1,5

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          
        


        
          	
            Privater Konsum

          

          	
            1,2

          

          	
            0,6

          

          	
            1,2

          

          	
            0,6

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          
        


        
          	
            Staatlicher Konsum

          

          	
            3,0

          

          	
            0,6

          

          	
            1,4

          

          	
            0,3

          

          	
            –1,6

          

          	
            –0,3

          
        


        
          	
            Ausrüstungen

          

          	
            1,3

          

          	
            0,1

          

          	
            1,0

          

          	
            0,1

          

          	
            –0,3

          

          	
            0,0

          
        


        
          	
            Bauten

          

          	
            1,8

          

          	
            0,2

          

          	
            3,0

          

          	
            0,3

          

          	
            1,2

          

          	
            0,1

          
        


        
          	
            Sonstige Anlageinvestitionen

          

          	
            2,6

          

          	
            0,1

          

          	
            2,5

          

          	
            0,1

          

          	
            –0,1

          

          	
            0,0

          
        


        
          	
            Vorratsveränderungen

          

          	
            –

          

          	
            –0,1

          

          	
            –

          

          	
            0,1

          

          	
            –

          

          	
            0,2

          
        


        
          	
        


        
          	
            Außenbeitrag

          

          	
            –

          

          	
            0,0

          

          	
            –

          

          	
            0,3

          

          	
            –

          

          	
            0,3

          
        


        
          	
            Ausfuhr

          

          	
            3,1

          

          	
            1,4

          

          	
            4,4

          

          	
            2,0

          

          	
            1,3

          

          	
            0,6

          
        


        
          	
            Einfuhr

          

          	
            3,8

          

          	
            –1,5

          

          	
            4,5

          

          	
            –1,7

          

          	
            0,7

          

          	
            –0,2

          
        


        
          	
            Bruttoinlandsprodukt

          

          	
            1,5

          

          	
            1,5

          

          	
            1,8

          

          	
            1,8

          

          	
            0,3

          

          	
            0,3

          
        


        
          	
            a Beiträge der Nachfragekomponenten zur Veränderung des Bruttoinlandsprodukts (Lundberg-Komponenten). Der Wachstumsbeitrag einer Nachfragekomponente ergibt sich aus der Wachstumsrate gewichtet mit dem nominalen Anteil des Aggregats am Bruttoinlandsprodukt aus dem Vorjahr. Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. Angaben für das Bruttoinlandsprodukt: Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %.

          
        


        
          	
            Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Die quantitativ größten Revisionen gibt es deshalb beim Außenhandel, der in den laufenden Raten nun eine deutlich höhere konjunkturelle Dynamik zeigt. Da im vorliegenden Gutachten die Exportprognose im Jahresdurchschnitt stärker angehoben wurde als die Importprognose, erhöht sich der Wachstumsbeitrag des Außenhandels im Vergleich zur Dezemberprognose des ifo Instituts um 0,3 Prozentpunkte. Von den binnenwirtschaftlichen Verwendungskomponenten wurde die Zuwachsrate der Bauinvestitionen um 1,2 Prozentpunkte heraufgesetzt, eine Revision, die insbesondere dem witterungsbedingt stark begünstigten Ergebnis des ersten Quartals 2017 und einer zusätzlichen Einführung eines neuen Berichtskreises in die amtliche Statistik Rechnung trägt. Die Prognose der jahresdurchschnittlichen Zuwachsrate der Ausrüstungsinvestitionen wurde hingegen aufgrund des nunmehr etwas geringeren statistischen Überhangs leicht nach unten revidiert. Deutlich abwärtskorrigiert werden musste die Steigerungsrate 2017 für den staatlichen Konsum. Maßgeblich hierfür war, dass das Statistische Bundesamt ab dem 2. Quartal 2016 die bislang ausgewiesenen laufenden Quartalsraten deutlich nach unten gesetzt hat, was sich zeitreihenarithmetisch in einem deutlich verringerten Überhang für 2017 niederschlägt. Die jahresdurchschnittlichen Zuwachsraten der übrigen Verwendungsaggregate wurden in dieser Prognose gegenüber der Dezemberschätzung grosso modo beibehalten.

  


  Die Prognoseunsicherheit lässt sich anhand von Intervallen angeben, die die unbekannte Veränderungsrate des realen Bruttoinlandsprodukts mit vorgegebenen Wahrscheinlichkeiten einschließen. Zur Berechnung der konkreten Intervalle für das Jahr 2017 wurden die Prognosefehler des ifo Instituts der Jahre 1992 bis 2016 herangezogen. Gemessen an diesen Prognosefehlern beträgt die Spanne für ein Prognoseintervall, das die Veränderungsrate des realen Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2017 mit einer Wahrscheinlichkeit von etwa zwei Dritteln (68%) überdeckt, ±0,6 Prozentpunkte. Bei der vorliegenden Punktprognose von 1,8% reicht das Intervall also von 1,2% bis 2,4%. Die Punktprognose von 1,8% stellt den mittleren Wert dar, der am ehesten erwartet werden kann (vgl. rote Linie in Abb. 3.7). Für das kommende Jahr nimmt die Unsicherheit naturgemäß zu, so dass das entsprechende Prognoseintervall auf ±1,9Prozentpunkte steigt. Bei der vorliegenden Punktprognose von 2,0% reicht das 68%-Prognoseintervall dann von 0,1% bis 3,9%.


  
  Abb. 3.7

[image: 8779.png]


  3.3 Finanzpolitische Rahmenbedingungen


  Die Finanzpolitik ist in diesem Jahr leicht expansiv und im kommenden Jahr konjunkturneutral ausgerichtet3 (vgl. Tab. 3.4). Im laufenden Jahr wirken insbesondere die zusätzlichen Ausgaben im Rahmen des Zweiten Pflegestärkungsgesetzes expansiv; allerdings wird dieser Impuls durch die Erhöhung des Beitragssatzes zur Pflegeversicherung um 0,2 Prozentpunkte und die dadurch entstehenden Mehreinnahmen der Sozialversicherungen gedämpft. Auch die durch die Erhöhung des Kindergelds, des Grund- und Kinderfreibetrags sowie der kalten Progression entstehenden Steuermindereinnahmen wirken im laufenden Jahr expansiv. Die zusätzlichen investiven Ausgaben der Gebietskörperschaften tragen ebenfalls maßgeblich zur expansiven Ausrichtung der Finanzpolitik bei. Insgesamt beträgt der fiskalische Impuls im laufenden Jahr rund 12 Mrd. Euro oder 0,4% in Relation zum Bruttoinlandsprodukt. Auch im kommenden Jahr wirken die Entlastungen im Bereich der Einkommensteuern sowie die zusätzlichen investiven Ausgaben für sich genommen expansiv. Jedoch wirken die Steuermehreinnahmen durch das Auslaufen der Altkapitalerstattungen und die Erhöhung des Zusatzbeitrags zur Gesetzlichen Krankenversicherung um durchschnittlich 0,1 Prozentpunkt restriktiv. Insgesamt wird die Finanzpolitik im kommenden Jahr konjunkturneutral ausgerichtet sein. Der Einschätzung der finanzpolitischen Rahmenbedingungen liegt der Status quo zugrunde. Durch die Bundestagswahl im Herbst 2017 ist die Einschätzung des Ausrichtungsgrades für das Jahr 2018 mit besonders hoher Unsicherheit behaftet.


  Tab. 3.4


  
    
      
      
      
    

    
      
        	
          Finanzpolitische Maßnahmena

        
      


      
        	
          Belastungen (–) und Entlastungen (+) des gesamtstaatlichen Haushalts in Milliarden Euro gegenüber Vorjahr

        
      


      
        	
          

        

        	
          2017

        

        	
          2018

        
      


      
        	
          Einnahmen der Gebietskörperschaftenb

        
      


      
        	
          Alterseinkünftegesetz

        

        	
          –1,2

        

        	
          –1,3

        
      


      
        	
          Erhöhung von Kindergeld, Grund- und Kinderfreibetrag, Rückgabe der kalten Progression

        

        	
          –2,0

        

        	
          –3,4

        
      


      
        	
          Altkapitalerstattungen 2008 und 2009c

        

        	

        	
          2,3

        
      


      
        	
          Weiterentwicklung der steuerlichen Verlustverrechnung bei Körperschaften

        

        	
          –0,4

        

        	
          –0,3

        
      


      
        	
          Integrationsgesetz

        

        	
          –0,2

        

        	
          0,1

        
      


      
        	
          Ausweitung der Mautstrecken und Lkw-Klassen

        

        	

        	
          0,7

        
      


      
        	
          Betriebsrentenstärkungsgesetz

        

        	

        	
          –0,3

        
      


      
        	
          Sonstige steuerliche Maßnahmend

        

        	
          –0,1

        

        	
          0,0

        
      


      
        	
          Einnahmen der Sozialversicherungen

        
      


      
        	
          Senkung der Insolvenzgeldumlage um 0,03 Prozentpunkte 2017

        

        	
          –0,3

        

        	
          0,0

        
      


      
        	
          Erhöhung des Beitragssatzes zur Pflegeversicherung um 0,2 Prozentpunkte 2017

        

        	
          2,6

        

        	
          0,1

        
      


      
        	
          Erhöhung des Zusatzbeitrags zur Gesetzlichen Krankenversicherung um 0,3 Prozentpunkte 2016 und um 0,1 Prozentpunkte 2018

        

        	
          0,1

        

        	
          1,1

        
      


      
        	
          Ausgaben der Gebietskörperschaften

        
      


      
        	
          Zusätzliche Finanzmittel für die Deutsche Bahn AGe

        

        	
          –0,9

        

        	
          0,0

        
      


      
        	
          Förderung des Breitbandausbaus

        

        	
          –0,3

        

        	
          0,0

        
      


      
        	
          Förderung des sozialen Wohnungsbaus durch den Bund

        

        	
          –0,3

        

        	
          –0,1

        
      


      
        	
          Kaufprämie für und steuerliche Förderung von Elektroautos

        

        	
          –0,2

        

        	
          0,0

        
      


      
        	
          Programm für Bildung und Erziehung

        

        	
          –0,4

        

        	
          –0,2

        
      


      
        	
          Investitionsprogramm Mikroelektronik

        

        	
          –0,1

        

        	
          –0,2

        
      


      
        	
          zusätzliche soziale Leistungenf

        

        	
          –0,7

        

        	
          0,2

        
      


      
        	
          zusätzliche investive Ausgabeng

        

        	
          –0,3

        

        	
          –1,0

        
      


      
        	
          Ausgaben der Sozialversicherungen

        
      


      
        	
          Zweites Pflegestärkungsgesetz

        

        	
          –4,4

        

        	
          0,6

        
      


      
        	
          Maßnahmen in der gesetzlichen Krankenversicherungh

        

        	
          –0,6

        

        	
          –0,2

        
      


      
        	
          Insgesamt

        

        	
          –11,7

        

        	
          –1,9

        
      


      
        	
          In Relation zum Bruttoinlandsprodukt in Prozent

        

        	
          –0,4%

        

        	
          –0,1%

        
      


      
        	
          a Ohne makroökonomische Rückwirkungen. b Die Wirkungen der Steuerrechtsänderungen beziehen sich auf das Kassenjahr. c Nach dem Übergang vom Anrechnungs- zum Teileinkünfteverfahren bestand für einen Zeitraum von zehn Jahren die Möglichkeit bei der Ausschüttung von Altkapital Steuerrückerstattungen geltend zu machen. d Reform der Investmentbesteuerung, Gesetz gegen schädliche Steuerpraktiken im Zusammenhang mit Rechteüberlassungen, Änderung des Einkommensteuergesetzes im Rahmen der Hilfen für Milchbauern, Neuregelung der Erbschaft- und Schenkungssteuer, Änderung des Energiesteuer- und Stromsteuergesetzes. e Verringerung der Bahndividende und Aufstockung des Eigenkapitals der Deutschen Bahn. f Erhöhung der BAFöG-Leistungen, Änderungen beim Wohngeld, Unterhaltsvorschussgesetz, Stärkung der beruflichen Weiterbildung und des Versicherungsschutzes der ALV, Ausweitung arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen, Mehrausgeben in Zusammenhang mit Eingliederungsmaßnahmen. g Investive Maßnahmen aus dem Koalitionsvertrag, zusätzliche Investitionen im Rahmen des Kommunalinvestitionsförderungsfonds, Investitionspaket über 10 Mrd. Euro, zusätzliche Mittel für den Kita-Ausbau, zusätzliche Ausgaben für die innere und äußere Sicherheit. h Reform der Strukturen der Krankenhausversorgung, Gesetz zur Stärkung der Arzneimittelversorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung, Gesetz zur Stärkung der Gesundheitsförderung und der Prävention (Präventionsgesetz), Gesetz zur Stärkung der Hilfs- und Heilmittelversorgung.

        
      


      
        	
          Quelle: Bundesregierung, Berechnungen und Schätzungen des ifo Instituts.

        
      

    
  


  3.4 Weltwirtschaftliches Umfeld und preisliche Wettbewerbsfähigkeit


  Die Prognose basiert auf der Annahme, dass ein Barrel Rohöl der Sorte Brent in diesem Jahr durchschnittlich 50,2 US-Dollar und im kommenden Jahr 51,3 US-Dollar kostet. Der Wechselkurs zwischen Euro und US-Dollar beträgt in diesem Jahr 1,10. Im kommenden Jahr beläuft sich das Tauschverhältnis auf 1,12.


  Das Expansionstempo der Weltwirtschaft wird – wie im internationalen Teil dieser Prognose beschrieben – im Prognosezeitraum ähnlich dynamisch zulegen wie im Winterhalbjahr. Lediglich im zweiten Quartal 2017 dürfte die Zuwachsrate stärker ausfallen aufgrund temporärer Entwicklungen in den USA und in China. Da allerdings der Anteil Chinas an der Weltproduktion größer ist als der Anteil der deutschen Exporte nach China an den gesamten Ausfuhren, legt der ifo Exportnachfrageindikator, der die gesamtwirtschaftlichen Prognosen der wichtigen deutschen Handelspartner gemäß ihrer Bedeutung für die deutschen Exporte zusammenfasst, im zweiten Quartal mit ähnlich starken Raten zu wie im ersten Quartal. Ab dem dritten Quartal 2017 gehen die Quartalszuwachsraten des Exportnachfrageindikators bis zum Ende des Prognosezeitraums etwas zurück. Dämpfend wirkt hier die leichte Abschwächung der hohen Dynamik im Euroraum. Über den gesamten Prognosezeitraum betrachtet kommen die stärksten Impulse auf die Nachfrage nach deutschen Gütern aber weiterhin aus dem Euroraum, aber auch aus Asien (vgl. oberes Bild Abb. 3.8). Von den USA und den Handelspartnern in Lateinamerika, Osteuropa und Japan dürften ebenfalls positive Impulse ausgehen.


  
  Abb. 3.8
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  Die preisliche Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands gegenüber 37 Handelspartnern auf Basis der Verbraucherpreisindizes dürfte in diesem und im kommenden Jahr in etwa konstant bleiben (vgl. unteres Bild Abb.3.8). Zwar verbesserte sich die Wettbewerbsfähigkeit im ersten Quartal 2017 deutlich gegenüber dem Vorquartal; allerdings dürfte diese Verbesserung durch die starke Aufwertung des Euro von 1,06 auf 1,12US-Dollar seit Anfang April wieder aufgehoben worden sein. Unter der Annahme konstanter nominaler Wechselkurse wird die preisliche Wettbewerbsfähigkeit ab dem dritten Quartal in etwa unverändert bleiben, da die Preise in Deutschland mit ähnlichen Raten zulegen dürften wie die durchschnittliche Inflation in den Handelspartnerländern.


  3.5 Positive Impulse vom Aussenhandel


  Nach dem sehr kräftigen vierten Quartal zog der Export im ersten Quartal 2017 abermals an, wenn auch mit einer etwas geringeren Rate. Wie schon im vergangenen Jahr kamen positive Zuwächse der Nachfrage nach deutschen Gütern aus dem übrigen Euroraum und aus Asien. Darüber hinaus gab es das zweite Quartal in Folge positive Impulse aus den USA und aus den übrigen Ländern in Europa; auch gegenüber Russland erhöhte sich die Ausfuhr sehr deutlich. Die Einfuhr stieg nach einem starken Schlussquartal 2016 im ersten Quartal dieses Jahres nur minimal. In realer Rechnung hat vor allem der Import von Energie und Investitionsgütern zugenommen, während Konsum- und Vorleistungsgüterimporte rückläufig waren.4 Insgesamt stimulierte der Außenhandel rein rechnerisch den Anstieg des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts im ersten Vierteljahr sehr deutlich.


  Auch im zweiten Quartal 2017 dürfte der Export abermals sehr kräftig mit 1,8% expandieren. Dafür spricht die erneute Verbesserung des ifo Exportklimas im April, die vor allem aus dem Anstieg des Unternehmens- und Verbrauchervertrauens in vielen deutschen Absatzländern resultierte (vgl. Abb. 3.9). Auch der ifo Auftragsbestand der exportierenden Unternehmen, der die Summe aller Aufträge, die sich in Produktion befinden, misst, liegt im Durchschnitt der Monate April und Mai über dem ersten Quartal. Die Zuversicht der deutschen Industrieunternehmen, mehr zu exportieren, spiegelt sich auch in den verbesserten ifo Export­erwartungen wider. Die für April vorliegende nominale Ausfuhr in Abgrenzung des Spezialhandels zog gegenüber dem ersten Quartal ebenfalls an. Lediglich die Aufträge aus dem Ausland für das Verarbeitende Gewerbe (ohne sonstigen Fahrzeugbau) waren im April leicht rückläufig. Im weiteren Verlauf dürften die Ausfuhren, im Einklang mit der weltwirtschaftlichen Dynamik, kräftig expandieren, allerdings mit etwas niedrigeren Raten als im zweiten Quartal. Von der Wettbewerbsfähigkeit, die im Prognosezeitraum in etwa konstant bleiben dürfte, wird wohl kein signifikanter Effekt auf die Ausfuhren ausgehen. Insgesamt ist mit einem Anstieg des realen Exports um 4,4% in diesem Jahr und damit einer deutlichen Beschleunigung gegenüber dem Vorjahr zu rechnen. Im Jahr 2018 dürfte die Ausfuhr nochmals um 4,5% expandieren (vgl. Abb. 3.10).


  
  Abb. 3.9
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  Abb. 3.10
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  Nach dem sehr mäßigen ersten Quartal dürften die realen Importe im zweiten Quartal 2017 wohl deutlich zunehmen. Darauf deutet die nominale Einfuhr in Abgrenzung des Spezialhandels hin, die im April stark gegenüber dem ersten Quartal anzog. Auch die inländischen Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe verbesserten sich im April im Vergleich zum Durchschnitt der ersten drei Monate. Höhere Aufträge zeigen eine steigende inländische Produktion an, die sich am Ende in einer höheren Nachfrage nach Vorleistungsgütern aus dem Ausland niederschlägt. Im weiteren Verlauf verliert die Expansion der Einfuhren voraussichtlich etwas an Dynamik. Zum einen gehen die positiven Zuwachsraten bei den Ausfuhren leicht zurück, die den zusätzlichen Bedarf an ausländischen Vorleistungsgütern bremsen. Zum anderen lässt die Dynamik beim privaten Konsum nach; aber auch die Ausrüstungsinvestitionen legen nicht mehr beschleunigt zu. Insgesamt dürfte der Import in diesem Jahr um 4,5% expandieren. Im kommenden Jahr wird er voraussichtlich um 4,9% steigen (vgl. Abb.3.11). Alles in allem wird der Außenhandel damit in diesem Jahr einen Beitrag zur Expansion des Bruttoinlandsprodukts von 0,3 Prozentpunkt leisten; im Jahr 2018 dürfte er 0,1 Prozentpunkte betragen (vgl. Tab. 3.5).


  
  Abb. 3.11
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  Tab. 3.5


  
    
      
      
      
      
    

    
      
        	
          Beiträge zur Veränderung des Bruttoinlandsprodukts


          (in Prozentpunkten)

        
      


      
        	

        	
          2016

        

        	
          2017

        

        	
          2018

        
      


      
        	
          Konsumausgaben

        

        	
          1,9

        

        	
          0,9

        

        	
          1,1

        
      


      
        	
          Private Konsumausgaben

        

        	
          1,1

        

        	
          0,6

        

        	
          0,9

        
      


      
        	
          Konsumausgaben des Staates

        

        	
          0,8

        

        	
          0,3

        

        	
          0,2

        
      


      
        	
          Bruttoanlageinvestitionen

        

        	
          0,4

        

        	
          0,5

        

        	
          0,6

        
      


      
        	
          Ausrüstungen

        

        	
          0,1

        

        	
          0,1

        

        	
          0,2

        
      


      
        	
          Bauten

        

        	
          0,3

        

        	
          0,3

        

        	
          0,3

        
      


      
        	
          Sonstige Anlagen

        

        	
          0,1

        

        	
          0,1

        

        	
          0,1

        
      


      
        	
          Vorratsveränderungen

        

        	
          –0,2

        

        	
          0,1

        

        	
          0,1

        
      


      
        	
          Letzte inländische Verwendung

        

        	
          2,1

        

        	
          1,5

        

        	
          1,8

        
      


      
        	
          Außenbeitrag

        

        	
          –0,2

        

        	
          0,3

        

        	
          0,1

        
      


      
        	
          Exporte

        

        	
          1,2

        

        	
          2,0

        

        	
          2,1

        
      


      
        	
          Importe

        

        	
          –1,5

        

        	
          –1,7

        

        	
          –2,0

        
      


      
        	
          Bruttoinlandsprodukta

        

        	
          1,9

        

        	
          1,8

        

        	
          2,0

        
      


      
        	
          a Veränderung in % gegenüber Vorjahr. Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen.

        
      


      
        	
          Quelle: Statistisches Bundesamt; 2017 und 2018: Prognose des ifo Instituts.

        
      

    
  


  Die Terms of Trade sind im ersten Quartal 2017 sehr deutlich gefallen; das letzte Mal wurde ein solch großer Rückgang vor sechs Jahren beobachtet. Obwohl die Ausfuhrpreise recht kräftig expandierten, legten die Einfuhrpreise noch weit stärker zu. Dabei verteuerten sich insbesondere die Energieimporte, aber auch die Einfuhren von Vorleistungsgütern. Im zweiten Quartal werden die Terms of Trade voraussichtlich leicht steigen. Darauf weisen die vorliegenden Monatswerte für die Außenhandelspreise hin; die Einfuhrpreise werden voraussichtlich in etwa konstant bleiben, während die Ausfuhrpreise moderat zulegen dürften. Zwar dürften die Preise für Vorleistungsgüter abermals steigen, dagegen werden die Energieimporte voraussichtlich wieder etwas günstiger werden. Ab dem dritten Quartal 2017 werden sich die Terms of Trade weiter leicht verbessern. Zum einen dürften die inländischen Unternehmen ihre Kostensteigerungen bei den Energie- und Vorleistungsgütereinfuhren teils an ihre Abnehmer weitergeben. Zum anderen dürften die Exporteure die aus der positiven Dynamik der Auslandsnachfrage resultierenden Preissetzungsspielräume nutzen. Unter der Annahme konstanter Wechselkurse und realer Konstanz der Ölpreise dürften die Einfuhrpreise mit etwas niedrigeren Raten anziehen als die Ausfuhrpreise. Insgesamt werden sich die Terms of Trade in diesem Jahr voraussichtlich, bedingt durch das negative erste Quartal 2017, um 1,5% verschlechtern. Im kommenden Jahr werden sie sich wohl um 0,3% verbessern.


  Der Saldo der deutschen Leistungsbilanz wird voraussichtlich einen Wert von 265 Mrd. Euro in diesem und von 279 Mrd. Euro im kommenden Jahr erreichen. In Relation zum Bruttoinlandsprodukt wird der Leistungsbilanzüberschuss mit 8,2% bzw. 8,3% weitgehend unverändert auf dem hohen Niveau des Vorjahres bleiben. Der starke Anstieg des Überschusses um zusammengenommen 1,7Prozentpunkte in den Jahre 2014 bis 2016 ist dabei maßgeblich (2,1Prozentpunkte) auf die Entwicklung der Preise und hier insbesondere den ölpreisbedingten starken Rückgang der Importpreise (1,4 Prozentpunkte) zurückzuführen (vgl. Kasten »Zum Einfluss von Änderungen der Terms-of-Trade auf den Leistungsbilanzsaldo«). Die mengenmäßige Ausweitung des Exportüberschusses trug hingegen in diesem Zeitraum nur zu einem Anstieg des Leistungsbilanzsaldos in Höhe von 0,3 Prozentpunkten bei. Der Anstieg des nominalen Bruttoinlandsprodukts wirkte für sich genommen dämpfend auf das Verhältnis zwischen Leistungsbilanz und nominalem Bruttoinlandsprodukt (−0,7 Prozentpunkte).


  Zum Einfluss von Änderungen der Terms-of-Trade auf den Leistungsbilanzsaldo


  
    Deutschland erzielt traditionell hohe Leistungsbilanzüberschüsse gegenüber dem Ausland, die immer wieder Anlass zu handelspolitischen Diskussionen wie derzeit in den USA geben. Der Überschuss stieg von etwa 7% Anfang 2014 auf über 9% in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt im Sommer 2015 und ist seitdem wieder etwas gesunken auf zuletzt 8%. Im Folgenden wird untersucht, welchen Beitrag die Entwicklung der Export- und Importpreise auf diesen Anstieg geleistet hat. Hierbei wird insbesondere auf den starken Ölpreisrückgang zwischen Sommer 2014 und Frühjahr 2016 als mögliche Ursache eingegangen.


    Ein großer Teil des deutschen Leistungsbilanzüberschuss kann dadurch erklärt werden, dass Deutschland mehr Waren und Dienstleistungen exportiert als es importiert. Deshalb haben der deutsche Außenbeitrag (also der Saldo zwischen den Exporten und Importen von Waren und Dienstleistungen) und der Saldo der Leistungsbilanz einen hohen Gleichlauf (vgl. Abb. 3.12). Aus diesem Grund konzentriert sich die folgende Analyse auf den Außenbeitrag, ausgedrückt als prozentualer Anteil am nominalen Bruttoinlandsprodukt. Dessen Veränderung kann in drei Komponenten zerlegt werden: die mengenmäßige Veränderung des Saldos zwischen Exporten und Importen (Mengeneffekt), die Veränderungen der Export- und Importpreise (Preiseffekt oder auch Terms of Trade-Effekt), und die Veränderung des nominalen Bruttoinlandsprodukt, das im Nenner des Außenbeitrags steht (BIP-Effekt).1


    
    Abb. 3.12
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    Rein rechnerisch lässt sich die kumulierte Vorjahresveränderung des Außenbeitrags in den vergangenen drei Jahren in Höhe von 1,7 Prozentpunkten zu einem überwiegenden Teil durch die Veränderung der Terms of Trade erklären, die für sich genommen einen Anstieg um 2,1 Prozentpunkte bewirkten (vgl. Abb. 3.13). Lediglich 0,3Prozentpunkte gehen auf die im Vergleich zu den Importen stärkere Zunahme der exportieren Menge an Waren und Dienstleistungen zurück. Dämpfend auf den Anstieg des Außenbeitrags wirkte schließlich die Zunahme des nominalen Bruttoinlandsprodukts, was für sich genommen den Außenbeitrag um 0,7 Prozentpunkte reduzierte. In den vergangenen drei Jahren war es also vor allem die Entwicklung der Export- und Importpreise, die den Außenbeitrag rein rechnerisch steigen ließen. In den Zeiträumen vor der Weltfinanzkrise, in denen der deutsche Außenbeitrag ebenfalls stark zugenommen hat (2002 bis 2004 und 2005 bis 2007), wurde der Anstieg vor allem durch den Mengeneffekt getrieben.


    
    Abb. 3.13
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    Abschließend wird der identifizierte Preiseffekt weiter zerlegt und der Einfluss der Preisentwicklung für Erdöl- und Erdgasimporte quantifiziert. Abbildung Abb. 3.14 zeigt, dass im Zeitraum 2014 bis 2016 rund 70% des gesamten Preiseffekts durch den Rückgang der Ölpreise erklärt werden können. Für sich genommen führte die Entwicklung der Erdöl- und Erdgaspreise in den vergangenen drei Jahren zu einem Anstieg des deutschen Leistungsbilanzsaldos um 1,4 Prozentpunkte.


    
    Abb. 3.14
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        1 Diese Zerlegung wird mit Hilfe der Logarithmic Mean Divisia Index Decomposition vorgenommen (vgl. Nierhaus 2017; Knetsch und Nagengast 2016 und die dort zitierten Quellen).

      

    

  


  3.6 Unternehmensinvestitionen gewinnen an Fahrt


  Die Unternehmensinvestitionen, d.h. die privaten Investitionen in Ausrüstungen sowie sonstige Anlagen zuzüglich der gewerblichen Bauinvestitionen, sind im ersten Quartal kräftig um 2,1% gegenüber dem Vorquartal ausgeweitet worden. Als Wachstumsmotor erwiesen sich dabei vor allem die Investitionen in gewerbliche Bauten, welche um gut 5,3% im Vorquartalsvergleich expandierten. Neben der guten Auftragssituation dürfte sich hier auch der durch eine Berichtskreisänderung bedingte kräftige Anstieg der Produktion im Bauhauptgewerbe niedergeschlagen haben. Die privaten Ausrüstungsinvestitionen verzeichneten im gleichen Zeitraum mit einem Zuwachs von gut 1,4% den ersten Anstieg seit einem Jahr. Für diese Entwicklung dürfte nicht zuletzt die deutlich verbesserte Auftragslage zum Ende des vergangenen Jahres sowie die bereits überdurchschnittlich ausgelasteten Kapazitäten der Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes beigetragen haben.


  Im laufenden Quartal wird sich das Expansionstempo der Unternehmensinvestitionen voraussichtlich etwas verlangsamen. So werden wohl vor allem die Impulse von den Investitionen in gewerbliche Bauprojekte deutlich geringer ausfallen als zuletzt. Die Aufwärtsbewegung der Investitionen in Maschinen, Geräte und Fahrzeuge dürfte hingegen anhalten, wenn auch bei geringfügig verlangsamter Schlagzahl. Auf eine leichte Entschleunigung deuten zum einen der nur moderate Anstieg von Produktion und Umsatz der Investitionsgüterproduzenten am aktuellen Rand hin. Zum anderen kam es seit Jahresbeginn zu einer Eintrübung der Auftragseingänge im Bereich der Investitionsgüterproduzenten. Nichtsdestotrotz befindet sich das Auftragsniveau weiterhin auf einem hohen Niveau und sollte sich anregend auf die Investitionsnachfrage auswirken. Auch die vom ifo Institut befragten Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes sind mit ihrem Auftragspolster so zufrieden wie seit fast sechs Jahren nicht mehr. Impulse dürften überdies von der im laufenden Quartal anziehenden Weltkonjunktur und der damit einhergehenden Expansion der deutschen Ausfuhren kommen. Die insgesamt positiven Rahmenbedingungen spiegeln sich auch im ifo Geschäftsklima der Investitionsgüterproduzenten wider, das den stabilen Aufwärtstrend am aktuellen Rand erneut bestätigen konnte (vgl. Abb. 3.15).


  
  Abb. 3.15
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  Im weiteren Prognosehorizont dürfte es wieder zu einer beschleunigten Ausweitung der Unternehmensinvestitionen kommen (vgl. Abb. 3.16). Die nach wie vor überdurchschnittlich hohe Kapazitätsauslastung im Verarbeitenden Gewerbe dürfte sich in Verbindung mit den anhaltend günstigen Finanzierungsbedingungen stimulierend auf die heimische Investitionsnachfrage auswirken. Überdies deuten die am aktuellen Rand abermals gestiegenen Auftragseingänge für gewerbliche Bauprojekte und der ohnehin sehr komfortable Auftragsbestand in selbigem Bereich auf vermehrte Investition in gewerbliche Bauten hin. Im Vergleich zu früheren Aufschwungsphasen dürfte der Zuwachs der Unternehmensinvestition jedoch weiterhin nur moderat verlaufen. Alles in allem werden die Unternehmensinvestitionen im Jahr 2017 vorrausichtlich um 2,2% zunehmen (kalenderbereinigt 2,3%). Für das kommende Jahr ergibt sich ein Anstieg um 2,7% gegenüber dem Vorjahr. Damit nimmt der Beitrag, den die Unternehmensinvestitionen zum derzeitigen Aufschwung leisten, im Prognosezeitraum zu.


  
  Abb. 3.16
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  3.7 Wohnungsbau bleibt Stützpfeiler des Aufschwungs


  Die Investitionen in Wohnbauten sind mit einem Zuwachs von 0,8% gegenüber dem Vorquartal positiv in das laufende Jahr gestartet. Einem kräftigeren Zuwachs dürfte dabei vor allem die bereits stark ausgelasteten Kapazitäten im Baugewerbe in Verbindung mit der zuletzt regen Bautätigkeit im gewerblichen und öffentlichen Bau entgegengestanden haben. Für das laufende Quartal deuten die vorliegenden Indikatoren wieder auf eine beschleunigte Expansion der Investitionen in Wohnbauten hin. So ist der Aufwärtstrend der Auftragseingänge im Wohnungsbau ungebrochen und schlägt sich in einem weiter ansteigenden Auftragsbestand nieder. Überdies signalisiert die Bauproduktion am aktuellen Rand eine rege Bautätigkeit. Die überaus positive Stimmung im Baugewerbe zeigt sich ferner an der Geschäftslage der vom ifo Institut befragten Architekten, welche sich auf einem Allzeithoch befindet (vgl. Abb. 3.17)


  
  Abb. 3.17
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  Im weiteren Verlauf des Jahres 2017 dürften die Wohnungsbauinvestitionen nicht ganz das Expansionstempo des Jahresauftaktes halten, jedoch mit konstanten Raten expandieren (vgl. Abb. 3.18). Neben der weiterhin hohen Nachfrage nach Wohnraum – vor allem in urbanen Zentren – und der vorteilhaften Arbeitsmarkt- und Einkommensentwicklung dürften sich die günstigen Finanzierungsbedingungen stimulierend auf die Nachfrage nach Wohnraum auswirken. Kapazitätsengpässe im Baugewerbe dürften dabei einem kräftigeren Zuwachs entgegenstehen. Gegen Ende des Prognosehorizonts wird sich wohl eine leichte Verlangsamung des Expansionstempos einstellen. Dabei dürften sich die zuletzt spürbar gestiegenen Baukosten hemmend auswirken und dafür sorgen, dass der Auftragsbestand allmählich abgearbeitet wird. Insgesamt werden die Investitionen in Wohnbauten im Jahr 2017 voraussichtlich um 2,9% (kalenderbereinigt 3,6%) zunehmen. Für das Jahr 2018 ergibt sich eine Rate in Höhe von 3,8%. Der Wohnungsbau bleibt ein wichtiger Stützpfeiler des Aufschwungs.


  
  Abb. 3.18
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  Die Bruttoanlageinvestitionen dürften im Prognoseverlauf weiter zulegen. Unter Berücksichtigung der geringeren Zahl an Arbeitstagen ergibt sich für das Jahr 2017 eine Ausweitung um 2,3%. Dieser Anstieg wird voraussichtlich auf die deutliche Ausweitung der Bauinvestitionen zurückzuführen sein. Für die Ausrüstungsinvestitionen ergibt sich im selben Zeitraum hingegen nur ein moderater Anstieg gegenüber dem Vorjahr um jahresdurchschnittlich gut 1%. Diese Rate unterzeichnet allerdings die tatsächliche Dynamik der Ausrüstungsinvestitionen in diesem Jahr aufgrund des stark negativen Überhangs aus dem Vorjahr. Im Verlauf des Jahres 2017 werden die Ausrüstungsinvestitionen voraussichtlich um 4,1% expandieren. Im Jahr 2018 werden sie dann auch im Vorjahresvergleich mit 3,8% wieder kräftiger zulegen. Damit ergibt sich für das Jahr 2018 eine Ausweitung der Bruttoanlageinvestitionen um 3,2% (vgl. Tab. 3.6.).


  Tab. 3.6


  
    
      
      
      
      
      
      
    

    
      
        	
          Reale Bruttoanlageinvestitionen

        
      


      
        	
          

        

        	
          Anteilea

        

        	
          2015

        

        	
          2016

        

        	
          2017

        

        	
          2018

        
      


      
        	
          Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in %

        
      


      
        	
          Bauten

        

        	
          48,9

        

        	
          0,3

        

        	
          2,8

        

        	
          3,0

        

        	
          3,1

        
      


      
        	
          Wohnungsbau

        

        	
          29,5

        

        	
          1,5

        

        	
          4,1

        

        	
          2,9

        

        	
          3,8

        
      


      
        	
          Nichtwohnungsbau

        

        	
          19,3

        

        	
          –1,4

        

        	
          0,8

        

        	
          3,3

        

        	
          1,7

        
      


      
        	
          Gewerblicher Bau

        

        	
          13,7

        

        	
          –1,8

        

        	
          0,0

        

        	
          3,6

        

        	
          1,8

        
      


      
        	
          Öffentlicher Bau

        

        	
          5,7

        

        	
          –0,4

        

        	
          2,6

        

        	
          2,6

        

        	
          1,4

        
      


      
        	
          Ausrüstungen

        

        	
          33,2

        

        	
          3,7

        

        	
          1,1

        

        	
          1,0

        

        	
          3,8

        
      


      
        	
          Sonstige Anlagen

        

        	
          18,0

        

        	
          1,9

        

        	
          2,6

        

        	
          2,5

        

        	
          2,4

        
      


      
        	
          Bruttoanlageinvestitionen

        

        	
          100

        

        	
          1,7

        

        	
          2,2

        

        	
          2,3

        

        	
          3,2

        
      


      
        	
          nachrichtlich:

        
      


      
        	
          Unternehmensinvestitionenb

        

        	
          59,9

        

        	
          1,5

        

        	
          1,3

        

        	
          2,2

        

        	
          2,7

        
      


      
        	
          a Bezogen auf das Jahr 2015. b Investitionen des nicht-staatlichen Sektors, d.h. private Ausrüstungsinvestitionen und sonstige Anlagen zuzüglich gewerblicher Bau.

        
      


      
        	
          Quelle: Statistisches Bundesamt; 2017 und 2018: Prognose des ifo Instituts.

        
      

    
  


  3.8 Konsum steigt weiter


  Der private Konsum hat in den ersten drei Quartalen des Jahres 2016 mit einer durchschnittlichen laufenden Rate von 0,5% recht zügig expandiert. Im daran anschließenden Winterhalbjahr hat sich Expansionstempo des privaten Verbrauchs angesichts beschleunigt steigender Preise zwar spürbar verlangsamt, die konjunkturelle Grundtendenz blieb aber aufwärtsgerichtet. Befördert wurde die robuste Konsumkonjunktur durch die anhaltende Ausweitung der Beschäftigung, durch höhere Arbeits- und Transfereinkommen und auch durch steuerliche Entlastungen. So wurden zu Jahresanfang die kalte Progression durch eine Anpassung der Tarifeckwerte erneut gemindert sowie der steuerliche Grundfreibetrag und der Kinderfreibetrag erhöht. Der von Arbeitnehmern und Transferempfängern allein zu tragende Zusatzbeitrag zur gesetzlichen Krankenversicherung ist bisher nur von wenigen Kassen angehoben worden. Allerdings kam es mit der Einführung des Pflegestärkungsgesetzes II zu Jahresanfang zu einer Anhebung des Beitragssatzes zur Pflegeversicherung. Bei den Transfers schlug zu Buche, dass zum Jahresbeginn der Kinderzuschlag erneut erhöht wurde, auch sind die Hartz-IV-Regelsätze angehoben worden. Im Gefolge der steigenden Arbeitslosigkeit von Migranten wurde außerdem mehr Arbeitslosenhilfe gewährt. Schließlich ist die Sparquote saisonbereinigt leicht gesunken, die sich zuvor merklich erhöht hatte.


  Den Frühindikatoren zufolge hat sich die Expansion des privaten Konsums im Frühjahr fortgesetzt. So überschritten die realen Einzelhandelsumsätze im April deutlich den Durchschnittswert des ersten Quartals. Die Zahl der von privaten Haltern neu zugelassenen Pkw lag allerdings im Mittel der Monate April und Mai saisonbereinigt unter dem Durchschnitt des ersten Quartals. Getragen wird die Verbrauchskonjunktur von der nach wie vor guten Arbeitsmarktsituation; auch sind die Preise von Energieträgern im Vergleich zum ersten Quartal wieder etwas niedriger. Schließlich sind das Konsumentenvertrauen und die Bereitschaft zu größeren Anschaffungen auf recht hohem Niveau (vgl. Abb. 3.19).


  
  Abb. 3.19
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  In der zweiten Jahreshälfte dürften die privaten Konsumausgaben voraussichtlich weiter merklich expandieren. Die gesetzlichen Altersrenten werden zur Jahresmitte spürbar angehoben, die Anpassungssätze fallen aber geringer als im Vorjahr aus.5 Alles in allem dürften die verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte im Jahresdurchschnitt 2017 um 3,1%% expandieren, real um 1,4%. Bei einer leicht erhöhten Sparquote ist im Jahresdurchschnitt 2017 mit einer Zunahme des realen privaten Konsums um 1,2% zu rechnen (vgl. Abb.3.20). Die im Vergleich zum Jahr 2016 merklich niedrigere Steigerungsrate geht zum einen auf einen kleineren Überhang zurück, zum anderen auf eine geringere Zahl von Arbeitstagen. Im Verlauf des Jahres 2017 wird der private Konsum voraussichtlich um 1,6% expandieren, das ist kaum langsamer als im Vorjahr (1,7%).


  
  Abb. 3.20
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  Der Anstieg des privaten Konsums wird sich im kommenden Jahr fortsetzen. Die Bruttolöhne werden um 3,7% expandieren, netto fällt die Zunahme mit 3,4% nur wenig langsamer aus. Der Grundfreibetrag und der Kinderfreibetrag werden weiter erhöht, auch wird der Steuertarif zum Ausgleich der kalten Progression erneut nach rechts verschoben. Allerdings dürfte der Zusatzbeitrag zur gesetzlichen Krankenversicherung steigen. Bei den monetären Sozialleistungen wirkt sich aus, dass die Anpassung der Altersrenten zur Jahresmitte 2018 höher als im laufenden Jahr ausfallen wird. Der Nachhaltigkeitsfaktor in der Rentenformel dürfte, anders als in diesem Jahr, nicht mehr dämpfend wirken. Darüber hinaus werden für Migranten erneut höhere Leistungen an Arbeitslosengeld fällig. Insgesamt dürften die verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte erneut um 3,1% steigen. Bei unveränderter Sparquote dürften die Verbrauchsausgaben 2018 um 3,1% zulegen, real um 1,6%. Im konjunkturellen Verlauf leistet der private Konsum damit weiter einen beträchtlichen Beitrag zum Anstieg des Bruttoinlandsprodukts.


  3.9 Inflationsrate bleibt hoch


  Der Verbraucherpreisindex (VPI) ist im ersten Quartal 2017 mit einer laufenden Rate von annualisiert 2,2% saisonbereinigt ähnlich kräftig gestiegen wie im Jahresendquartal 2016. Maßgeblich hierfür war zum einen die merkliche Verteuerung von Energieträgern. So haben sich die Heizöl- und Kraftstoffpreise im Gefolge des OPEC-Beschlusses zur Fördermengenkürzung und der zwischenzeitlichen Abwertung des Euro deutlich erhöht, zudem sind die Stromtarife angehoben worden. Zum anderen haben die Nahrungsmittelpreise aufgrund des europaweit kalten Winterwetters saisonbereinigt angezogen. Etwas gedämpft wurde der Preisauftrieb hingegen durch die Halbierung der Zuzahlungen bei ambulanten Pflegedienstleistungen im Zuge des Anfang Januar in Kraft getretenen Pflegestärkungsgesetzes. Im Vorjahresvergleich belief sich die Teuerung im ersten Quartal 2017 auf 1,9%, nach 1,1% im Vorquartal. Zu diesem Tempowechsel trug bei, dass die Energiepreise zu Jahresanfang 2016 sehr niedrig waren (Basiseffekt).


  Im zweiten Quartal 2017 dürfte sich die laufende Rate nicht zuletzt infolge wieder nachgebender Preise für Rohöl und Nahrungsmittel mehr als halbiert haben. Im Vorjahresvergleich ist aber die Quartalsrate nicht zuletzt aufgrund eines Kalendereffekts bei Pauschalreisen wohl nur wenig gesunken (1,6%) (vgl. Kasten »Preise von Pauschalreisen und bewegliche Feiertage« sowie Kasten »Zu den Auswirkungen der beweglichen Oster- und Pfingstferien auf die Inflationsrate« in Abschnitt »Lage und Prognose der Wirtschaft im Euroraum«). In der zweiten Jahreshälfte dürften die laufenden Quartalsraten annualisiert bei knapp 1½% liegen. Zwar haben die Rohölnotierungen zuletzt sogar wieder nachgegeben, einem neuerlichen Preisverfall wollen die OPEC-Staaten allerdings mit einer Verlängerung der Fördermengenkürzungen begegnen. Binnenwirtschaftlich steigt der von den erhöhten Arbeitskosten ausgehende Preisdruck, und die bereits hohe Auslastung der Kapazitäten wird wohl im Prognosezeitraum weiter zunehmen. Darauf deuten auch die ifo Preiserwartungen hin, die zwar seit Jahresanfang etwas gefallen sind, aber immer deutlich über dem Durschnitt der vergangenen Jahre liegen (vgl. Abb.3.21). Bei den Preisen für Dienstleistungen schlägt zu Buche, dass die Mieten angesichts des in Ballungsräumen herrschenden Wohnungsmangels beschleunigt steigen dürften. Die Mietpreisbremse bleibt ineffektiv. Alles in allem dürfte der VPI im laufenden Jahr um 1,7% und im Jahr 2018 um 1,6% steigen (vgl. Abb.3.22). Der VPI ohne Energiekomponente dürfte im Jahr 2017 um 1,5% zunehmen, im nächsten Jahr dürfte die Rate mit 1,6% ebenso hoch sein wie die Rate für den gesamten Warenkorb.


  
  Abb. 3.21

[image: 9680.png]


  
  Abb. 3.22
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  Der Deflator des Bruttoinlandsprodukts, der die Kosten der inländischen Leistungserstellung misst, dürfte im laufenden Jahr mit 1,2% recht verhalten steigen. Maßgeblich für die gedämpfte Zunahme ist, dass die Erträge der Unternehmen, je Einheit reales BIP gerechnet, aufgrund von Terms-of-Trade-Verlusten stagnieren. Die Unternehmen können höhere Einfuhrpreise offenbar nur zum Teil in ihren Absatzpreisen weitergeben. Mit der erwarteten Stabilisierung der Stückgewinne wird sich der BIP-Deflator im kommenden Jahr, bei insgesamt ähnlicher Lohnstückkostenentwicklung wie im laufenden Jahr, voraussichtlich wieder etwas stärker, nämlich um 1,8% erhöhen (vgl. Tab. 3.7).


  Tab. 3.7


  
    
      
      
      
      
    

    
      
        	
          BIP-Deflator

        
      


      
        	
          Inflationsbeiträge der Komponenten des BIP-Deflators in Prozentpunkten

        
      


      
        	

        	
          2016

        

        	
          2017

        

        	
          2018

        
      


      
        	
          BIP-Deflatora

        

        	
          1,4

        

        	
          1,2

        

        	
          1,8

        
      


      
        	
          Arbeitnehmerentgelte (Inländer)b

        

        	
          1,0

        

        	
          1,0

        

        	
          0,9

        
      


      
        	
          Kosteneffekt der Bruttolöhne und -gehälter

        

        	
          0,9

        

        	
          0,9

        

        	
          0,7

        
      


      
        	
          Kosteneffekt der Arbeitgeberbeiträge

        

        	
          0,1

        

        	
          0,2

        

        	
          0,1

        
      


      
        	
          Unternehmens- und Vermögenseinkommenb

        

        	
          0,1

        

        	
          0,0

        

        	
          0,7

        
      


      
        	
          Abschreibungenb

        

        	
          0,2

        

        	
          0,2

        

        	
          0,2

        
      


      
        	
          Prod.- und Importabgaben abz. Subventionenb

        

        	
          0,1

        

        	
          0,0

        

        	
          0,0

        
      


      
        	
          ./. Saldo der Primäreinkommen übrige Weltb

        

        	
          –0,1

        

        	
          0,0

        

        	
          0,0

        
      


      
        	
          a Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %. b Je Einheit reales Bruttoinlandsprodukt.

        
      


      
        	
          Quelle: Statistisches Bundesamt; 2017 und 2018: Prognose des ifo Instituts.

        
      

    
  


  3.10 Staatskonsum verliert an Dynamik


  Die Konsumausgaben des Staates sind im vergangenen Jahr mit 4% sehr kräftig gestiegen. Im Prognosezeitraum dürfte der Staatskonsum deutlich schwächer expandieren. Im laufenden Jahr dürfte er um 1,4% zulegen, im nächsten Jahr nur noch um 1,1%. Grund hierfür ist in erster Linie die im Vergleich zu den Vorjahren geringere Zahl neuankommender Flüchtlinge. Dadurch legen Vorleistungen und soziale Sachleistungen nicht mehr so dynamisch zu wie in den beiden Vorjahren.


  3.11 Spürbare Wachstumsimpulse durch deutsche Industrie


  Nach der langsameren Gangart in der zweiten Jahreshälfte des vergangenen Jahres ist die deutsche Wirtschaft schwungvoll in das Jahr 2017 gestartet. Nach einem Anstieg von 0,2% im dritten und 0,4% im letzten Vierteljahr 2016 fiel die laufende Zuwachsrate des preis-, saison- und kalenderbereinigten Bruttoinlandsprodukts mit 0,6% im ersten Quartal des laufenden Jahres wieder spürbar kräftiger aus (vgl. Tab. 3.8). Mit Ausnahme des Bereichs Energie- und Wasserversorgung trugen alle Wirtschaftsbereiche zum Anstieg der realen Bruttowertschöpfung im ersten Vierteljahr 2017 bei. Hervorstechend ist die Entwicklung im Baugewerbe (+1,8%) und bei den Unternehmensdienstleistern (+1,2%), wobei der Anstieg im Baugewerbe durch einen neuen Berichtskreis sowie die Einbeziehung zusätzlicher Datenquellen überzeichnet sein dürfte (vgl. Statistisches Bundesamt 2017a). Nach einer weitgehenden Stagnation in der zweiten Jahreshälfte 2016 spielte aber auch das Verarbeitende Gewerbe mit 0,6% eine entscheidende Rolle für das Wachstum zu Jahresbeginn, da es im Vergleich zum Baugewerbe und den Unternehmensdienstleistern einen deutlich höheren Wertschöpfungsanteil auf sich vereint.


  Tab. 3.8


  
    
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
    

    
      
        	
          Bruttoinlandsprodukt und Bruttowertschöpfung nach Wirtschaftsbereichena

        
      


      
        	

        	
          2016

        

        	
          2017

        
      


      
        	
          Q1

        

        	
          Q2

        

        	
          Q3

        

        	
          Q4

        

        	
          Q1

        

        	
          Q2

        

        	
          Q3

        
      


      
        	
          Veränderungsrate gegenüber dem Vorquartal in %

        
      


      
        	
          Bruttoinlandsprodukt

        

        	
          0,7

        

        	
          0,5

        

        	
          0,2

        

        	
          0,4

        

        	
          0,6

        

        	
          0,7

        

        	
          0,6

        
      


      
        	

        	
          darunter:

        
      


      
        	

        	
          Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsbereiche

        

        	
          0,9

        

        	
          0,5

        

        	
          0,2

        

        	
          0,3

        

        	
          0,5

        

        	
          0,7

        

        	
          0,6

        
      


      
        	

        	
          darunter:

        
      


      
        	

        	
          Produzierendes Gewerbe ohne Baugewerbe

        

        	
          1,1

        

        	
          –0,1

        

        	
          0,4

        

        	
          –0,2

        

        	
          0,4

        

        	
          0,9

        

        	
          0,6

        
      


      
        	

        	
          darunter:

        
      


      
        	

        	
          Verarbeitendes Gewerbe

        

        	
          1,4

        

        	
          –0,3

        

        	
          0,3

        

        	
          –0,2

        

        	
          0,6

        

        	
          0,8

        

        	
          0,5

        
      


      
        	

        	
          Energieversorgung, Wasserversorgung u.Ä.

        

        	
          –1,3

        

        	
          1,4

        

        	
          1,3

        

        	
          0,1

        

        	
          –0,9

        

        	
          1,5

        

        	
          0,8

        
      


      
        	

        	
          Baugewerbe

        

        	
          1,6

        

        	
          0,2

        

        	
          –0,5

        

        	
          –0,6

        

        	
          1,8

        

        	
          1,0

        

        	
          0,6

        
      


      
        	

        	
          Handel, Verkehr, Gastgewerbe

        

        	
          1,3

        

        	
          0,6

        

        	
          –0,4

        

        	
          1,1

        

        	
          0,2

        

        	
          0,7

        

        	
          0,6

        
      


      
        	

        	
          Information und Kommunikation

        

        	
          –0,2

        

        	
          1,6

        

        	
          1,0

        

        	
          0,1

        

        	
          0,6

        

        	
          0,9

        

        	
          0,5

        
      


      
        	

        	
          Finanz- und Versicherungsdienstleister

        

        	
          3,8

        

        	
          –0,9

        

        	
          0,9

        

        	
          0,2

        

        	
          0,9

        

        	
          0,3

        

        	
          0,2

        
      


      
        	

        	
          Grundstücks- und Wohnungswesen

        

        	
          0,2

        

        	
          0,5

        

        	
          –0,4

        

        	
          0,3

        

        	
          0,6

        

        	
          0,6

        

        	
          0,5

        
      


      
        	

        	
          Unternehmensdienstleister

        

        	
          0,1

        

        	
          1,6

        

        	
          0,0

        

        	
          0,5

        

        	
          1,2

        

        	
          0,8

        

        	
          0,7

        
      


      
        	

        	
          Öffentliche Dienstleister

        

        	
          0,9

        

        	
          0,5

        

        	
          0,7

        

        	
          0,6

        

        	
          0,1

        

        	
          0,6

        

        	
          0,5

        
      


      
        	

        	
          Sonstige Dienstleister

        

        	
          –0,1

        

        	
          1,3

        

        	
          0,1

        

        	
          0,5

        

        	
          0,2

        

        	
          0,4

        

        	
          0,3

        
      


      
        	
          a Verkettete Absolutwerte, saison- und kalenderbereinigt.

        
      


      
        	
          Quelle: Statistisches Bundesamt; 2. Quartal 2017 und 3. Quartal 2017: Prognose des ifo Instituts.

        
      

    
  


  Die quantitative Prognose für die Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Produktion im zweiten und dritten Quartal des laufenden Jahres erfolgt getrennt nach Wirtschaftsbereichen. Basis für die Vorgehensweise sind monatlich verfügbare Frühindikatoren der amtlichen Statistik (z.B. der Produktionsindex) sowie eine breite Palette von monatlich erhobenen Umfragedaten. Dabei wird den Ergebnissen aus dem ifo Konjunkturtest eine besondere Rolle beigemessen (vgl. Carstensen et al. 2009). Auf der Grundlage des vom ifo Institut verwendeten Indikatorenansatzes ergibt sich ein Anstieg des saison- und kalenderbereinigten Bruttoinlandsprodukts gegenüber dem Vorquartal in Höhe von 0,7% im zweiten und 0,6% im dritten Quartal; Abb.3.24 zeigt die Häufigkeitsverteilung der im Rahmen des Pooling-of-Forecasts-Ansatzes gewonnenen Quartalsschätzungen der BIP-Zuwachsrate.6 Dieser Ansatz hat sich in der Vergangenheit als sehr treffsicher herausgestellt (vgl. Fobbe und Lehmann 2016).


  Preise von Pauschalreisen und bewegliche Feiertage


  
    Beim Preisindex von Pauschalreisen hat die Lage von beweglichen Feiertagen wie Ostern und Pfingsten einen großen Einfluss auf die Höhe der monatlichen Teuerungsrate. Die wechselnde Lage der Osterfeiertage führt in den Monaten März bis Juni immer wieder zu auffällig großen Ausschlägen der monatlichen Vorjahresraten (Kalen­dereffekt), so in den Jahren 2014, 2016 und auch 2017. In diesem Jahr fand das Osterfest z.B. Mitte April statt, während es ein Jahr zuvor auf Ende März gefallen war. Infolgedessen zeigt der Preisindex für Pauschalreisen aufgrund des niedrigen Indexstands im April 2016 für den Monat April 2017 eine hohe Teuerungsrate von 10,5%, für März 2017 ergibt sich aufgrund des hohen Indexstands im vergleichbaren Vorjahresmonat hingegen ein statistisch gemessener Preisrückgang von 7,1%. Aufgrund des relativ großen Indexgewichts von Pauschalreisen im Wägungsschema (auf Preisbasis 2010: 2,683%) vermögen derartig kräftige Indexbewegungen auf die Entwicklung des gesamten Verbraucherpreisindex durchzuschlagen; so betrug der Inflationsbeitrag von Pauschalreisen im April 2017 bezüglich des VPI (ohne Energieträger) 0,3Prozentpunkte, im März lag er bei −0,2 Prozentpunkten (vgl. Abb. 3.23). Derartige Schwankungen in den monatlichen Inflationsraten deuten also nicht auf einen Regimewechsel in der Inflationstendenz hin, vielmehr sie spiegeln kalendarische Besonderheiten wider.


    
    Abb. 3.23

[image: 9889.png]


    
    Abb. 3.24
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  Damit dürfte sich der gesamtwirtschaftliche Produktionsanstieg im zweiten Quartal weiter beschleunigen (vgl. Tab 3.9). Das Produzierende Gewerbe (ohne Bau) dürfte seine konjunkturelle Schlagzahl nochmals deutlich erhöhen (0,9%). Darauf deuten sowohl die Befragungsergebnisse aus dem ifo Konjunkturtest als auch die Zahlen der amtlichen Statistik hin. Die befragten deutschen Industriefirmen stuften ihre aktuelle Geschäftslage im Mai als spürbar besser ein im Vergleich zum April des laufenden Jahres (vgl. Abb.3.25). Darüber hinaus erwarten sie insgesamt eine günstigere Geschäftsentwicklung für den weiteren Jahresverlauf. Zudem ist die preisbereinigte Produktion (Produzierendes Gewerbe ohne Bau) im April um 1,0% gegenüber dem Vormonat gestiegen; gegenüber dem Vorquartal entspricht dies einem Anstieg von 1,1%. Die deutsche Industrie setzt im Jahresverlauf daher spürbare Wachstumsimpulse. Für das Baugewerbe ist im zweiten Quartal 2017 kein Rückpralleffekt zu erwarten, da der Anstieg im ersten Vierteljahr maßgeblich auf die Veränderung im Berichtskreis zurückzuführen ist. Unterstützt wird diese Argumentation durch den Blick auf die Produktion im Baugewerbe. Zwar zeigt diese eine Stagnation im April gegenüber dem Vormonat an. Betrachtet man hingegen den Vergleich von April zum ersten Vierteljahr 2017, schlägt ein Anstieg der Bauproduktion von 3,6% zu Buche. Daher dürfte die Zuwachsrate der realen Bruttowertschöpfung im Baugewerbe bei 1,0% im zweiten Quartal des laufenden Jahres liegen. Der Aufschwung setzt sich aber auch in den übrigen Wirtschaftsbereichen fort, wenngleich mit unterschiedlicher Intensität. Die industrienahen Dienstleister (z.B. der Verkehrssektor oder die Unternehmensdienstleister) profitieren von der robusten Entwicklung im Verarbeitenden Gewerbe, die konsumnahen Dienstleister von der anhaltenden Expansion der realen privaten Konsumausgaben. Im Bereich Grundstücks- und Wohnungswesen macht sich nach und nach die kräftige Baukonjunktur bemerkbar.


  Tab. 3.9


  
    
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
    

    
      
        	
          Quartalsdaten zur Entwicklung der Verwendungskomponenten des realen Bruttoinlandsproduktsa

        
      


      
        	

        	
          Veränderung gegenüber dem Vorquartal in %

        
      


      
        	
          2016

        

        	
          2017

        

        	
          2018

        
      


      
        	
          I

        

        	
          II

        

        	
          III

        

        	
          IV

        

        	
          I

        

        	
          II

        

        	
          III

        

        	
          IV

        

        	
          I

        

        	
          II

        

        	
          III

        

        	
          IV

        
      


      
        	
          Private Konsumausgaben

        

        	
          0,7

        

        	
          0,4

        

        	
          0,5

        

        	
          0,2

        

        	
          0,3

        

        	
          0,4

        

        	
          0,4

        

        	
          0,4

        

        	
          0,4

        

        	
          0,4

        

        	
          0,4

        

        	
          0,4

        
      


      
        	
          Öffentlicher Konsum

        

        	
          1,6

        

        	
          0,7

        

        	
          0,1

        

        	
          0,3

        

        	
          0,4

        

        	
          0,4

        

        	
          0,4

        

        	
          0,3

        

        	
          0,3

        

        	
          0,3

        

        	
          0,3

        

        	
          0,3

        
      


      
        	
          Ausrüstungen

        

        	
          0,9

        

        	
          –2,3

        

        	
          –0,5

        

        	
          –0,1

        

        	
          1,2

        

        	
          1,0

        

        	
          0,8

        

        	
          1,0

        

        	
          1,0

        

        	
          1,0

        

        	
          1,0

        

        	
          1,0

        
      


      
        	
          Bauten

        

        	
          2,1

        

        	
          –1,4

        

        	
          0,0

        

        	
          0,8

        

        	
          2,3

        

        	
          0,9

        

        	
          0,7

        

        	
          0,8

        

        	
          0,8

        

        	
          0,8

        

        	
          0,7

        

        	
          0,7

        
      


      
        	
          Sonstige Anlagen

        

        	
          0,9

        

        	
          0,7

        

        	
          0,6

        

        	
          0,3

        

        	
          0,8

        

        	
          0,6

        

        	
          0,6

        

        	
          0,6

        

        	
          0,6

        

        	
          0,6

        

        	
          0,6

        

        	
          0,6

        
      


      
        	
          Vorratsinvestitionenb

        

        	
          –0,4

        

        	
          0,0

        

        	
          0,3

        

        	
          0,4

        

        	
          –0,4

        

        	
          0,0

        

        	
          0,0

        

        	
          0,1

        

        	
          0,0

        

        	
          0,0

        

        	
          0,0

        

        	
          0,0

        
      


      
        	
          Inländische Verwendung

        

        	
          0,6

        

        	
          0,0

        

        	
          0,6

        

        	
          0,7

        

        	
          0,2

        

        	
          0,5

        

        	
          0,5

        

        	
          0,5

        

        	
          0,5

        

        	
          0,5

        

        	
          0,5

        

        	
          0,5

        
      


      
        	
          Außenbeitragb

        

        	
          0,1

        

        	
          0,4

        

        	
          –0,4

        

        	
          –0,2

        

        	
          0,4

        

        	
          0,2

        

        	
          0,1

        

        	
          0,0

        

        	
          0,0

        

        	
          0,0

        

        	
          0,0

        

        	
          0,0

        
      


      
        	
          Exporte

        

        	
          1,6

        

        	
          1,1

        

        	
          –0,3

        

        	
          1,7

        

        	
          1,3

        

        	
          1,8

        

        	
          1,3

        

        	
          1,1

        

        	
          1,1

        

        	
          1,1

        

        	
          1,1

        

        	
          1,1

        
      


      
        	
          Importe

        

        	
          1,5

        

        	
          0,2

        

        	
          0,6

        

        	
          2,5

        

        	
          0,4

        

        	
          1,6

        

        	
          1,3

        

        	
          1,3

        

        	
          1,2

        

        	
          1,2

        

        	
          1,2

        

        	
          1,2

        
      


      
        	
          Bruttoinlandsprodukt

        

        	
          0,7

        

        	
          0,5

        

        	
          0,2

        

        	
          0,4

        

        	
          0,6

        

        	
          0,7

        

        	
          0,6

        

        	
          0,5

        

        	
          0,4

        

        	
          0,4

        

        	
          0,4

        

        	
          0,4

        
      


      
        	
          a Saison- und kalenderbereinigte Werte. b Beitrag zur Veränderung des Bruttoinlandprodukts in Prozentpunkten (Lundberg-Komponenten).

        
      


      
        	
          Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des ifo Instituts; ab 2. Quartal 2017: Prognose des ifo Instituts.

        
      

    
  


  
  Abb. 3.25
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  Die positive Grundtendenz der deutschen Wirtschaft dürfte im weiteren Jahresverlauf 2017 anhalten, wenngleich die Zuwachsraten voraussichtlich geringer ausfallen werden. Im Verarbeitenden Gewerbe wird sich die Dynamik voraussichtlich etwas verlangsamen, da der Auftragsbestand zwar weiterhin hoch ausfällt, von den Auftragseingängen aber keine überdurchschnittlichen Impulse ausgehen. Auch das Baugewerbe dürfte die hohen Zuwachsraten des ersten Halbjahres im dritten Quartal nicht halten, zumal die Entwicklung aufgrund statistischer Gründe überzeichnet sein dürfte. Die Dienstleistungsbereiche werden ihre reale Bruttowertschöpfung weiter ausweiten, wenngleich auch mit unterschiedlichen Intensitäten im dritten Vierteljahr.


  Alles in allem wird das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt im Jahresdurchschnitt 2017 voraussichtlich um 1,8% expandieren (vgl. Abb. 3.6); kalenderbereinigt beträgt die Zuwachsrate sogar 2,1% (vgl. Tab.3.1). Für das Jahr 2018 erwartet das ifo Institut einen Anstieg des realen Bruttoinlands­produkts von 2,0%.


  3.12 Beschäftigungs­zuwachs im Windschatten der Konjunktur


  Nach einer Korrektur der Beschäftigungsstatistik durch die Bundesagentur für Arbeit im März dieses Jahres (vgl. Bundesagentur für Arbeit 2017a) hat sich der Arbeitsmarkt zur Jahreswende deutlich dynamischer entwickelt als bis dato angenommen. Die Anzahl der Erwerbstätigen nahm saisonbereinigt im Winterhalbjahr um fast 400000 Personen zu. Dies ist der höchste Zuwachs in zwei Quartalen seit Beginn der aktuellen Aufschwungsphase im Jahr 2013. Im Jahresdurchschnitt 2016 stieg die Erwerbstätigkeit in Deutschland um knapp 550000Personen.


  Die Expansionsgeschwindigkeit der Erwerbstätigkeit wird im Laufe dieses Jahres – nach einem außergewöhnlich starken ersten Quartal – leicht zurückgehen. Darauf deuten sowohl die Monatsdaten zur Erwerbstätigkeit seit Januar dieses Jahres als auch das ifo Beschäftigungsbarometer (vgl. Abb. 3.26) hin. Dennoch wird die Zahl der Erwerbstätigen im Jahresdurchschnitt 2017 mit voraussichtlich 590000 Personen stärker zulegen als im vergangenen Jahr; im Jahr 2018 wird sich der Zuwachs auf 390000 Personen verringern (vgl. Tab.3.10 und Abb. 3.27). Das ifo Beschäftigungsbarometer deutet zudem darauf hin, dass insbesondere Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes und der Bauwirtschaft einen verstärkten Stellenaufbau planen. Dabei bleibt die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung die treibende Kraft. In geringem Maße werden Selbstständige ein sichereres abhängiges Beschäftigungsverhältnis ihrer selbstständigen Tätigkeit vorziehen. Weiterhin nimmt die Zahl der ausschließlich geringfügig Beschäftigten leicht ab. Dies dürfte auch der Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns auf 8,84Euro zum Jahreswechsel geschuldet sein.


  
  Abb. 3.26
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  Tab. 3.10


  
    
      
      
      
      
      
      
      
    

    
      
        	
          Arbeitsmarktbilanz

        
      


      
        	
          Jahresdurchschnitte in 1000 Personen

        
      


      
        	
          

        

        	
          2013

        

        	
          2014

        

        	
          2015

        

        	
          2016

        

        	
          2017

        

        	
          2018

        
      


      
        	
          Arbeitsvolumen (Mio. Stunden)

        

        	
          57657

        

        	
          58343

        

        	
          58895

        

        	
          59444

        

        	
          59866

        

        	
          60341

        
      


      
        	
          Erwerbstätige Inländer

        

        	
          42271

        

        	
          42602

        

        	
          42979

        

        	
          43513

        

        	
          44104

        

        	
          44489

        
      


      
        	
          Arbeitnehmer

        

        	
          37813

        

        	
          38200

        

        	
          38643

        

        	
          39208

        

        	
          39808

        

        	
          40194

        
      


      
        	
          darunter

        

        	
          

        

        	
          

        

        	
          

        

        	
          

        

        	
          

        

        	
          

        
      


      
        	
          SV Beschäftigte

        

        	
          29713

        

        	
          30197

        

        	
          30822

        

        	
          31485

        

        	
          32159

        

        	
          32561

        
      


      
        	
          Geringfügig Beschäftigte

        

        	
          5019

        

        	
          5022

        

        	
          4846

        

        	
          4800

        

        	
          4762

        

        	
          4762

        
      


      
        	
          Selbstständige

        

        	
          4457

        

        	
          4402

        

        	
          4336

        

        	
          4305

        

        	
          4299

        

        	
          4295

        
      


      
        	
          Pendlersaldo

        

        	
          57

        

        	
          61

        

        	
          78

        

        	
          82

        

        	
          82

        

        	
          82

        
      


      
        	
          Erwerbstätige Inland

        

        	
          42328

        

        	
          42662

        

        	
          43057

        

        	
          43595

        

        	
          44186

        

        	
          44571

        
      


      
        	
          Arbeitslose

        

        	
          2950

        

        	
          2898

        

        	
          2795

        

        	
          2691

        

        	
          2537

        

        	
          2437

        
      


      
        	
          Arbeitslosenquote BAa

        

        	
          6,9

        

        	
          6,7

        

        	
          6,4

        

        	
          6,1

        

        	
          5,7

        

        	
          5,5

        
      


      
        	
          Erwerbsloseb

        

        	
          2182

        

        	
          2090

        

        	
          1950

        

        	
          1771

        

        	
          1659

        

        	
          1602

        
      


      
        	
          Erwerbslosenquotec

        

        	
          4,9

        

        	
          4,7

        

        	
          4,3

        

        	
          3,9

        

        	
          3,6

        

        	
          3,5

        
      


      
        	
          a Arbeitslose in % der zivilen Erwerbspersonen (Definition gemäß Bundesagentur für Arbeit). b Definition der ILO. c Erwerbslose in % der inländischen Erwerbspersonen (Erwerbstätige Inländer plus Erwerbslose).

        
      


      
        	
          Quelle: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit; 2017 und 2018: Prognose des ifo Instituts.

        
      

    
  


  
  Abb. 3.27
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  Die gesamtwirtschaftlichen Arbeitsstunden haben im Jahr 2016 saison- und kalenderbereinigt um 1,0% zugenommen. Das Arbeitsvolumen expandiert in diesem Jahr voraussichtlich um 1,1% und im Jahr 2018 um 0,8%. Die durchschnittliche Arbeitszeit je Erwerbstätigen ist in beiden Jahren leicht rückläufig; die Wachstumsraten liegen im laufenden Jahr bei –0,8% und im Jahr 2018 bei –0,1% (vgl. Tab. 3.12). Maßgeblich für den Rückgang im Jahr 2017 sind kalendarische Faktoren. Der Reformationstag ist einmalig ein bundeseinheitlicher Feiertag. Im Vergleich zum Vorjahr stehen insgesamt fast drei Arbeitstage weniger zur Verfügung.


  3.13 Arbeitslosigkeit sinkt weiter


  Die Flüchtlingsmigration hat im ersten Quartal des laufenden Jahres den niedrigsten Wert seit Jahresbeginn 2014 erreicht. Die Zahl der monatlichen EASY-Registrierungen ist unter die Schwelle von 15000 Personen gefallen. Auch ist die Anzahl neuer Asylanträge im Durchschnitt auf unter 20000 gesunken. Gleichzeitig wurden mehr als dreimal so viele Entscheidungen über laufende Asylanträge durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) getroffen. So gelang es den Überschuss offener Anträge signifikant zu reduzieren. Im Berichtsmonat Mai 2017 wurden gut 85000 Entscheidungen getroffen. Die durchschnittliche Schutzquote dürfte im laufenden Jahr auf 45% sinken. Im Jahresdurchschnitt 2016 waren es noch gut 60%.


  Die Integration der Geflüchteten in den Arbeitsmarkt gewinnt somit spürbar an Bedeutung. In vielen Dimensionen lassen sich bereits erste Auswirkungen ablesen. Die Zahl der Arbeitslosen ist im Vergleich zum Vorjahr um 6,2% gesunken (Stand: Mai 2017). Dem liegen jedoch unterschiedliche Entwicklungen zu Grunde. Während die Zahl der arbeitslosen Deutschen in diesem Zeitraum um 9,6% zurückgegangen ist, stieg die der Ausländer um 4,7% (vgl. Bundesagentur für Arbeit 2017b). Aber auch in der Gruppe der Ausländer zeigt sich ein hohes Maß an Variation. Unter Personen aus den neuen EU-Mitgliedsstaaten7 sinkt die Arbeitslosigkeit für eine Mehrzahl der Herkunftsländer. Ebenso ist die Entwicklung für Personen aus den ehemaligen Krisenstaaten des Euroraums (GIPS) und den Balkanländer. Hingegen ist die Zahl der Arbeitslosen aus den Nichteuropäischen Asylherkunftsländern8 um 20,3% gestiegen.


  Die Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung wird im Vergleich zum Vorjahr (Stand: März 2017) noch deutlich stärker von der Migration beeinflusst. Während die Beschäftigung der Deutschen um gut 400000 Personen (+1,4%) zunahm, ist die Zahl ausländischer Beschäftigter um 325000 Personen (+10,8%) gestiegen. Somit wurde fast 45% des Beschäftigungsaufbaus durch Personen getragen, die nach Deutschland zugewandert sind. Besonders stark haben die Länder der neuen EU-Mitgliedsstaaten (+15,8%), die Bal­kanländer (+16,2%) und die Nichteuropäischen Asylherkunftsländer (+48,6%) zu dieser Entwicklung beigetragen. Migration ist zu einem wesentlichen Faktor der Arbeitsmarktentwicklung geworden.


  Neben der Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Arbeitsnachfrage bestimmt das Erwerbspersonenpotenzial den Verlauf der Arbeitslosigkeit. In diesem, und in geringeren Umfang auch im nächsten Jahr, steigt dieses spürbar an, nachdem die Asylverfahren durch das BAMF abgeschlossen werden. Die arbeitsmarktgerichtete Migration aus den Staaten des gemeinsamen europäischen Arbeitsmarkts und den Nicht-EU-Ländern dürfte weiterhin hoch bleiben. Das Statistische Bundesamt erwartet für 2016 einen Wanderungssaldo von mindestens 750000 Personen (Statistisches Bundesamt 2017b). Dies dürfte den demographiebedingten Rückgang des Arbeitsangebots mehr als kompensieren. Deshalb wird in diesem und im kommenden Jahr mit einem steigenden Erwerbspersonenpotenzial gerechnet.


  Im ersten Quartal des Jahres ist die Zahl der arbeitslosen Personen um 60000 gesunken. Dies ist insbesondere dem erheblichen Beschäftigungsaufbau geschuldet. Im Jahresdurchschnitt 2017 sinkt die Zahl der Arbeitslosen um voraussichtlich 150000 Personen (vgl. Abb. 3.28). Die hohe Geschwindigkeit des Beschäftigungsaufbaus setzt sich im Jahresverlauf voraussichtlich nicht fort. Im Jahresdurchschnitt 2018 sinkt die Zahl der arbeitslosen Personen noch einmal um voraussichtlich 100000. Die Arbeitslosenquote (in der Abgrenzung der Bundesagentur für Arbeit) dürfte in diesem Jahr 5,7% betragen und im kommenden Jahr voraussichtlich auf 5,5% sinken. Die Erwerbslosenquote wird in diesem Jahr voraussichtlich 3,6% betragen und dann nur noch leicht im Folgejahr auf 3,5% sinken.


  
  Abb. 3.28
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  3.14. Stundenproduktivität nimmt beschleunigt zu


  Im Jahr 2016 ist die gesamtwirtschaftliche Stundenproduktivität, gemessen als preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt (verkette Volumenangaben in Ursprungswerten) je Erwerbstätigenstunde, mit 0,9% kräftiger als im Durchschnitt der Jahre 2012 bis 2015 gestiegen. Jedoch liegt diese Zuwachsrate weiter spürbar hinter jenen Wachstumsraten, die im Schnitt in den Jahren vor dem Ausbruch der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise gemessen wurden. Darüber hinaus war das Jahr 2016 dadurch gekennzeichnet, dass alle Wirtschaftsbereiche im Jahresdurchschnitt Produktivitätszuwächse verzeichnen konnten. Der größte Zuwachs wurde mit 3,1% bei den Finanz- und Versicherungsdienstleister gemessen, gefolgt vom Verarbeitenden Gewerbe mit 1,6% und dem Baugewerbe mit 1,5%. Im Vergleich zum Baugewerbe weisen die zuerst genannten Wirtschaftsbereiche in der langfristigen Betrachtung eine gesamtwirtschaftlich überdurchschnittlich hohe Stundenproduktivität (gemessen in Euro) auf (vgl. Lehmann und Wollmershäuser 2016).


  Zu Jahresbeginn ist die Stundenproduktivität um 0,3% gegenüber dem Vorjahresquartal gesunken (vgl. Tab. 3.11). Während erneut die deutsche Industrie, das Baugewerbe und die Finanz- und Versicherungsbranche Produktivitätszuwächse verbuchten, dämpften die übrigen Wirtschaftsbereiche das Produktivitätswachstum. Im weiteren Jahresverlauf dürften die Zuwachsraten der realen Stundenproduktivität wieder beschleunigt zunehmen. Maßgeblich hierfür ist die Verschiebung der Wachstumsimpulse für die deutsche Wirtschaft hin zu überdurchschnittlich produktiven Sektoren wie dem Verarbeitenden Gewerbe. Aber auch das hochproduktive Grundstücks- und Wohnungswesen dürfte Wachstumsimpulse als nachgelagerte Effekte der positiven Entwicklung im Baugewerbe setzen. Darüber hinaus wird damit gerechnet, dass der anhaltende Beschäftigungsaufbau nunmehr vermehrt von der deutschen Industrie getragen wird, wie das ifo Beschäftigungsbarometer erwarten lässt. Insgesamt dürfte die reale gesamtwirtschaftliche Stundenproduktivität im Jahr 2017 mit 1,1% und damit kräftiger als im Jahr 2016 expandieren. Im Jahr 2018 dürfte sich die Zuwachsrate des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts je Arbeitsstunde der Erwerbstätigen mit 1,2% voraussichtlich weiter beschleunigen.


  Tab. 3.11


  
    
      
      
      
      
      
      
      
      
      
    

    
      
        	
          Stundenproduktivität nach Wirtschaftsbereichena

        
      


      
        	

        	
          2016

        

        	
          2017

        
      


      
        	
          Q1

        

        	
          Q2

        

        	
          Q3

        

        	
          Q4

        

        	
          Q1

        
      


      
        	
          Veränderungsrate gegenüber dem Vorjahresquartal in %

        
      


      
        	
          Bruttoinlandsprodukt

        

        	
          1,7

        

        	
          0,3

        

        	
          0,5

        

        	
          1,1

        

        	
          –0,3

        
      


      
        	

        	
          darunter:

        
      


      
        	

        	
          Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsbereiche

        

        	
          1,4

        

        	
          0,3

        

        	
          0,5

        

        	
          1,2

        

        	
          –0,3

        
      


      
        	

        	
          darunter:

        
      


      
        	

        	
          Produzierendes Gewerbe ohne Baugewerbe

        

        	
          2,5

        

        	
          0,8

        

        	
          0,7

        

        	
          1,8

        

        	
          –0,1

        
      


      
        	

        	
          darunter:

        
      


      
        	

        	
          Verarbeitendes Gewerbe

        

        	
          2,7

        

        	
          1,2

        

        	
          0,9

        

        	
          1,6

        

        	
          0,3

        
      


      
        	

        	
          Baugewerbe

        

        	
          2,3

        

        	
          1,6

        

        	
          1,4

        

        	
          0,6

        

        	
          2,4

        
      


      
        	

        	
          Handel, Verkehr, Gastgewerbe

        

        	
          1,4

        

        	
          0,8

        

        	
          0,2

        

        	
          1,9

        

        	
          –0,5

        
      


      
        	

        	
          Information und Kommunikation

        

        	
          2,2

        

        	
          1,0

        

        	
          1,1

        

        	
          –0,1

        

        	
          –0,4

        
      


      
        	

        	
          Finanz- und Versicherungsdienstleister

        

        	
          3,8

        

        	
          0,4

        

        	
          3,1

        

        	
          5,2

        

        	
          1,0

        
      


      
        	

        	
          Grundstücks- und Wohnungswesen

        

        	
          0,7

        

        	
          0,3

        

        	
          0,5

        

        	
          –0,1

        

        	
          –1,7

        
      


      
        	

        	
          Unternehmensdienstleister

        

        	
          –0,1

        

        	
          0,1

        

        	
          0,2

        

        	
          0,1

        

        	
          –0,3

        
      


      
        	

        	
          Öffentliche Dienstleister

        

        	
          0,8

        

        	
          0,0

        

        	
          0,5

        

        	
          1,1

        

        	
          –0,4

        
      


      
        	

        	
          Sonstige Dienstleister

        

        	
          1,3

        

        	
          0,4

        

        	
          1,1

        

        	
          1,3

        

        	
          –0,3

        
      


      
        	
          a Verkettete Absolutwerte je Erwerbstätigenstunde, Ursprungswerte.

        
      


      
        	
          Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des ifo Instituts.

        
      

    
  


  3.15 Effektivlohnentwicklung gewinnt an Fahrt


  Die Tariflöhne sind im Jahr 2016 (sowohl auf Stunden- als auch auf Monatsbasis) im Vergleich zum Vorjahr um 2,1% gestiegen (vgl. Tab. 3.12). Nichtpekuniäre Vereinbarungen zwischen den Tarifparteien haben bei den Abschlüssen, zu Lasten geringerer Lohnsteigerungen, eine Rolle gespielt. In diesem Jahr sind eine Reihe von Tarifabschlüssen bereits erzielt worden. In der Eisen- und Stahlindustrie wurden Lohnsteigerungen von 2,3% ab März des laufenden und 1,7% ab Mai des kommenden Jahres vereinbart. Im Öffentlichen Dienst der Länder wurden Abschlüsse über 2,0% für das Jahr 2017 und 2,35% für das Jahr 2018 (gültig jeweils ab Januar) erzielt. Darüber hinaus wurden in vielen Branchen auch wieder Regelungen in Bezug auf Übernahmen von Auszubildenden, Altersteilzeit und betrieblicher Weiterbildung zwischen den Tarifparteien vereinbart. Alles in allem ist für 2017 nur mit einer moderaten Beschleunigung der Tariflöhne auf Stunden- und Monatsbasis um einen Zehntelprozentpunkt im Vergleich zum vergangenen Jahr zu rechnen. Im Zuge der anhaltenden Expansion der gesamtwirtschaftlichen Produktion und höherer Preissteigerungsraten dürfte es im Jahr 2018 wieder zu leicht höheren Tarifabschlüssen kommen. Im Jahresdurchschnitt ist mit einer Wachstumsrate von 2,5% auf Stundenbasis und 2,4% auf Monatsbasis zu rechnen.


  Tab. 3.12


  
    
      
      
      
      
      
      
      
      
    

    
      
        	
          Zur Entwicklung der Löhne (Inlandskonzept)

        
      


      
        	
          Veränderung zum Vorjahr in %

        
      


      
        	
          

        

        	
          durchschnittliche

          Arbeitszeit

        

        	
          Verdienst je Arbeitnehmer

        

        	
          Verdienst je Stunde

        

        	
          Lohndrift (Arbeitnehmer)

        

        	
          Lohndrift (Stunde)

        

        	
          Tariflohn (Monat)

        

        	
          Tariflohn (Stunde)

        
      


      
        	
          2013

        

        	
          –0,7

        

        	
          2,0

        

        	
          2,8

        

        	
          –0,4

        

        	
          0,3

        

        	
          2,4

        

        	
          2,5

        
      


      
        	
          2014

        

        	
          0,7

        

        	
          2,8

        

        	
          2,1

        

        	
          0,1

        

        	
          –0,8

        

        	
          2,8

        

        	
          2,9

        
      


      
        	
          2015

        

        	
          0,1

        

        	
          2,7

        

        	
          2,6

        

        	
          0,5

        

        	
          0,3

        

        	
          2,2

        

        	
          2,2

        
      


      
        	
          2016

        

        	
          –0,3

        

        	
          2,5

        

        	
          2,8

        

        	
          0,4

        

        	
          0,7

        

        	
          2,1

        

        	
          2,1

        
      


      
        	
          2017

        

        	
          –0,8

        

        	
          2,4

        

        	
          3,2

        

        	
          0,2

        

        	
          1,0

        

        	
          2,2

        

        	
          2,2

        
      


      
        	
          2018

        

        	
          –0,1

        

        	
          2,8

        

        	
          3,0

        

        	
          0,4

        

        	
          0,5

        

        	
          2,4

        

        	
          2,5

        
      


      
        	
          Quelle: Statistisches Bundesamt, Bundesbank; 2017 und 2018: Prognose des ifo Instituts.

        
      

    
  


  Die effektiven Verdienste der Arbeitnehmer sind im Jahr 2016 mit 2,5% stärker gestiegen als die Tariflöhne. Die Lohndrift (Arbeitnehmer) ist mit 0,4% positiv. Das deutet darauf hin, dass sich die Beschäftigung hin zu höher qualifizierten Tätigkeiten verschiebt. Diese werden besser entlohnt. Zudem ist im Vorjahresvergleich die Zahl der geringfügig Beschäftigten noch einmal gesunken. Die Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns auf 8,84Euro zum Jahreswechsel und die Ausweitung der gesamtwirtschaftlichen Produktionsauslastung, gemessen an einer zunehmenden Produktionslücke, lassen eine positive Lohndrift in diesem und im kommenden Jahr erwarten. Die Effektivlöhne steigen in diesem Jahr voraussichtlich um 2,4% und in 2018 um 2,8%. Die Verdienste je Stunde legen mit 3,2% in 2017 stärker zu. Insbesondere fällt die geringere Anzahl von Arbeitstagen ins Gewicht. In 2018 dürften die effektiven Stundenlöhne um 3,0% expandieren.


  3.16 Stabile Überschüsse im Staatshaushalt


  Im vergangenen Jahr überstiegen die Staatseinnahmen die Staatsausgaben um 26 Mrd. Euro; dies entspricht 0,8% des nominalen Bruttoinlandsprodukts. Damit konnte der Staat zum dritten Mal in Folge einen Finanzierungsüberschuss vorweisen, der, in Euro ausgedrückt, der höchste Überschuss seit der Wiedervereinigung ist. Diese entspannte Lage des Staatshaushalts wird sich im Prognosezeitraum fortsetzen.


  Die Steuereinnahmen werden im laufenden Jahr um 2,2% zunehmen. Die leichten Absenkungen im Bereich der Einkommensteuern dämpfen die Einnahmen etwas. Im kommenden Jahr werden die Steuereinnahmen mit 3,2% dann wieder kräftiger zulegen, was auf die gute konjunkturelle Lage zurückzuführen ist.


  Die Einnahmen des Staates aus Sozialbeiträgen werden im laufenden Jahr voraussichtlich um 4,1% und im kommenden Jahr um 3,8% steigen. Dies ist unter anderem auf die im Jahr 2017 festgelegte Erhöhung des Beitrags zur Pflegeversicherung um 0,2 Prozentpunkte sowie die Anhebung des Zusatzbeitrags zur Gesetzlichen Krankenversicherung um 0,1 Prozentpunkt zurückzuführen. Die staatlichen Vermögenseinkünfte dürften im laufenden Jahr um 5,4% und im Jahr 2018 um 2,8% abnehmen. Dies liegt an der niedrigen Bundesbankdividende, die dieses Jahr an den Staat ausgeschüttet wurde und auch in Zukunft durch das Niedrigzinsumfeld und Rückstellungen nicht mehr das Niveau der Vorjahre erreichen dürfte. Gleichzeitig werden aber die Versteigerungen der Funklizenzen aus dem Jahr 2015 in Zukunft in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen nicht mehr als Nettozugang an nichtproduzierten Vermögensgütern, sondern bei den staatlichen Vermögenseinkünften verrechnet. Die staatlichen Verkäufe werden im Prognosezeitraum jährlich mit jeweils 1,4% zunehmen. Hierfür ist in erster Linie die Ausweitung der Mautpflicht auf zusätzliche Lkw-Klassen und die Ausweitung der Mautstrecken verantwortlich.


  Insgesamt dürften die Staatseinnahmen im Jahr 2017 mit 2,5% moderat und im Jahr 2018 mit 3,2% etwas kräftiger wachsen. Hierfür sind die steigenden Sozialbeiträge und wachsenden Steuereinnahmen verantwortlich.


  Ausgabenseitig nimmt besonders die Dynamik bei den Vorleistungen gegenüber den vergangenen Jahren ab. Im Prognosezeitraum werden diese nur noch mit 1,9% steigen, da die flüchtlingsbedingten Mehrausgaben in Höhe der Vorjahre nicht mehr zu erwarten sind. Auch die sozialen Sachleistungen werden im Prognosezeitraum mit 3,4% (2017) und 3,3% (2018) nicht mehr die flüchtlingsinduzierten Wachstumsraten der Vorjahre erreichen. In diesem Jahr werden die monetären Sozialleistungen vermutlich wie im vergangenen Jahr um 3,5% expandieren. Hierfür sind zum einen die Rentensteigerungen und zum anderen die Erhöhungen von Kindergeld, Kinderzuschlag und Sozialgeld verantwortlich. Im kommenden Jahr werden die monetären Sozialleistungen dann nur noch um 3% zulegen. Die geleisteten Vermögenseinkommen werden im Prognosezeitraum voraussichtlich ihren Sockel erreichen, da das Zinsniveau nicht weiter sinkt, sondern wieder leicht zunimmt. Deshalb sind im Prognosezeitraum keine Rückgänge in der Größenordnung der vergangenen Jahre mehr zu erwarten. Im Jahr 2017 sinken die laufenden Übertragungen gegenüber dem Vorjahr voraussichtlich um 2,1%, da die Mehrwertsteuer- und Bruttonationaleinkommens(BNE)-basierten Eigenmittel gegenüber dem Vorjahr stark zurückgehen dürften. Im Jahr 2018 werden diese dann wieder kräftig zulegen und damit zu einem Anstieg der laufenden Übertragungen um 12,5% führen. Die geleisteten Vermögenstransfers verzeichnen im laufenden Jahr mit 12,6% einen sehr hohen Anstieg. Dies ist dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts geschuldet, welches das Kernbrennstoffsteuergesetz als verfassungswidrig einstufte. Deshalb werden die bereits gezahlten Steuern in Höhe von rund 6,3 Mrd. Euro im Laufe dieses Jahres zurückerstattet, was in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen als geleisteter Vermögenstransfer verbucht wird. Im kommenden Jahr ist daher von einem Absinken der geleisteten Vermögenstransfers um 14,1% gegenüber dem Vorjahr auszugehen, da diese wieder auf ihr Normalniveau zurückkehren.


  Insgesamt nehmen die Staatsausgaben im Prognosezeitraum um 3,1% (2017) beziehungsweise 2,9% (2018) zu, da insbesondere die Arbeitnehmerentgelte, die sozialen Sachleistungen und die monetären Sozialleistungen im Prognosezeitraum weiterhin dynamisch zunehmen. Darüber hinaus macht sich die Verbuchung der Kernbrennstoffsteuer bemerkbar.


  Alles in allem dürfte der staatliche Finanzierungssaldo damit im Jahr 2017 leicht auf 19 Mrd. Euro bzw. 0,6% in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt zurückgehen, um dann im Jahr 2018 wieder auf 23 Mrd. Euro bzw. 0,7% in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt anzusteigen (vgl. Tab. 3.13). Die Steuerquote hat im letzten Jahr mit 23,3% in Relation zum Bruttoinlandsprodukt den höchsten Stand seit der Wiedervereinigung erreicht. Sie wird im laufenden Jahr stagnieren und dann im kommenden leicht sinken, was in erster Linie auf die Anpassungen im Einkommen­steuerbereich zurückzuführen ist. Der Anteil der Nettosozialbeiträge erhöht sich im Jahr 2017 leicht und stagniert dann im Jahr 2018.


  Tab. 3.13


  
    
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
    

    
      
        	
          Ausgewählte finanzwirtschaftliche Indikatorena


          in % des nominalen Bruttoinlandprodukts

        
      


      
        	

        	
          Staatseinnahmen

        

        	
          Staatsausgaben

        

        	
          Finanzierungs-

          saldo

        

        	
          Finanzierungs-

          saldo (bereinigt)b

        

        	
          Primär-

          saldo (bereinigt)b

        

        	
          struktureller Finanzierungs-

          saldoc

        

        	
          struktureller Primär-

          saldoc

        

        	
          Einmal-

          effekted

        
      


      
        	
          insgesamt

        

        	
          darunter:

        

        	
          Insgesamt

        

        	
          darunter:

        
      


      
        	
          Steuern

        

        	
          Netto-

          sozial-

          beiträge

        

        	
          Zins-

          ausgaben

        
      


      
        	
          2000

        

        	
          45,6

        

        	
          23,2

        

        	
          18,1

        

        	
          44,7

        

        	
          3,1

        

        	
          0,9

        

        	
          –1,5

        

        	
          1,6

        

        	
          –2,4

        

        	
          0,7

        

        	
          2,4

        
      


      
        	
          2001

        

        	
          43,8

        

        	
          21,4

        

        	
          17,8

        

        	
          46,9

        

        	
          3,0

        

        	
          –3,1

        

        	
          –3,1

        

        	
          –0,1

        

        	
          –4,1

        

        	
          –1,1

        

        	
      


      
        	
          2002

        

        	
          43,3

        

        	
          21,0

        

        	
          17,8

        

        	
          47,3

        

        	
          2,9

        

        	
          –3,9

        

        	
          –3,9

        

        	
          –1,0

        

        	
          –4,2

        

        	
          –1,2

        

        	
      


      
        	
          2003

        

        	
          43,6

        

        	
          21,1

        

        	
          18,0

        

        	
          47,8

        

        	
          2,9

        

        	
          –4,2

        

        	
          –4,2

        

        	
          –1,3

        

        	
          –0,4

        

        	
          –0,5

        

        	
      


      
        	
          2004

        

        	
          42,6

        

        	
          20,6

        

        	
          17,6

        

        	
          46,3

        

        	
          2,8

        

        	
          –3,7

        

        	
          –3,7

        

        	
          –1,0

        

        	
          –3,0

        

        	
          –0,2

        

        	
      


      
        	
          2005

        

        	
          42,8

        

        	
          20,8

        

        	
          17,4

        

        	
          46,2

        

        	
          2,7

        

        	
          –3,4

        

        	
          –3,4

        

        	
          –0,7

        

        	
          –2,4

        

        	
          0,3

        

        	
      


      
        	
          2006

        

        	
          43,0

        

        	
          21,6

        

        	
          16,9

        

        	
          44,7

        

        	
          2,7

        

        	
          –1,7

        

        	
          –1,7

        

        	
          1,0

        

        	
          –0,1

        

        	
          0,6

        

        	
      


      
        	
          2007

        

        	
          43,0

        

        	
          22,4

        

        	
          16,1

        

        	
          42,8

        

        	
          2,7

        

        	
          0,2

        

        	
          0,2

        

        	
          2,9

        

        	
          –1,2

        

        	
          1,5

        

        	
      


      
        	
          2008

        

        	
          43,4

        

        	
          22,7

        

        	
          16,1

        

        	
          43,6

        

        	
          2,7

        

        	
          –0,2

        

        	
          –0,1

        

        	
          2,6

        

        	
          –1,4

        

        	
          1,3

        

        	
          –0,1

        
      


      
        	
          2009

        

        	
          44,3

        

        	
          22,4

        

        	
          16,9

        

        	
          47,6

        

        	
          2,6

        

        	
          –3,2

        

        	
          –3,1

        

        	
          –0,5

        

        	
          –0,8

        

        	
          1,9

        

        	
          –0,1

        
      


      
        	
          2010

        

        	
          43,0

        

        	
          21,4

        

        	
          16,5

        

        	
          47,3

        

        	
          2,5

        

        	
          –4,2

        

        	
          –3,1

        

        	
          –0,7

        

        	
          –2,4

        

        	
          0,1

        

        	
          –1,1

        
      


      
        	
          2011

        

        	
          43,8

        

        	
          22,0

        

        	
          16,4

        

        	
          44,7

        

        	
          2,5

        

        	
          –1,0

        

        	
          –1,1

        

        	
          1,4

        

        	
          –1,7

        

        	
          0,8

        

        	
          0,1

        
      


      
        	
          2012

        

        	
          44,3

        

        	
          22,5

        

        	
          16,5

        

        	
          44,3

        

        	
          2,3

        

        	
          0,0

        

        	
          0,0

        

        	
          2,3

        

        	
          –0,2

        

        	
          2,1

        

        	
          0,0

        
      


      
        	
          2013

        

        	
          44,5

        

        	
          22,9

        

        	
          16,5

        

        	
          44,7

        

        	
          2,0

        

        	
          –0,2

        

        	
          –0,3

        

        	
          1,7

        

        	
          –0,1

        

        	
          1,9

        

        	
          0,1

        
      


      
        	
          2014

        

        	
          44,7

        

        	
          22,9

        

        	
          16,5

        

        	
          44,4

        

        	
          1,8

        

        	
          0,3

        

        	
          0,0

        

        	
          1,7

        

        	
          0,1

        

        	
          1,9

        

        	
          0,3

        
      


      
        	
          2015

        

        	
          44,7

        

        	
          23,1

        

        	
          16,5

        

        	
          44,0

        

        	
          1,6

        

        	
          0,7

        

        	
          0,7

        

        	
          2,2

        

        	
          0,6

        

        	
          2,2

        

        	
          0,0

        
      


      
        	
          2016

        

        	
          45,1

        

        	
          23,3

        

        	
          16,7

        

        	
          44,3

        

        	
          1,4

        

        	
          0,8

        

        	
          0,9

        

        	
          2,3

        

        	
          0,6

        

        	
          2,0

        

        	
          –0,1

        
      


      
        	
          2017

        

        	
          44,9

        

        	
          23,2

        

        	
          16,9

        

        	
          44,3

        

        	
          1,3

        

        	
          0,6

        

        	
          0,6

        

        	
          2,0

        

        	
          0,3

        

        	
          1,6

        

        	
          0,0

        
      


      
        	
          2018

        

        	
          44,6

        

        	
          23,0

        

        	
          16,8

        

        	
          43,9

        

        	
          1,3

        

        	
          0,7

        

        	
          0,7

        

        	
          1,9

        

        	
          0,2

        

        	
          1,5

        

        	
          0,0

        
      


      
        	
          a In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. b Um Einmaleffekte bereinigt. c In Relation zum nominalen Produktionspotenzial. d Unter anderem Erlöse aus der Versteigerung der UMTS-, Mobilfunk- und Breitbandfrequenzen sowie Rückzahlung der Kernbrennstoffsteuer.

        
      


      
        	
          Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des ifo Instituts; 2017 und 2018: Prognose des ifo Instituts.

        
      

    
  


  Der strukturelle Primärsaldo, dessen Veränderungsrate nach der Saldenmethode (vgl. Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2017) als Maß der Ausrichtung der Finanzpolitik herangezogen wird, sinkt im aktuellen Jahr um 0,4 Prozentpunkte, was auf eine expansive Finanzpolitik hindeutet (Vgl. Abb. 3.29).9 Im kommenden Jahr wird die Finanzpolitik nach der Saldenmethode dann konjunkturneutral ausgerichtet sein. Damit stimmen die abgeleiteten finanzpolitischen Impulse nach Maßnahmen- und Saldenmethode überein.


  
  Abb. 3.29

[image: 10449.png]


  Der strukturelle Finanzierungssaldo verschlechtert sich im Prognosezeitraum auf 0,3% (2017) beziehungsweise 0,2% (2018) relativ zum nominalen Produktionspotenzial (Vgl. Abb. 3.30). Hierfür sind besonders die sich öffnende Produktionslücke, aber auch die gegenüber den Einnahmen stärker steigenden Staatsausgaben verantwortlich. Der Rückfluss der Kernbrennstoffsteuer spielt hier keine Rolle, da er als Einmaleffekt verbucht wird.


  
  Abb. 3.30

[image: 10539.png]


  Die Schuldenquote wird im Prognosezeitraum von 68% (2016) auf 63% (2018) in Relation zum Bruttoinlandsprodukt sinken. Wesentlich dafür sind zum einen das starke Wirtschaftswachstum und zum anderen die anhaltenden staatlichen Überschüsse. Auch der Abbau der Portfolios der in staatlichem Besitz stehenden Bad Banks wirkt sich positiv auf die Reduktion des Bruttoschuldenstands aus. Allerdings werden die Finanzierungsüberschüsse des Staats nicht vollständig zum Schuldenabbau genutzt. So bildet beispielsweise die Bundesagentur für Arbeit Rücklagen, reduziert also nicht den Bruttoschuldenstand, sondern baut Finanzvermögen auf.


  



  4. Potenzialschätzung und Mittelfristprojektion


  Das Produktionspotenzial wird in Anlehnung an die von der Gemeinschaftsdiagnose entwickelte Methodik geschätzt und bis zum Jahr 2021 fortgeschrieben (vgl. Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2016). Diese wiederum baut grundsätzlich auf dem Ansatz der EU-Kommission auf. Bei diesem wird der gesamtwirtschaftliche Output auf Basis einer Produktionsfunktion ermittelt. Als Inputs werden der technische Fortschritt, Kapital und das Arbeitsvolumen verwendet. Letzteres ist vor allem durch die Anzahl der Erwerbstätigen und der Arbeitszeit bestimmt. Aufgrund der hohen Flüchtlingsmigration seit dem Jahr 2015 wird jedoch eine Anpassung der EU-Methodik vorgenommen, die insbesondere die Erwerbstätigkeit der Flüchtlinge explizit berücksichtigt. Wesentlicher Aspekt in der Modellierung ist, dass für Flüchtlinge und Nicht-Flüchtlinge eine separate Partizipationsquote und strukturelle Erwerbslosenquote berechnet wird (vgl. Heinisch und Wohlrabe 2017). Die grundsätzlichen Parameter und Annahmen insbesondere mit Blick auf die Auswirkungen der Flüchtlingsmigration auf das Produktionspotenzial sind gegenüber der Gemeinschaftsdiagnose vom Frühjahr 2017 nahezu unverändert geblieben (vgl. Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2017).


  Das Produktionspotenzial wächst bis zum Ende des Projektionszeitraums 2021 um durchschnittlich 1,6%. Der Treiber des Wachstums ist vor allem der technische Fortschritt (Solow-Residuum). Im Prognosezeitraum 2017 und 2018 stellt das Arbeitsvolumen den zweitgrößten Anteil gefolgt vom Kapitalstock. Diese Reihenfolge dreht sich ab 2019 um. Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, dass der positive Beitrag einer sinkenden natürlichen Arbeitslosenquote nahezu ausläuft. Den größten Beitrag zum Arbeitsvolumen stellt der kontinuierliche Anstieg der Partizipationsrate dar. Die Wachstumsrate des Potenzials wird zum Ende der Kurzfristprognose (2018 auf 1,8%) zunehmen um danach leicht zurückzugehen. Die vom ifo Institut geschätzte Produktionslücke steigt seit 2014 kontinuierlich und erreicht im laufenden Konjunkturzyklus mit plus 0,8% im Jahr 2018 ihren vorläufigen Höhepunkt (vgl. Abb. 4.1). Die Kapazitäten der deutschen Wirtschaft sind damit überdurchschnittlich ausgelastet.


  
  Abb. 4.1
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  Die gesamtwirtschaftliche Produktion dürfte bis zum Jahr 2021 mit einer Jahresdurchschnittsrate von 1,6% zunehmen; sie steigt geringfügig schwächer als das Produktionspotenzial (vgl. Tab. 4.1). Die positive Produktionslücke dürfte sich bis zum Jahr 2021 schließen. Sowohl die Erwerbstätigen als auch die beschäftigten Arbeitnehmer nehmen im Projektionszeitraum kontinuierlich zu. Mit Blick auf die Verwendungsseite zeigt sich, dass der Anteil des Konsums am Bruttoinlandsprodukt leicht abnimmt (vgl. Tab. 4.2). Im Gegenzug steigt der Anteil der Investitionen und des Staates leicht an.


  Tab. 4.1


  
    
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
    

    
      
        	
          Erwerbstätige, Produktivität und Wirtschaftswachstum

        
      


      
        	
          Jahr

        

        	
          Erwerbstätige


          (Inland)

        

        	
          Beschäftigte Arbeitnehmer


          (Inland)

        

        	
          Arbeits-

          zeit je Erwerbs-

          tätigen

        

        	
          Bruttoinlandsprodukt

        
      


      
        	
          Preisbereinigt, verkettete Volumenwerte

        
      


      
        	
          Insgesamt

        

        	
          je Erwerbs-

          tätigen

        

        	
          je Erwerbs-

          tätigen-

          stunde

        

        	
          in jeweiligen Preisen

        

        	
          Deflator

        
      


      
        	
          Mio.

        

        	
          Stunden

        

        	
          Mrd. Euro

        

        	
          Euro

        

        	
          Mrd. Euro

        

        	
          2010 = 100

        
      


      
        	
      


      
        	
          2011

        

        	
          41,577

        

        	
          37,014

        

        	
          1392,8

        

        	
          2674,5

        

        	
          64326

        

        	
          46

        

        	
          2703,1

        

        	
          101,1

        
      


      
        	
          2016

        

        	
          43,595

        

        	
          39,290

        

        	
          1363,6

        

        	
          2843,2

        

        	
          65219

        

        	
          48

        

        	
          3134,1

        

        	
          110,2

        
      


      
        	
          2021

        

        	
          45,062

        

        	
          40,720

        

        	
          1352,6

        

        	
          3074,9

        

        	
          68236

        

        	
          50

        

        	
          3669,7

        

        	
          119,3

        
      


      
        	
      


      
        	
          Veränderung insgesamt in %

        
      


      
        	
      


      
        	
          2016/2011

        

        	
          4,9

        

        	
          6,1

        

        	
          –2,1

        

        	
          6,3

        

        	
          1,4

        

        	
          3,6

        

        	
          15,9

        

        	
          9,1

        
      


      
        	
          2021/2016

        

        	
          3,4

        

        	
          3,6

        

        	
          –0,8

        

        	
          8,1

        

        	
          4,6

        

        	
          5,5

        

        	
          17,1

        

        	
          8,3

        
      


      
        	
      


      
        	
          Jahresdurchschnittliche Veränderung in %

        
      


      
        	
      


      
        	
          2016/2011

        

        	
          1,0

        

        	
          1,2

        

        	
          –0,4

        

        	
          1,2

        

        	
          0,3

        

        	
          0,7

        

        	
          3,0

        

        	
          1,8

        
      


      
        	
          2021/2016

        

        	
          0,7

        

        	
          0,7

        

        	
          –0,2

        

        	
          1,6

        

        	
          0,9

        

        	
          1,1

        

        	
          3,2

        

        	
          1,6

        
      


      
        	
      


      
        	
          Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des ifo Instituts; Zeitraum 2021/2016: Prognose des ifo Instituts.

        
      

    
  


  Tab. 4.2


  
    
      
      
      
      
      
      
      
      
      
    

    
      
        	
          Verwendung des nominalen Bruttoinlandsprodukts

        
      


      
        	
          Jahr

        

        	
          Brutto-

          inlands-

          produkt

        

        	
          Konsumausgaben

        

        	
          Bruttoinvestitionen

        

        	
          Außenbeitrag

        
      


      
        	
          Private Haushalte

        

        	
          Staat

        

        	
          Insgesamt

        

        	
          Brutto-

          anlagen-

          investitionen

        

        	
          Vorrats-

          veränderung

        
      


      
        	
          Mrd. Euro

        
      


      
        	
          2011

        

        	
          2703,1

        

        	
          1495,5

        

        	
          505,7

        

        	
          569,8

        

        	
          547,8

        

        	
          21,9

        

        	
          132,1

        
      


      
        	
          2016

        

        	
          3134,1

        

        	
          1681,5

        

        	
          615,3

        

        	
          598,5

        

        	
          626,1

        

        	
          –27,6

        

        	
          238,8

        
      


      
        	
          2021

        

        	
          3669,7

        

        	
          1953,3

        

        	
          710,7

        

        	
          747,1

        

        	
          764,5

        

        	
          –17,4

        

        	
          258,6

        
      


      
        	
          Anteile am BIP in %

        
      


      
        	
          2011

        

        	
          100,0

        

        	
          55,3

        

        	
          18,7

        

        	
          21,1

        

        	
          20,3

        

        	
          0,8

        

        	
          4,9

        
      


      
        	
          2016

        

        	
          100,0

        

        	
          53,7

        

        	
          19,6

        

        	
          19,1

        

        	
          20,0

        

        	
          –0,9

        

        	
          7,6

        
      


      
        	
          2021

        

        	
          100,0

        

        	
          53,2

        

        	
          19,4

        

        	
          20,4

        

        	
          20,8

        

        	
          –0,5

        

        	
          7,0

        
      


      
        	
          Veränderung insgesamt in %

        
      


      
        	
          2016/2011

        

        	
          15,9

        

        	
          12,4

        

        	
          21,7

        

        	
          5,0

        

        	
          14,3

        

        	
          –

        

        	
          –

        
      


      
        	
          2021/2016

        

        	
          17,1

        

        	
          16,2

        

        	
          15,5

        

        	
          24,8

        

        	
          22,1

        

        	
          –

        

        	
          –

        
      


      
        	
          Jahresdurchschnittliche Veränderung in %

        
      


      
        	
          2016/2011

        

        	
          3,0

        

        	
          2,4

        

        	
          4,0

        

        	
          1,0

        

        	
          2,7

        

        	
          –

        

        	
          –

        
      


      
        	
          2021/2016

        

        	
          3,2

        

        	
          3,0

        

        	
          2,9

        

        	
          4,5

        

        	
          4,1

        

        	
          –

        

        	
          –

        
      


      
        	
          Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des ifo Instituts; Zeitraum 2021/2016: Prognose des ifo Instituts.

        
      

    
  


  



  5. Zur Wirtschaftspolitik


  5.1 Zur Finanzpolitik in Deutschland


  Die Finanzlage des Staates hat sich in den vergangenen Jahren zwar deutlich entspannt, und auch für 2017 und 2018 kann mit Haushaltsüberschüssen in Höhe von 19 und 23 Mrd. Euro gerechnet werden. Angesichts der vielfältigen Forderungen nach neuen Staatsausgaben oder Entlastungen bei Steuern und Sozialabgaben – insbesondere rund um die Bundestagswahl – besteht allerdings die Gefahr, dass die Finanzierungsspielräume überschätzt werden. Ein erheblicher Teil dieser Überschüsse ist konjunkturell bedingt (vgl. Tab 3.13). Das bedeutet, dass er nicht ausgegeben, sondern zur Schuldentilgung verwendet werden sollte.


  Gleichwohl eröffnen die strukturellen Haushaltsüberschüsse gewisse budgetäre Handlungsspielräume. Eine wachstumsfreundliche Politik würde die Steuer- und Abgabenbelastung der Arbeitnehmer senken und/oder die Ausgaben für Investitionen in Sach- und insbesondere Humankapital erhöhen, um das Produktionspotenzial zu steigern. Welcher Weg gewählt wird, ist letztlich eine politische Entscheidung. Auf keinen Fall sollten derzeit konsumtive Staatsausgaben erhöht werden, die die Konjunktur stimulieren. Da die deutsche Volkswirtschaft sich in einem kräftigen Aufschwung befindet und das Produktionspotenzial stärker als normal ausgelastet ist, wäre ein weiterer fiskalischer Stimulus kontraproduktiv. Es geht derzeit eher um strukturelle, also langfristige Veränderungen von staatlichen Ausgaben oder Einnahmen. Derartige langfristige Änderungen können im Volumen durchaus über die strukturellen Haushaltsüberschüsse hinausgehen, müssen dann aber durch Gegenfinanzierungsmaßnahmen gedeckt sein.


  Im Bereich der Senkung der staatlichen Einnahmen werden derzeit Entlastungen bei der Einkommensteuer oder bei den Sozialversicherungsbeiträgen diskutiert. Die Debatte um den Mittelstandsbauch und die kalte Progression sprechen für Einkommensteuerentlastungen. Alternativ könnte man bei den Sozialabgaben ansetzen. Das würde Entlastungen stärker bei niedrigen und mittleren Einkommen konzentrieren. Allerdings ist zu bedenken, dass den Sozialabgaben bestimmte Leistungen gegenüberstehen und dieser Zusammenhang geschwächt wird, wenn aufgrund steigender Steuereinnahmen Sozialversicherungsbeiträge gesenkt werden. Außerdem werden Selbständige und Beamte von der Entlastung ausgeschlossen.


  Als Argument für mehr Staatsausgaben wird neben den aktuellen Überschüssen im Staatshaushalt der hohe Leistungsbilanzüberschuss Deutschlands angeführt. Die ohnehin schon sehr starke deutsche Konjunktur noch weiter durch Staatskonsum zu stimulieren, wäre der falsche Weg. Öffentliche Investitionen zu steigern, hätte den Vorteil, dass das Produktionspotential zunimmt. Aktuell sind jedoch nicht fehlende Mittel, sondern andere Hindernisse, vor allem langwierige Planungsverfahren das wichtigste Hindernis. Wichtiger wäre es derzeit, Investitionshemmnisse im privaten Bereich zu reduzieren – etwa im Energie- oder Dienstleistungssektor. Hohe Bürokratiekosten und ein hohes Maß an Regulierung bei gleichzeitig hohen Produktionskosten und wachsenden Steuerlasten auf Investitionen, insbesondere durch die Gewerbesteuer, schwächen das inländische Produktionspotenzial und tragen dazu bei, dass Investitionen eher im Ausland stattfinden, so dass der Leistungsbilanzüberschuss in die Höhe getrieben wird. Hier herrscht schon lange Reformbedarf.


  5.2 Zur Geldpolitik der Europäischen Zentralbank


  Der Aufschwung in der Eurozone gewinnt zunehmend an Stärke. Nahezu alle Institutionen haben in den vergangenen Monaten ihre Prognosen für die Zunahme des realen Bruttoinlandsprodukts und die Inflationsrate im laufenden Jahr deutlich nach oben angepasst (vgl. Abb. 5.1). Im Zuge der fortschreitenden Erholung dürfte sich die Unterauslastung weiter verringern und die Produktionslücke wird Mitte nächsten Jahres wohl geschlossen sein (vgl. Abb. 5.2). Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass der Rat der Europäischen Zentralbank (EZB) noch in diesem Jahr die geldpolitische Wende hin zu einer weniger expansiven Geldpolitik und damit die Drosselung des seit 2015 laufenden Anleiheankaufprogramms final einleiten wird.


  
  Abb. 5.1
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  Abb. 5.2
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  Dabei steckt die EZB in einem Dilemma. Nimmt die EZB den Fuß zu früh vom Gas, indem sie ihre Ankaufprogramme zurückfährt oder sogar Leitzinsen anhebt, könnte der Aufschwung im Euroraum und das Erreichen des Inflationsziels gefährdet werden. Kommt der Kurswechsel jedoch zu spät, dürften die negativen Folgen der Quantitativen Lockerung weiter intensiviert werden. Zum einen verleiten die niedrigen Kapitalmarktzinsen eine Reihe von Ländern, die dringend notwendige Konsolidierung ihrer Staatsfinanzen weiter zu verschleppen. Trotz deutlich reduzierter Zinsausgaben verfehlen die meisten Mitgliedsstaaten des Euroraums das im Europäischen Fiskalpakt festgelegte Ziel, ein strukturelles (d.h. um konjunkturelle Effekte und Einmaleffekte bereinigt) Finanzierungsdefizit von höchstens 0,5% in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt einzuhalten. Da deshalb die dringend gebotene Rückführung der hohen öffentlichen Schuldenstandsquoten weiterhin auf die lange Bank geschoben wird, könnte eine Normalisierung der Geldpolitik und der damit einhergehenden Anstieg der Kapitalmarktzinsen einige Ländern erneut unter Druck geraten lassen.


  Zum anderen gerät mit der Dauer der Niedrigzins­politik die zukünftige Ertragslage des Finanzsystems zunehmend unter Druck, da die durchschnittliche Verzinsung langfristiger Aktiva weiter sinkt. Da diese aufgrund der Länge der Zinsbindung auch geraume Zeit nach einem Ausstieg aus der Politik der Quantitativen Lockerung niedrig bleiben wird, dürfen die Zins­aufwendungen der kurzfristig gebundenen Passiva nur langsam steigen, um die Solvabilität des Finanzsystems nicht zu gefährden. Für die Geldpolitik der EZB bedeutet dies, dass Leitzinsanhebungen, die sich in der Regel unmittelbar auf das kurze Ende der Zinsstruktur übertragen, erst mit einem gewissen zeitlichen Abstand nach dem Ende der Ankaufprogramme erfolgen dürfen. Kommt die konjunkturelle Entwicklung deutlich schneller in Fahrt als erwartet, steckt die EZB in einem weiteren Dilemma zwischen Preis- und Finanzstabilität.


  Das Programm zum Ankauf von Vermögenswerten (Asset Purchase Programme, APP) begann im März 2015 mit einem monatlichen Nettoerwerb von Wertpapieren im Umfang von 60 Mrd. Euro. In dem im Januar 2015 getroffenen Beschluss führte die EZB die schwächer als erwartet ausgefallene Inflationsdynamik der vergangenen Monate als Begründung an und verwies auf die damit einhergehenden Gefahren für die Preisstabilität in einer Situation, in der die Leitzinsen nicht weiter gesenkt werden können:


  »Wenngleich die derzeitige Gesamtinflation weiterhin vor allem auf den starken Rückgang der Ölpreise in den letzten Monaten zurückzuführen ist, hat die Möglichkeit von Zweitrundeneffekten auf die Lohn- und Preissetzung zugenommen, was die mittelfristige Preisentwicklung negativ beeinflussen könnte. […] Folglich reichte der vorherrschende Grad an geldpolitischer Akkommodierung nicht aus […]. Angesichts der Tatsache, dass die Leitzinsen der EZB ihre Untergrenze erreicht haben, war die heutige Verabschiedung weiterer die Bilanz betreffender Maßnahmen angebracht, um unser Ziel der Preisstabilität zu erreichen.« (Pressekonferenz der EZB am 22.Januar 2015)


  Im März 2016 entschied die EZB, die monatlichen Ankäufe ab April 2016 auf 80 Mrd. Euro zu erhöhen. Damit reagierte sie auf die zunehmende Gefahr deflationärer Entwicklungen im Euroraum:


  »[Dadurch] setzen wir […] erhebliche geldpolitische Impulse, um den erhöhten Risiken für das Preisstabilitätsziel der EZB entgegenzuwirken. Wenngleich sehr niedrige oder sogar negative Inflationsraten in den kommenden Monaten aufgrund von Schwankungen der Ölpreise unvermeidbar sind, ist es von entscheidender Bedeutung, Zweitrundeneffekte zu vermeiden […].« (Pressekonferenz der EZB am 10. März 2016)


  Im Dezember 2016 wurde dann die Rückkehr zum ursprünglichen Ankaufvolumen von 60 Mrd. Euro pro Monat ab April 2017 und eine Verlängerung des Programms bis Ende 2017 beschlossen. In der Begründung zu diesem Schritt ging die EZB zunächst nur auf letzteres ein:


  »Die Verlängerung unserer Ankäufe über einen längeren Horizont hinweg ermöglicht […] eine nachhaltigere Transmission unserer Stimulierungsmaßnahmen.« (Pressekonferenz der EZB am 8. Dezember 2016)


  In der Fragerunde rechtfertigte EZB-Präsident Mario Draghi schließlich die Reduktion der Anleihekäufe damit, dass die unmittelbare Gefahr einer Deflation im Euroraum nicht mehr gegeben sei:


  »we basically judge that the outlook, for the sustained return to our inflation objective, is not very different from what it was at the beginning of the programme when it was scaled to €60 billion. And more specifically the risk of deflation has largely disappeared.« (Pressekonferenz der EZB am 8. Dezember 2016)


  Die Verringerung der monatlichen Ankäufe kam weitgehend überraschend und wurde unterschiedlich im Hinblick auf ihre Bedeutung für den Ausrichtungsgrad der Geldpolitik interpretiert.10 Misst man diesen am Gesamtvolumen des APP (oder entsprechend der Bilanzsumme des Eurosystems), könnte man bei dieser Entscheidung von einer zunehmend expansiven Politik ausgehen. Da mehrheitlich mit einer Beibehaltung des Ankaufvolumens von monatlich 80 Mrd. Euro und einer Verlängerung der Laufzeit bis Ende September gerechnet wurde11, hätte sich die Bilanzsumme zwischen April und September um 480 Mrd. Euro ausweiten müssen. Mit der Entscheidung, die Käufe auf 60 Mrd. Euro zu reduzieren und das Programm bis Dezember zu verlängern, stieg das angepeilte Kaufvolumen aber um 60Mrd. Euro auf 540 Mrd. Euro. Misst man den Ausrichtungsgrad der Geldpolitik hingegen an der Größe des monatlichen Impulses, der durch die Ankäufe entsteht, könnte die signifikante Verringerung des monatlichen Ankaufvolumens auch als Rückführung des Expansionsgrades und als Beginn eines Ausstiegs aus der quantitativen Politik interpretiert werden. Immerhin wurde dieser Schritt ja auch mit dem wegfallenden Deflationsrisiko begründet, was eine weniger expansive Politik rechtfertigen würde.


  Ungeachtet der Auslegung dieser Entscheidung machte Mario Draghi jedoch deutlich, dass die Verringerung der monatlichen Ankaufvolumina nicht als Beginn eines Prozesses bewertet werden darf, in dem die Ankäufe in weiteren, aufeinanderfolgenden Schritten auf null zurückgefahren werden. Ein solches allmähliches Ausschleichen der quantitativen Maßnahmen, das im Englischen in Anlehnung an den Ausstieg der US-amerikanischen Federal Reserve aus dem Programm der Quantitativen Lockerung im Jahr 2014 als »Tapering« bezeichnet wird (vgl. Kasten »Tapering in den Vereinigten Staaten«), schloss er im Zusammenhang mit der Entscheidung vom Dezember 2016 aus:


  »[...] there is no question about tapering. Tapering has not been discussed today« (Pressekonferenz der EZB am 8. Dezember 2016).


  Auch wenn im Dezember des vergangenen Jahres offenbar die Bedingungen selbst für eine Diskussion über den Ausstieg noch nichtgegeben waren, so muss die Situation aus heutiger Sicht neu bewertet werden. Die Mindestlaufzeit der quantitativen Maßnahmen der EZB ist zu den aktuellen Modalitäten auf Ende des Jahres 2017 terminiert. Nach der derzeitigen Kommunikation der EZB wird das APP jedoch mindestens solange fortgesetzt,


  »[…] bis der EZB-Rat eine nachhaltige Korrektur der Inflationsentwicklung erkennt, die mit seinem Inflationsziel im Einklang steht«. (Pressekonferenz der EZB am 27.April 2017)


  Dabei stellt sich die Frage, wie eine nachhaltige Korrektur aussehen muss. Aktuelle Inflationsraten sind häufig durch temporäre Effekte überlagert, die nicht Ausdruck der konjunkturellen Entwicklung sind. Dazu gehören Schwankungen der Energiepreise sowie kalendarische Besonderheiten, wie z.B. die im Vorjahresvergleich unterschiedliche Lage von Oster- und Pfingstferien (vgl. Abschnitt »Lage und Prognose der Wirtschaft im Euroraum«, Kasten »Zu den Auswirkungen der beweglichen Oster- und Pfingstferien auf die Inflationsrate«). Ein gängiges Maß für eine um diese temporären Effekte bereinigte Inflationsentwicklung, das zudem eine für geldpolitische Entscheidungen wichtige vorausschauende Komponente enthält, sind die heutigen Erwartungen über die Inflationsrate in einem Jahr, die z.B. von der EZB im Rahmen des Survey of Professional Forecasters (SPF) immer zu Beginn eines Quartals erhoben werden. Diese einjährigen Inflationserwartungen sind zuletzt deutlich auf 1,5% gestiegen (vgl. Abb. 5.2). Ihren historischen Tiefstand erreichten sie Anfang 2015, als sie bei nur 0,8% lagen und als infolgedessen die EZB das Anleiheankaufprogramm beschloss.


  Zwar liegt das derzeitige Niveau der einjährigen Inflationserwartungen immer noch unter dem mittelfristigen Zielwert der EZB für die Preisstabilität, das durch eine Inflationsrate von unter, aber nahe 2% definiert ist. Allerdings entspricht der Anstieg der Inflationserwartungen dem typischen Reaktionsmuster einer Volkswirtschaft, die sich in einem Aufschwung befindet. So hat sich die Unterauslastung im Euroraum nach Schätzung des Internationalen Währungsfonds deutlich von −3,1% Anfang 2013 auf zuletzt −0,6% des Produktionspotenzials verringert.12 Die schließende Produktionslücke ging mit einem merklichen Rückgang der Arbeitslosenquote von 12,1% in der ersten Jahreshälfte 2013 auf zuletzt 9,3% (April) einher. Dies hat den Druck auf die Löhne erhöht und schließlich zu einem Anstieg sowohl der erwarteten als auch der tatsächlichen Inflationsrate geführt.


  Legt man das Reaktionsverhalten der EZB aus der Zeit vor 2009 als Maßstab an, dann würde die derzeitige konjunkturelle Entwicklung mit einer sich schließenden Produktionslücke und steigenden Inflationserwartungen bereits heute eine Rücknahme des Expansionsgrades der Geldpolitik nahelegen (vgl. Abb. 5.3 und Kasten »Schätzung einer Reaktionsfunktion für die EZB«). Zwar würde eine für die EZB über den Zeitraum von 1999 bis 2008 geschätzte Reaktionsfunktion die zusätzlichen, von der EZB ergriffenen quantitativen Maßnahmen im Jahr 2015 durchaus rechtfertigen, da der daraus abgeleitete Taylor-Zins deutlich unter die Nullzinsgrenze gefallen ist und der Hauptrefinanzierungssatz sich folglich für mehrere Quartale oberhalb des Taylor-Zinses befand. Die sich aufgrund des Erreichens der Nullzinsgrenze in den Jahren 2015 und 2016 akkumulierten Abweichungen der Inflationsrate und der gesamtwirtschaftlichen Produktion von ihren jeweiligen Zielwerten könnten allerdings eine verzögerte Anpassung an den aktuell geschätzten Taylor-Zins begründen (vgl. Reifschneider und Williams 2000).


  
  Abb. 5.3
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  Schätzung einer Reaktionsfunktion für die EZB


  
    Die Schätzung einer Reaktionsfunktion für die EZB erfolgt in Anlehnung an die von John B. Taylor für die USA entwickelte Zinsregel, nach der die Zentralbank den Hauptrefinanzierungssatz it verändert, wenn es zu Abweichungen des tatsächlichen Bruttoinlandsprodukts Yt vom Produktionspotenzial Yt* und der einjährigen Inflationserwartungen Etπt+4 vom Inflationsziel πt* kommt (vgl. Taylor 1993, sowie Wollmershäuser 2013).1 Entsprechen die Inflationserwartungen und das Bruttoinlandsprodukt den jeweiligen Zielwerten, setzt die Zentralbank den Hauptrefinanzierungssatz gleich dem neutralen Nominalzins, der sich als Summe aus dem neutralen Realzins und dem Inflationsziel errechnet. Der neutrale Realzins wird in der Reaktionsfunktion mit Hilfe der geglätteten Veränderungsrate des Produktionspotenzials (Yt* – Yt*–1)/Yt*–1 (der sog. Potenzialrate) approximiert.


    Die Schätzung der Reaktionsfunktion wurde für den Zeitraum vor der Weltfinanzkrise vom ersten Quartal 1999 bis zum vierten Quartal 2008 vorgenommen, um Verzerrungen der Reaktionskoeffizienten durch die krisenbedingten unkonventionellen Maßnahmen und die Nullzinsgrenze zu vermeiden. Der geschätzte Taylor-Zins wird im Folgenden als konjunkturell angemessener Zins interpretiert. Zwar werden die Reaktionskoeffizienten der Zinsregel nicht auf Basis eines theoretischen Modells abgeleitet, in dem eine Zentralbank sich an einer Zielfunktion (bspw. der Wohlfahrtsfunktion einer Volkswirtschaft) orientiert. Allerdings spiegeln die geschätzten Reaktionskoeffizienten das Verhalten der EZB in den Jahren vor dem Ausbruch der Weltfinanzkrise wider. Unter der Annahme, dass die EZB in diesen ersten 10 Jahren ihr Ziel der mittelfristigen Preisniveaustabilität erreicht hat, kann diese empirische Zinsregel tatsächlich als Norm herangezogen werden. Die Schätzung ergab folgendes Ergebnis:
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    Abweichend von der ursprünglichen Form der Taylor-Regel, die durch den Ausdruck in eckigen Klammern widergespiegelt wird, berücksichtigt die empirische Spezifikation der Reaktionsfunktion einen verzögerten Zins als zusätzlichen Regressor. Das empirisch für die meisten Zentralbanken beobachtbare Zinsglättungsverhalten führt dazu, dass Leitzinsen erst allmählich an das konjunkturell angemessene Zinsniveau angepasst werden (vgl. Sack und Wieland 2000). Darüber hinaus wurde die Reaktionsfunktion um einen autoregressiven Störterm erweitert, um Zinsentscheidungen der Zentralbank zu berücksichtigen, die nicht auf die herkömmlichen Faktoren zurückzuführen sind.2 Da bei der Bildung der Inflationserwartungen davon ausgegangen werden kann, dass die befragten Experten eine Änderung des Hauptrefinanzierungssatzes im Erwartungszeitraum antizipieren, ist die Annahme der strikten Exogenität der Regressoren verletzt. Da infolge dessen die typischerweise bei der Schätzung von Reaktionsfunktionen verwendete Kleinst-Quadrate-Methode zu verzerrten und inkonsistenten Schätzern führen kann, wurde zur Bestimmung der Reaktionskoeffizienten eine Instrumentenvariablen-Schätzung mithilfe der Generalisierten Momentenmethode (GMM) durchgeführt (vgl. Sturm und Wollmershäuser 2008). Als Instrumente wurden eine Konstante und die ersten beiden Verzögerungen des Hauptrefinanzierungssatzes und der Regressoren verwendet.3


    Die Daten für den Hauptrefinanzierungssatz stammen von der EZB. Die Schätzung des Produktionspotenzials wurde aus der aktuellen Prognose des International Währungsfonds (IWF) vom April 2017 entnommen. Für das Inflationsziel der EZB wird 1,9% angenommen. Die einjährigen Inflationserwartungen werden im Rahmen des vierteljährlichen Survey of Professional Forecasters der EZB erhoben. Das Bruttoinlandsprodukt wird von Eurostat veröffentlicht. Für die Prognose ab dem ersten Quartal 2009 bis zum aktuellen Rand wurden tatsächliche Realisationen bzw. ex-post Schätzungen der Regressoren eingesetzt.


    
      
        1 Im Gegensatz zur ursprünglichen Taylor-Regel wird für die EZB eine vorausschauende Reaktionsfunktion mit Inflationserwartungen (anstelle der aktuellen Inflationsrate) als Regressor unterstellt (vgl. Sauer und Sturm 2007). Da das Modell mit Quartalsdaten geschätzt wird, bezeichnet die Variable die Erwartungen im Quartal über die Inflationsrate in Quartalen.

      


      
        2 In der Literatur werden starke Abweichungen oft als Reaktionen auf Störungen in den Finanzmärkten interpretiert, die aufgrund ihrer unterschiedlichen Erscheinungsformen (Börsenkrach 1987, Asienkrise 1997, Platzen der New Economy Bubble 2000) nicht in einer einzigen zusätzlichen Variablen im systematischen Teil der Reaktionsfunktion erfasst werden können (vgl. English, Nelson und Sack 2003, sowie Rudebusch 2002).

      


      
        3 Ein Test auf Gültigkeit der überidentifizierenden Restriktionen (Hansen-J-Test) kann mit einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 22,4% abgelehnt werden. Daraus kann geschlussfolgert werden, dass die gewählten Instrumente mit hoher Wahrscheinlichkeit die wichtige Eigenschaft der Exogenität erfüllen.

      

    

  


  Da sich die konjunkturelle Lage in den kommenden Monaten weiter verbessern dürfte und deshalb auch mit einem allmählichen Anziehen der Inflationsrate zu rechnen ist, ist die Einleitung des Tapering-Prozesses mit dem Ende der derzeitigen Wertpapierkäufe Ende 2017 dringend geboten. Dies gilt insbesondere, da erst das Wertpapierankaufprogramm beendet sein muss, bevor die Zentralbank erste Leitzinsanhebungen vornehmen kann, um die ohnehin angespannten Gewinnsituation einiger Banken nicht zusätzlich zu belasten. Beim Tapering-Prozess sollte die EZB dem Vorgehen der Fed folgen und schrittweise über eine Verringerung des Ankaufvolumens entscheiden (vgl. Kasten »Tapering in den Vereinigten Staaten«). Zwar sollten bei jeder Entscheidung weitere zukünftige Drosselungen in Aussicht gestellt werden, um die Erwartungshaltungen der privaten Marktteilnehmer und damit auch die längerfristigen Zinsen zu steuern. Allerdings sollten diese von einer fortgesetzten Verbesserung der konjunkturellen Lage abhängig gemacht werden. Bei vorab festgelegten Zeitpunkten und Umfängen weiterer Drosselungen würde sich die EZB der Gefahr aussetzten, im Falle überraschend schlechterer konjunktureller Entwicklungen von ihrem angekündigten Plan abweichen zu müssen und somit gewonnenes Vertrauen und Glaubwürdigkeit zu verspielen.


  Tapering in den Vereinigten Staaten


  
    Die US-amerikanische Notenbank Federal Reserve (Fed) begann ihre Politik der Quantitativen Lockerung im Dezember 2008. Zunächst kündigte sie an, einen vorab festgelegten Umfang an Wertpapieren über einen vorab bestimmten Zeitraum zu erwerben. Im September 2012 ging sie dann dazu über, nur noch die monatlichen Ankaufvolumina festzulegen und die Programmlaufzeit von einer nachhaltigen Verbesserung der konjunkturellen Entwicklung abhängig zu machen:


    »If the outlook for the labor market does not improve substantially, the Committee will continue its purchases of agency mortgage-backed securities, undertake additional asset purchases, and employ its other policy tools as appropriate until such improvement is achieved in a context of price stability.« (Pressemitteilung der Federal Reserve Bank vom 13. September 2012)


    Seither erwarb sie hypothekenbesicherte Wertpapiere im Umfang von monatlich 40 Mrd. US-Dollar, und zusätzlich seit Dezember 2012 US-Staatsanleihen im Umfang von monatlich 45 Mrd. US-Dollar. Im Mai 2013 änderte die Fed ihre Kommunikation und erwähnte erstmals, dass sie bei einer entsprechenden realwirtschaftlichen Entwicklung auch zu einer Reduktion des Ankaufvolumens bereit sei:


    »The Committee is prepared to increase or reduce the pace of its purchases to maintain appropriate policy accommodation as the outlook for the labor market or inflation changes.« (Pressemitteilung der Federal Reserve Board vom 1. Mai 2013)


    Zugleich ging der damalige Präsident der Fed, Ben Bernanke, in seiner Kommunikation dazu über, die Möglichkeit einer zeitnahen Zurückführung der expansiven Geldpolitik in Betracht zu ziehen.1 Im September 2013 gab dann auch das höchste Entscheidungsgremium der Fed (das Federal Reserve Board) einen klaren Hinweis auf eine kommende Reduktion des Ankaufvolumens:


    »In judging when to moderate the pace of asset purchases, the Committee will, at its coming meetings, assess whether incoming information continues to support the Committee’s expectation of ongoing improvement in labor market conditions and inflation moving back toward its longer-run objective.« (Pressemitteilung der Federal Reserve Board vom 18. September 2013).


    Am 18. Dezember 2013 wurde schließlich eine Verringerung der monatlichen Ankäufe um 10 Mrd. US-Dollar ab Januar 2014 beschlossen. Gleichzeitig wurde die Laufzeit des Ankaufprogramms verlängert, ohne dabei einen definitiven Endzeitpunkt des Programms festzulegen. Zukünftige Drosselungen des Ankaufprogramms wurden von einer Fortsetzung der positiven Entwicklung am Arbeitsmarkt abhängig gemacht. Gleichzeitig wurde in Erwartung einer solchen Entwicklung ausdrücklich kommuniziert, dass eine weitere Verringerung des Ankaufvolumens wahrscheinlich sei. Der Umfang zukünftiger Reduktionen wurde nicht genannt. In den darauffolgenden Monaten folgte das Federal Reserve Board genau dieser Strategie und drosselte das Ankaufprogramm von Sitzung zu Sitzung um 10 Mrd. US-Dollar. Im Rahmen der zukunftsgerichteten Hinweise wurde dabei stets auf die oben genannten Voraussetzungen für weitere Reduktionen der Ankäufe hingewiesen (mit identischem Wortlaut). Dieser Prozess des allmählichen Ausschleichens der quantitativen Maßnahmen wurde im Englischen als »Tapering« bezeichnet.


    Erst nach dem Treffen im September 2014 ließ das Federal Reserve Board verlauten, dass das Ankaufprogramm im Zuge der kommenden Sitzung im Oktober eingestellt werden würde, sollten die Rahmenbedingungen dafür gegeben sein. Dies war der Fall und die Fed beendete ihre Politik der Quantitativen Lockerung im Oktober 2014.


    
      
        1 In einem dieser sog. »Tapering Talks« erwähnte Ben Bernanke am 22. Mai 2013 während einer Anhörung vor dem Kongress der Vereinigten Staaten die Möglichkeit, zeitnah erste Schritte zur Drosselung des Ankaufprogramms einzuleiten.

      

    

  


  Abgeschlossen am Freitag, 16. Juni 2017
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  Endntoen


  
    
      1 Bei der Schätzung der strukturellen Salden bereinigt die EU-Kommission die Finanzierungssalden zudem um einmalige und sonstige befristete Maßnahmen. Dazu zählen z.B. Verkaufserlöse oder Aufwendungen zur Bankenrettung.

    


    
      2 Damit liegt Italien nur noch 3 Prozentpunkte über dem Euroraumdurchschnitt.

    


    
      3 Der Ausrichtungsgrad der Finanzpolitik wird hier auf Basis der Maßnahmenmethode ermittelt (vgl. Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2017).

    


    
      4 Eine Betrachtung der nominalen Größen verzerrt die Interpretation, da die Entwicklung der Importpreise in den Hauptgruppen im ersten Quartal äußerst heterogen war. Zur Berechnung der realen Größen wurden auf die Einfuhrpreisindizes nach Hauptgruppen zurückgegriffen, die allerdings nur in nicht-saisonbereinigter Form vorliegen, so dass die Schlussfolgerungen mit Vorsicht betrachtet werden müssen.

    


    
      5 Der für die Rentenanpassung 2017 relevante Lohnzuwachs aus dem Vorjahr beträgt 2,06% in den alten Ländern und 3,74% in den neuen Ländern. Neben der Lohnentwicklung schlägt bei der Rentenanpassung der »Nachhaltigkeitsfaktor« zu Buche, der die Veränderung des Verhältnisses von Rentenbeziehern zu Beitragszahlern berücksichtigt. In diesem Jahr wirkt sich der Nachhaltigkeitsfaktor mit 0,14 Prozentpunkten geringfügig dämpfend auf die Rentenanpassung aus. Der Faktor »Altersvorsorgeaufwendungen« kommt dagegen in diesem Jahr nicht zum Tragen, weil sich der Beitragssatz in der Rentenversicherung im Jahr 2016 nicht verändert hat. Zusammengenommen folgt hieraus eine Rentenerhöhung zur Jahresmitte 2017 von 1,90% in den alten Ländern und von 3,59% in den neuen Ländern (2016 zum Vergleich: alte Länder 4,25%; neue Länder: 5,95%). Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (2017).

    


    
      6 Das ifo Institut prognostiziert die reale Bruttowertschöpfung der einzelnen Wirtschaftsbereiche mit Hilfe von Brückengleichungen. Im Rahmen eines Kombinationsansatzes (Pooling-of-Forecasts) wird eine Vielzahl von Modellen kombiniert, um der Modellunsicherheit Rechnung zu tragen. Schließlich werden die Quartalsprognosen der einzelnen Wirtschaftsbereiche zu einer Prognose des realen Bruttoinlandsprodukts hochaggregiert.

    


    
      7 EU 11: Estland, Lettland, Litauen, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn, Bulgarien, Rumänien, Kroatien

    


    
      8 Gemäß Einteilung der Bundesagentur für Arbeit: Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran, Nigeria, Pakistan, Somalia, Syrien

    


    
      9 Zur Berechnung struktureller Primär- bzw. Finanzierungssalden vgl. Wollmershäuser et al. (2016).

    


    
      10 Vgl. http://boerse.ard.de/marktberichte/dax-ezb-weiss-was-anleger-wuenschen100.html sowie https://www.fuw.ch/article/was-analysten-zum-ezb-entscheid-sagen.

    


    
      11 In einer Bloomberg-Umfrage unter 53 Ökonomen, die zwischen dem 28. November und dem 02. Dezember 2016 stattfand, erwarteten knapp zwei Drittel der Befragten, dass das APP mit monatlichen Käufen im Umfang von 80 Mrd. Euro fortgesetzt werde; zudem ging eine Mehrheit davon aus, dass im dritten Quartal 2017 mit einer Reduktion der monatlichen Volumina zu rechnen sei.

    


    
      12 Die EU-Kommission schätzt die Produktionslücke für dieses Jahr ähnlich groß ein. Nach Schätzungen der OECD ist die Lücke in diesem Jahr noch bei etwa −1% und dürfte erst im kommenden Jahr −0,5% erreichen.

    

  


  
    Anita Jacob-Puchalska


    Jedes fünfte Unternehmen hat bereits Geflüchtete beschäftigt

  


  
    Das ifo Institut befragt im Auftrag und in Kooperation mit Randstad Deutschland vierteljährlich mehr als 1000 Personalleiter nach der Anwendung und der Bedeutung von verschiedenen Flexibilisierungsinstrumenten. Mit den Ergebnissen der Befragung lässt sich abbilden, wie sich die Nutzung der Instrumente im Zeitverlauf ändert und ob strukturelle Änderungen oder konjunkturelle Einflüsse sichtbar werden. Darüber hinaus werden in wechselnden Sonderfragen aktuelle personalpolitische Themen untersucht. Im ersten Quartal 2017 wurden die Unternehmen nach ihren Erfahrungen mit Geflüchteten befragt. Da eine ähnliche Frage bereits ein Jahr zuvor gestellt wurde, können nun erste Entwicklungen aufgezeigt werden.


    


    

  


  
    Anteil der Unternehmen, die Geflüchtete beschäftigten, verdreifacht


    Vor mehr als einem Jahr wurden die Personalleiter gefragt, ob sie in den vergangenen 24 Monaten Geflüchtete beschäftigt haben. Um herauszufinden, wie sich der Anteil der Unternehmen, die Erfahrungen mit Geflüchteten gemacht haben, seitdem geändert hat, wurde das Thema in der aktuellen Befragung erneut aufgegriffen. Im vierten Quartal 2015 gaben noch 7% der befragten Unternehmen an, in den vergangenen 24Monaten Geflüchtete beschäftigt zu haben oder aktuell zu beschäftigen (vgl. Jacob-Puchalska et al. 2016). Zudem antworteten 23% der Personalleiter, dass sie im Lauf des Jahres 2016 Geflüchtete in ihrem Unternehmen beschäftigen wollen.


    Die Ergebnisse der aktuellen Befragung zeigen, dass sich der Anteil der Unternehmen, die Geflüchtete beschäftigt haben, innerhalb eines Jahres verdreifacht hat. Jedes fünfte Unternehmen (22%, vgl. Abb. 1) gab im ersten Quartal 2017 an, in den vergangenen 24Monaten Flüchtlinge eingestellt zu haben. 58% der Unternehmen haben bislang keine Erfahrung mit Geflüchteten gemacht. 19% der Unternehmen sahen keinerlei Einsatzmöglichkeiten für Geflüchtete in ihrem Unternehmen. Begründet wird dies in den Kommentaren unter anderem mit besonderen Anforderungen bei Sprache, Qualifikation oder anderen branchenspezifischen Voraussetzungen.


    
    Abb. 1
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    Einsatzmöglichkeiten nach Wirtschaftsbereichen


    Im Verarbeitenden Gewerbe und im Handel scheint es eher Beschäftigungsmöglichkeiten für Geflüchtete zu geben als im Dienstleistungsbereich: Denn unter den Dienstleistern sieht jedes vierte Unternehmen (26%, vgl. Abb. 2) keine Einsatzmöglichkeiten, im Handel und in der Industrie sind es nur 16% bzw. 14% aller Unternehmen. Gleichzeitig jedoch geben sowohl im Verarbeitenden Gewerbe als auch im Dienstleistungsbereich 21% der Personalleiter an, in den letzten zwei Jahren Geflüchtete beschäftigt zu haben. Mit anderen Worten, in der Industrie sehen zwar vergleichsweise viele Unternehmen generell Einsatzmöglichkeiten für Geflüchtete, aber nicht mehr Unternehmen als in anderen Wirtschaftsbereichen stellen Geflüchtete ein. Einige Unternehmen kommentierten dies so, dass sie bislang noch keine Bewerbungen von Geflüchteten erhalten haben, so dass sich die Frage nach einer Einstellung gar nicht erst stellt.


    
    Abb. 2
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    Lässt man insgesamt die Unternehmen außen vor, die angaben, generell keinerlei Einsatzmöglichkeiten für Geflüchtete zu haben, so haben in den letzten zwei Jahren 28% der übrigen Unternehmen Geflüchtete beschäftigt und 72% keine Geflüchteten beschäftigt.


    Die Hälfte der Unternehmen, die Angaben zur Anzahl der eingestellten Geflüchteten machten, bemerkte, einen Geflüchteten beschäftigt zu haben. Weitere 42% hatten zwischen zwei und fünf Geflüchtete in ihrem Betrieb angestellt. Der Rest der Unternehmen beschäftigte mehr als fünf Geflüchtete.


    19% der Unternehmen nutzen staatliche Fördermöglichkeiten


    Jedes fünfte Unternehmen, das in den letzten zwei Jahren Geflüchtete beschäftigt hat, nahm dabei staatliche Fördermöglichkeiten in Anspruch. Im Verarbeitenden Gewerbe fiel der Anteil etwas höher aus als im Dienstleistungsbereich; im Durchschnitt über alle Branchen waren es 19% der Unternehmen, die Geflüchtete beschäftigt haben. Aktuell gibt es einige Fördermöglichkeiten für eine Eingliederung von arbeitssuchenden Geflüchteten in den Arbeitsmarkt. Häufig wurde in den Kommentaren der Unternehmen die sogenannte betriebliche Einstiegsqualifizierung genannt, also ein Langzeitpraktikum im Betrieb, das der Vermittlung von beruflichen Grundlagen dient und idealerweise in eine Ausbildung mündet. Zudem nutzen die Unternehmen verschiedene Lohnzuschüsse oder die Förderung von Sprachkursen.


    Eingliederung über Praktika am häufigsten


    Praktika sind ein bewährtes Eingliederungsinstrument. Unter all jenen Unternehmen, die in den vergangenen 24 Monaten Geflüchtete beschäftigt haben, stellten die meisten Unternehmen Geflüchtete als Praktikanten ein (43%, vgl. Abb. 3). 40% der Unternehmen haben Geflüchtete als Hilfskräfte beschäftigt, 33% beschäftigten sie als Auszubildende, weitere 8% als Facharbeiter. Im Verarbeitenden Gewerbe wurden Geflüchtete häufiger als Praktikanten eingestellt als im Handel oder bei den Dienstleistern und selte-ner als Auszubildende als in den beiden anderen Wirtschaftsbereichen.


    Zeitarbeit spielt bei der Beschäftigung von Geflüchteten keine große Rolle. Unter den Unternehmen, die bereits Geflüchtete beschäftigt haben, haben lediglich 6% der Personalleiter dies über Zeitarbeit getan. Weitere 5% der Unternehmen mit Erfahrungen mit Geflüchteten planen, diese in Zukunft über Zeitarbeit zu beschäftigen. In Unternehmen, die bislang keine Geflüchteten beschäftigt haben, planen 7% der Personalleiter eine Beschäftigung über Zeitarbeit.


    
    Abb. 3

[image: 712.png]


    Rechtliche Rahmenbedingungen als wichtige Hürde neben Sprache und Qualifikation


    In der letzten Befragung im vierten Quartal 2015 stellten sich mangelnde Deutschkenntnisse als das mit Abstand größte Hindernis heraus, gefolgt von rechtlichen Rahmenbedingungen und der Qualifikation (vgl. Jacob-Puchalska et al. 2016). Um herauszufinden, welche konkreten rechtlichen Vorgaben sich als große Hürde bei der Einstellung von Geflüchteten herausstellen, konnten die Personalleiter in der aktuellen Befragung mehrere mögliche Hindernisse bewerten. Im Folgenden werden die Antworten der Unternehmen dargestellt, die bereits Erfahrungen mit Geflüchteten gemacht haben und somit aus der Praxis wissen, wo behördliche oder rechtliche Schwierigkeiten bei der Beschäftigung von Geflüchteten liegen.


    Für die meisten Unternehmen ist der Aufenthaltsstatus der Geflüchteten eine große Hürde (45%, vgl. Abb. 4), gefolgt von der Dauer behördlicher Verfahren (36%), dem Beschäftigungsverbot bei Geflüchteten aus sicheren Herkunftsländern (34%), der behördlichen Zustimmung (31%), der Anerkennung ausländischer Berufs-und Hochschulabschlüsse (22%), dem Aufwand für die betriebsinterne Betreuung (19%), der Vorrangprüfung (18%) – die jedoch nur noch in bestimmten Regionen besteht – sowie dem internen Verwaltungsaufwand für das Prüfverfahren (14%).


    
    Abb. 4
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    Angaben der Bundesagentur für Arbeit


    Die Ergebnisse der Randstad-ifo-Personalleiterbefragung liefern ein umfangreiches Abbild der Thematik aus Unternehmenssicht und ergänzen so die behördlichen Angaben zur Integration Geflüchteter in den Arbeitsmarkt. Die Bundesagentur für Arbeit begann erst im Juni 2016 mit der Berichterstattung über Personen im Kontext von Fluchtmigration, die arbeitssuchend bzw. arbeitslos gemeldet sind. Die Angaben beziehen sich dabei auf die Herkunft aus den acht zugangsstärksten nichteuropäischen Asylherkunftsländern.1 Laut aktuellem Bericht (vgl. Bundesagentur für Arbeit 2016) wurden nach einer Schätzung der Arbeitsagentur im Mai 2017 rund 484000 geflüchtete Personen bei einer Agentur für Arbeit oder einem Jobcenter als arbeitsuchend betreut, darunter waren 179000 arbeitslos. Die Beschäftigungsquote lag im März 2017 bei 17,4% (bzw. 138000 Personen inklusive ausschließlich geringfügig Beschäftigter), die Arbeitslosenquote in diesem Personenkreis bei 50,4%. Auch die Arbeitsagentur sieht in unzureichenden Deutschkenntnissen sowie fehlenden Berufsabschlüssen wichtige Hindernisse, die oftmals die Integration von Schutzsuchenden in Beschäftigung erschweren. Arbeitslose Geflüchtete sind überwiegend jünger als 35Jahre und für mindestens drei Fünftel kommen nur Helfertätigkeiten in Frage. Spiegelbildlich zeigen die Ergebnisse der Randstad-ifo-Personalleiterbefragung, dass in 40% der Unternehmen, die generell Geflüchtete beschäftigt haben, diese lediglich Helfertätigkeiten übernommen haben.


    Bislang ist die statistische Erfassung von Fluchtmigration und deren Auswirkungen auf den deutschen Arbeitsmarkt nur unzureichend. Die Ergebnisse der Randstad-ifo-Personalleiterbefragung liefern einen Beitrag, um die Arbeitsmarktchancen von Geflüchteten besser evaluieren zu können. Zudem müssen für ein umfassendes Abbild der Thematik auch Angaben der Unternehmen herangezogen werden, um etwa mögliche Hürden bei der Integration von Geflüchteten in den Arbeitsmarkt identifizieren und bewerten zu können. Die Randstad-ifo-Personalleiterbefragung beruht auf Antworten von mehr als bundesweit 1000Personalleitern und ist somit ein valides Instrument, um bei vielfältigen Themen die Unternehmenssicht abzubilden.
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    Merkantilismus im Gewand des Freihandels? Evidenz aus einer Expertenbefragung

  


  
    Welchen Effekt hat Freihandel? Knapp drei Viertel der ca. 1000 im ifo World Economic Survey befragten Experten bewerten den Freihandel als positiv; gerade einmal 15% halten ihn für negativ. Allerdings legen die Daten nahe, dass ein merkantilistisches Denken weit verbreitet ist. Denn die positive Einschätzung wird dann wahrscheinlicher, wenn das Land des befragten Experten einen Handelsbilanzüberschuss hat, und weniger wahrscheinlich, wenn das Gegenteil der Fall ist. Die ökonomische Theorie hingegen macht die grundsätzliche Nützlichkeit des Freihandels nicht vom Vorzeichen des Exportsaldos abhängig.


    

  


  
    Der ifo World Economic Survey (WES) des ifo Instituts befragt vierteljährlich mehr als 1000 Experten in über 100 Ländern zur Einschätzung der aktuellen wirtschaftlichen Entwicklung. Als ausgewiesene Experten gelten unter anderem Ökonomen in internationalen Organisationen, nationalen Institutionen und Universitätsprofessoren. Neben wiederkehrenden Standardfragen beinhaltet der WES auch Sonderfragen zu aktuellen ökonomischen Entwicklungen und Politikdebatten. Der erste Survey 2017 fragte aus aktuellem Anlass nach den Wirkungen des Freihandels auf das Land, in dem der befragte Experte ansässig ist (vgl. WES 2017).


    Ergebnisse der Länderanalyse: Freihandel überwiegend positiv bewertet


    Der breite Länderquerschnitt der Befragung erlaubt, Variation in der Bewertung des Freihandels über Regionen hinweg zu identifizieren. Freihandel wird von verschiedener, teils auch wissenschaftlicher Seite häufig nicht als Win-win-Situation, sondern vielmehr als Nullsummenspiel verstanden. Diese Kritik fußt zumeist auf der irrigen Annahme, dass Freihandel allein den hochentwickelten Ländern nützt; ergo müssen viele ärmere Länder zu den Verlierern des weltweiten Handels zählen und die Kosten des westlichen Wohlstands tragen. Diese Kritik greift freilich insofern zu kurz, als dass sie den Erkenntnisgewinn aus 200 Jahren ökonomischer Theoriegeschichte außer Acht lässt. Sie verkennt zudem den beispiellosen wirtschaftlichen Aufstieg vieler ehemals unterentwickelter Weltregionen gerade mit Hilfe des Freihandels.


    Dies scheint sich mit dem Befund zu decken, dass die antwortenden Experten im asiatisch-pazifischen Raum die positivsten Bewertungen zum Freihandel abgeben: Auf die Frage, wie sie die Effekte des Freihandels auf ihre Volkswirtschaften bewerten, antworteten über 85% mit »positiv«. Es folgten Nordamerika (82,4%) und Europa und Zentralasien (75,4%). In allen Ländergruppen lagen die positiven Antworten deutlich über 50% und die höchste Antwortrate, die dem Freihandel negative Effekte für die heimische Volkswirtschaft attestierte, betrug unter 24% (Subsahara-Afrika). Über alle Experten hinweg sahen 74% positive, 10% keine Effekte und 15% negative wirtschaftliche Effekte durch den Freihandel. Die Antwortraten über Regionen hinweg sind in Tabelle1 zusammengefasst.


    Tab. 1


    
      
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Effekte des Freihandels auf die heimische Wirtschaft nach Ländergruppen

          
        


        
          	
            Regionen

          

          	
            Positive Effekte


            (in %)

          

          	
            Keine Effekte


            (in %)

          

          	
            Negative Effekte


            (in %)

          

          	
            Anzahl der Beobachtungen

          
        


        
          	
            Ostasien und Pazifik

          

          	
            85,4

          

          	
            6,4

          

          	
            8,2

          

          	
            122

          
        


        
          	
            Europa und Zentralasien

          

          	
            76,4

          

          	
            11,5

          

          	
            12,1

          

          	
            540

          
        


        
          	
            Lateinamerika und Karibik

          

          	
            62,4

          

          	
            21,3

          

          	
            16,3

          

          	
            135

          
        


        
          	
            Naher Osten und


            Nordafrika

          

          	
            70,4

          

          	
            13,9

          

          	
            15,7

          

          	
            27

          
        


        
          	
            Nordamerika

          

          	
            82,4

          

          	
            6,7

          

          	
            10,9

          

          	
            34

          
        


        
          	
            Südasien

          

          	
            70,2

          

          	
            9,8

          

          	
            19,9

          

          	
            34

          
        


        
          	
            Subsahara-Afrika

          

          	
            59,6

          

          	
            16,8

          

          	
            23,6

          

          	
            109

          
        


        
          	
            Gesamt

          

          	
            74,3

          

          	
            10,4

          

          	
            15,3

          

          	
            1001

          
        


        
          	
            Die prozentualen Anteile einer jeden Zeile (Spalte 2–4) addieren sich zu 100% auf (Abweichungen durch Rundungen möglich). Die fünfte Spalte gibt die Anzahl der innerhalb einer Weltregion befragten Experten an.

          
        


        
          	
            Quelle: WES (2017).

          
        

      
    


    Auf Länderebene ist es möglich, das Antwortverhalten der Experten zum Thema Freihandel mit den übrigen Antworten zu korrelieren. Dazu wurden die Antworten pro Land saldiert.1 Die Korrelationstabelle (Tab. 2) lässt sich somit wie folgt interpretieren: Je besser die aktuelle wirtschaftliche Lage bzw. die wirtschaftliche Lage im Vergleich zum Vorjahr bewertet wird, desto eher werden dem Freihandel positive Effekte zugeschrieben. Umgekehrt ist das Bild durchaus bemerkenswert: Interessanterweise werden bei schlechterer wirtschaftlicher Lage bzw. Lage im Vergleich zum Vorjahr keine negativen Effekte des Freihandels berichtet. Die Meinungen der Experten scheinen die These zu stützen, dass Freihandel niemanden schlechter stellt, also mindestens neutrale wirtschaftliche Effekte verursacht. Das asymmetrische Antwortverhalten legt auch nahe, dass eine Volkswirtschaft nicht durch den Außenhandel in eine Malaise zu geraten scheint.


    Tab. 2


    
      
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Korrelationstabelle Effekte durch Freihandel

          
        


        
          	

          	
            Positive Effekte durch Freihandel

          

          	
            Keine Effekte durch Freihandel

          

          	
            Negative Effekte durch Freihandel

          
        


        
          	
            Wirtschaftliche Lage

          
        


        
          	
            Saldo wirtschaftliche Lage

          

          	
            0,2*

          

          	
            –0,17

          

          	
            –0,14

          
        


        
          	
            Saldo wirtschaftliche Lage im Vergleich zum Vorjahr

          

          	
            0,25**

          

          	
            –0,03

          

          	
            0,02

          
        


        
          	
            Saldo erwartete Situation in sechs Monaten

          

          	
            0,06

          

          	
            0,05

          

          	
            0,1

          
        


        
          	
            Erwartungen Außenhandel

          
        


        
          	
            Saldo Exporterwartungen

          

          	
            0,23*

          

          	
            0,05

          

          	
            0,12

          
        


        
          	
            Saldo Importerwartungen

          

          	
            0,09

          

          	
            0,01

          

          	
            –0,01

          
        


        
          	
            Saldo Erwartungen


            Handelsbilanz

          

          	
            0,21*

          

          	
            0,0

          

          	
            0,12

          
        


        
          	
            * und ** bedeuten ein statistisches Signifikanzlevel von 5% bzw. 1%. Die Fragen wurden so gestellt, dass sie mit je einer positiven/aufsteigenden, neutralen/gleichbleibenden und einer negativen/absteigenden Antwortmöglichkeit beantwortet werden können. Die Salden der Kovariate wurden wie folgt berechnet: Wenn beispielsweise zehn Antworten eine positive wirtschaftliche Lage berichten, fünf eine zufriedenstellende und sieben eine negative, dann beträgt der Saldo 10 – 7 = 3.

          
        


        
          	
            Quelle: WES (2017).

          
        

      
    


    Freihandel oder Merkantilismus?


    Protektionisten rechtfertigen ihre Kritik am freien Handel häufig mit auftretenden Handelsbilanzdefiziten. Die in Deutschland zu registrierende Euphorie bezüglich des Status als »Exportweltmeister« – ein Begriff, dessen Inhalt über die Zeit vom Bruttoexportweltmeister zum Nettoexportweltmeister hin angepasst wurde, um seine Gültigkeit trotz China zu wahren – ist in gewisser Weise das positive Pendant dieser Kritik. Sie ist Wasser auf die Mühlen der Kritiker und verleiht ihnen auch ein gewisses Maß an Berechtigung. Dieses Denken kommt dem merkantilistischen Wirtschaftssystem des französischen Absolutismus nahe, das Jean-Baptiste Colbert ganz auf die Erwirtschaftung von Exportüberschüssen auszurichten versuchte.


    Im Folgenden soll hier die Korrelation zwischen routinemäßigen Fragen zu den Außenwirtschaftserwartungen2 und der Bewertung des Freihandels betrachtet werden. Ziel ist es, zu identifizieren, ob unter den Experten auf Länder­ebene auch merkantilistisches Denken zu beobachten ist. Tabelle2 zeigt, dass in den Ländern, in denen höhere Exporte erwartet werden, auch der Freihandel insgesamt besser bewertet wird; gleiches gilt für die Erwartungen an die Handelsbilanz.3 Interessanterweise haben die Erwartungen an die Importe keinen signifikanten Einfluss auf die Bewertung des Freihandels. Es fällt auf, dass nur positive Freihandelseffekte durch die Einschätzung der wirtschaftlichen Lage und Außenhandelserwartungen erklärt werden können, wohingegen die Antworten nicht-existente/negative Effekte keine statistisch signifikanten Korrelationen aufweisen.


    Ergebnisse der Individualanalyse: Merkantilisten und Umweltsünder?


    Nachfolgend soll untersucht werden, wie die Antworten auf individueller Ebene korreliert sind und ob auch dort merkantilistisches Denken zu beobachten ist. Dazu schätzen wir ein lineares Wahrscheinlichkeitsmodell (Methode der kleinsten Quadrate); die abhängige Variable nimmt den Wert 1 an, wenn ein befragter Experte Freihandel für sein Land positiv bewertet, und ansonsten 0. Als unabhängige Variablen dienen weitere Zusatzfragen des ifo World Economic Survey. Dabei sollten die Experten aus elf vorgegebenen Antwortmöglichkeiten die Top-3-Effekte des Freihandels auf ihr Land bestimmen. Die zwölfte Antwortmöglichkeit wurde offen gelassen, so dass die Experten nicht zur Auswahl stehende Effekte angeben konnten; diese entziehen sich allerdings einer quantitativen und bedürfen vielmehr einer qualitativen Analyse. Durch die bloßen Nennungen ergeben sich somit elf binäre Variablen, mittels derer untersucht werden soll, wann ein Experte dem Freihandel positive Effekte zuspricht.


    Es gibt vier positiv besetzte Antwortmöglichkeiten (Wohlfahrtsgewinn, niedrigere Preise, effizientere Produktion, Schaffung von Arbeitsplätzen) und vier negative besetzte (Wohlfahrtsverlust, höhere Umweltverschmutzung, geringerer Verbraucherschutz und niedrigere Produktstandards, Verlust von Arbeitsplätzen). Höhere Spezialisierung ist weder positiv noch negativ anzusehen: Zwar geht sie einher mit effizienterer Produktion, bringt aber gleichzeitig erhöhte Abhängigkeit gegenüber dem Ausland mit sich, da vormals selbst produzierte Güter durch Importe verdrängt werden. Ob höhere oder geringere Nettoexporte ex ante gut oder schlecht zu bewerten sind, ist ebenfalls erstmal fraglich: Handelsbilanzüberschüsse bzw. -defizite sind als Folge der intertemporalen Konsum- und Sparentscheidung endogen; gleichzeitig sorgen sie durch eine Faktorpreisangleichung auf dem Kapitalmarkt für eine effiziente globale Kapitalallokation. Gerade ärmerer Länder sollten deshalb mittels Handelsbilanzdefiziten Kapital ins Land locken.


    Nachdem die meisten Antworten positiv/negativ besetzt sind, verwundern deren signifikanten positiven/negativen Korrelationen, wie in Tabelle 3 zu sehen, nicht. Die Spezifikation (1) ist eine naive OLS-Schätzung, Spezifikationen (2) bis (4) verwenden fixe Effekte, um für regionen-4, einkommensgruppen-5 oder länderspezifische Unterschiede zu kontrollieren. Die Ergebnisse gegenüber der naiven OLS-Schätzung ändern sich nur marginal. Auffallend sind indes zwei Beobachtungen: Erstens bestätigt sich die Merkantilismus-These; die Experten sehen Freihandel als gut an, wenn er höhere Nettoexporte mit sich bringt, und als schlecht, wenn sich die Nettoexporte verringern. Die Koeffizienten unterscheiden sich allerdings der Größe nach. Höhere Nettoexporte erhöhen die Wahrscheinlichkeit, Freihandel positiv zu bewerten, um 0,22 Prozentpunkte, während umgekehrt niedrigere Nettoexporte die Wahrscheinlichkeit um nur 0,11 Prozentpunkte verringern. Diese Asymmetrie ist verwunderlich.


    Tab. 3


    
      
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Individualanalyse – Lineares Wahrscheinlichkeitsmodell

          
        


        
          	

          	
            Wahrscheinlichkeit (»Freihandel hat positive Effekte«)

          
        


        
          	
            (1)

          

          	
            (2)

          

          	
            (3)

          

          	
            (4)

          
        


        
          	
            Höhere Spezialisierung

          

          	
            0,11***

          

          	
            0,11***

          

          	
            0,12***

          

          	
            0,10***

          
        


        
          	

          	
            (0,02)

          

          	
            (0,02)

          

          	
            (0,02)

          

          	
            (0,02)

          
        


        
          	
            Höhere Nettoexporte

          

          	
            0,22***

          

          	
            0,20***

          

          	
            0,21***

          

          	
            0,19***

          
        


        
          	

          	
            (0,02)

          

          	
            (0,02)

          

          	
            (0,02)

          

          	
            (0,03)

          
        


        
          	
            Verlust von Arbeitsplätzen

          

          	
            –0,24***

          

          	
            –0,24***

          

          	
            –0,24***

          

          	
            –0,24***

          
        


        
          	

          	
            (0,05)

          

          	
            (0,05)

          

          	
            (0,05)

          

          	
            (0,05)

          
        


        
          	
            Wohlfahrtsgewinn

          

          	
            0,14***

          

          	
            0,13***

          

          	
            0,13***

          

          	
            0,11***

          
        


        
          	

          	
            (0,09)

          

          	
            (0,02)

          

          	
            (0,02)

          

          	
            (0,02)

          
        


        
          	
            Höhere Umweltverschmutzung

          

          	
            –0,05

          

          	
            –0,03

          

          	
            –0,04

          

          	
            –0,03

          
        


        
          	

          	
            (0,08)

          

          	
            (0,05)

          

          	
            (0,05)

          

          	
            (0,05)

          
        


        
          	
            Niedrigere Preise

          

          	
            0,350***

          

          	
            0,15***

          

          	
            0,15***

          

          	
            0,14***

          
        


        
          	

          	
            (0,07)

          

          	
            (0,02)

          

          	
            (0,02)

          

          	
            (0,02)

          
        


        
          	
            Effizientere Produktion

          

          	
            0,16***

          

          	
            0,16***

          

          	
            0,16***

          

          	
            0,14***

          
        


        
          	

          	
            (0,02)

          

          	
            (0,02)

          

          	
            (0,02)

          

          	
            (0,02)

          
        


        
          	
            Geringere Nettoexporte

          

          	
            –0,11**

          

          	
            –0,08*

          

          	
            –0,11**

          

          	
            –0,07**

          
        


        
          	

          	
            (0,05)

          

          	
            (0,05)

          

          	
            (0,05)

          

          	
            (0,05)

          
        


        
          	
            Schaffung von Arbeitsplätzen

          

          	
            0,12***

          

          	
            0,12***

          

          	
            0,13***

          

          	
            0,12***

          
        


        
          	

          	
            (0,02)

          

          	
            (0,02)

          

          	
            (0,02)

          

          	
            (0,03)

          
        


        
          	
            Wohlfahrtsverlust

          

          	
            –0,14**

          

          	
            –0,14***

          

          	
            –0,15***

          

          	
            –0,16***

          
        


        
          	

          	
            (0,05)

          

          	
            (0,05)

          

          	
            (0,06)

          

          	
            (0,05)

          
        


        
          	
            Geringerer Verbraucherschutz und niedrigere Produktsicherheit

          

          	
            –0,08**


            (0,04)

          

          	
            –0,1**


            (0,04)

          

          	
            –0,09**


            (0,04)

          

          	
            –0,10***


            (0,04)

          
        


        
          	
            Länder-fixe Effekte

          

          	
            Nein

          

          	
            Nein

          

          	
            Nein

          

          	
            Ja

          
        


        
          	
            Regionen-fixe Effekte

          

          	
            Nein

          

          	
            Nein

          

          	
            Ja

          

          	
            Nein

          
        


        
          	
            Einkommensgruppen-fixe Effekte

          

          	
            Nein

          

          	
            Ja

          

          	
            Nein

          

          	
            Nein

          
        


        
          	
            Adjusted-R2

          

          	
            0,44

          

          	
            0,46

          

          	
            0,45

          

          	
            0,55

          
        


        
          	
            # Beobachtungen

          

          	
            1001

          

          	
            1001

          

          	
            1001

          

          	
            1001

          
        


        
          	
            F-Statistik

          

          	
            90,9

          

          	
            80,4

          

          	
            61,8

          

          	
            .

          
        


        
          	
            *, ** und *** bedeuten ein statistisches Signifikanzlevel von 10%, 5% bzw. 1%. Alle Spezifikationen verwenden Heteroskedastie-robuste Standardfehler. Die Konstante sowie die fixen Effekte sind der Übersichtlichkeit halber nicht berichtet.

          
        


        
          	
            Quelle: WES (2017).

          
        

      
    


    Zweitens fällt auf, dass die eindeutig negative Antwort »Höhere Umweltverschmutzung« keinerlei signifikanten Effekt auf die Bewertung des Freihandels hat. Dies ist umso bemerkenswerter, als dass sonst alle erklärenden Variablen signifikante Effekte mit dem erwarteten Vorzeichen aufzeigen. Zu interpretieren ist das folgendermaßen: Selbst wenn ein Experte höhere Umweltbelastungen als Folge des Freihandels sieht, hat dies keinen Einfluss auf seine Bewertung des Freihandels insgesamt. Über die Gründe kann man nur mutmaßen; vielleicht werden die sich mit Freihandel und Wirtschaftswachstum ergebenden Umweltfolgen vielmehr den nationalen Regierungen zugeschrieben als dem Freihandel per se. Denn in ihre und allein in ihre Jurisdiktion fällt die Aufgabe, entsprechende regulatorische Maßnahmen zu treffen, um übermäßige Umweltschäden zu vermeiden.


    Festzuhalten bleibt schließlich, dass auch unter ausgewiesenen Wirtschaftsexperten eine Denkweise vorherrscht, die einseitig auf Export gerichteten Außenhandel für vorteilhaft hält. So lässt sich auch konstatieren, dass das Außenwirtschaftsverständnis des US-Präsidenten Donald Trump teils nicht allzu weit von Expertenmeinungen entfernt ist; auch anderen Kritikern deutscher Exportüberschüsse muss mindestens eine merkantilistische Grundtendenz unterstellt werden. Der mit hohen Nettoexporten zwingend einhergehende Kapitalexport und die Problematik beim Nettovermögensaufbau im Ausland werden außer Acht gelassen. Beispielsweise übersteigen die kumulierten deutschen Leistungsbilanzüberschüsse die deutschen Auslandsvermögenspositionen beträchtlich, da immer wieder hohe Abschreibungen auf Auslandsvermögen anfallen (z.B. die globale Finanzkrise 2007/2008). Handelsbilanzdefizite hingegen bedeuten ceteris paribus ein höheres Konsumlevel bei gleichbleibendem Output. Die Verschuldungsproblematik wird häufig durch Schuldenschnitte oder wie erwähnt durch Wertberichtigungen gelöst. Somit kann man durchaus auch die Frage aufwerfen, nicht wie »gut«, sondern wie »schlecht« eigentlich Exportüberschüsse sind.
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    Endnoten


    
      
        1 Positive abzüglich negativer Antworten unter Auslassung der neutralen Antworten.

      


      
        2 Die Experten wurden auch nach ihrer Einschätzung befragt, wie sich die Exporte und Importe verändern, dabei stand jeweils zur Auswahl »steigen«, »gleich bleiben«, »sinken«.

      


      
        3 Die Experten wurden dabei nach ihrer Einschätzung befragt, wie sich die Handelsbilanz entwickelt: »verbessert«, »gleich bleibt« oder »verschlechtert«.

      


      
        4 Die Weltregionen lauten: Europa und Zentralasien, Lateinamerika und Karibik, Naher Osten und Nordafrika, Nordamerika, Ostasien und Pazifik, Subsahara-Afrika, Südasien.

      


      
        5 Hierbei wird die Ländereinkommensklassifikation der Weltbank zugrunde gelegt.
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    Asylantrag abgelehnt. Und dann?

    Abschiebungen und freiwillige Rückkehr

  


  
    Sowohl die Zahl der gestellten Asylanträge wie auch die Zahl der abgelehnten Asylanträge sind im Zeitraum von 2008 bis 2016 stark gestiegen. Dadurch ist das Asylverfahren strukturell überlastet, was zu langen Bearbeitungsdauern führt. Was geschieht, nachdem ein Asylantrag abgelehnt wurde und der Asylsuchende kein Aufenthalts- oder Bleiberecht erhält? Der folgende Artikel bietet Einblicke in Duldungen, Abschiebeverfahren und die freiwillige Rückkehr.


    


    

  


  
    Ablauf eines Asylverfahrens


    Die Zahl der Asylanträge summierte sich 2016 auf 745545 Erst- und Folgeanträge. Von Januar bis April 2017 wurden 76930 Anträge gestellt (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2017a). Auf die Antragsstellung folgt ein umfangreiches und zeitintensives Entscheidungsverfahren, das entweder das Aufenthalts- bzw. Bleiberecht oder die Ausreisepflicht beschließt (Medien Dienst Integration 2017b). Nach einer persönlichen Anhörung und einer Überprüfung von Dokumenten entscheidet das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) gemäß Asylgesetz, ob eine der vier Schutzformen (Asylberechtigung, Flüchtlingsschutz, subsidiärer Schutz oder ein Abschiebungsverbot) vorliegt. Falls keine dieser Schutzformen zutreffen, wird ein Asylantrag abgelehnt.


    Ablehnungen im Überblick


    Im Falle einer Ablehnung wird der betroffenen Person eine Ausreisefrist von einer Woche oder 30Tagen gesetzt, je nach Art der Ablehnung. Abbildung 1 zeigt die prozentualen Ablehnungen pro Herkunftsland im Jahr 2016.


    
    Abb. 1
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    Die Prozentzahlen stehen in direktem Zusammenhang zu den Sicherheitsverhältnissen innerhalb der jeweiligen Herkunftsländer. Albanien gehört zur Ländergruppe der Balkanländer, die prinzipiell als »sichere Herkunftsstaaten« gelten und insofern eine sehr geringe Anerkennungsquote aufweisen. Die wirtschaftliche Not und instabilen politischen Verhältnisse in diesen Ländern stellen nach der geltenden Gesetzeslage keine Asylgründe dar. Dementsprechend wurden 2016 auch 79,7% der von Albanern gestellten Asylanträge abgelehnt (in der Summe 30020 Ablehnungen), 19,9% durch »sonstige Verfahrenserledigungen« eingestellt und 0,6% eine der vier Schutzformen gewährt. Im Gegensatz hierzu wurden Staatsangehörige der Länder Syrien, Eritrea und Irak nur selten abgelehnt, und zwar in 0,1%, 0,6% und 20,8% der Fälle. Die Abbildungen 2 und 3 zeigen die Entwicklung der Ablehnungen und der Ablehnungsquoten über den Zeitraum 2008–2016 für alle Länder.


    
    Abb. 2
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    Abb. 3
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    Innerhalb der letzten neun Jahre ist die absolute Zahl an Asylantragsablehnungen stetig gestiegen, und hat 2016 den bisherigen Höchstwert von 173846Ablehnungen erreicht. Im Gegensatz dazu ist die Ablehnungsquote zwischen 2008 und 2010 zunächst deutlich angestiegen auf einen Anteil von 56,6%, und danach stetig gefallen, bis auf den bisher niedrigsten Wert im Jahr2016 von25%. 2010 wurde die Mehrheit der Asylanträge abgelehnt, da ein starker Zuwachs von Geflüchteten aus den Balkanländern stattfand, die zu einer relativ hohen Wahrscheinlichkeit kein Aufenthalts- oder Bleiberecht erhalten. Obwohl im Jahr 2010 der größte Anteil von Anträgen abgelehnt wurde, stieg die absolute Zahl an abgelehnten Anträgen erst besonders im Zeitraum von 2014 bis 2016 durch den starken Anstieg an Asylbewerbern merklich an.


    Ausnahmen, Duldungen etc.


    Sobald ein Ablehnungsbescheid mit bestimmter Ausreisefrist schriftlich ausgestellt wurde, sind die jeweiligen Ausländerbehörden für die Rückführung zuständig (vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2016a). Eine Abschiebung kann aus verschiedenen Gründen aufgeschoben werden, wie zum Beispiel aufgrund fehlender Reisedokumente, humanitärer, völkerrechtlicher und medizinischer Gründe. Abbildung 4 zeigt für 2016 die Hauptgründe für Duldungen.


    
    Abb. 4
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    Bei Vorliegen aufschiebender Gründe erhalten diese Personen eine befristete Duldung, auf die weitere Duldungen, in Form von Kettenduldungen, folgen können (vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2017c). Eine Duldung ist kein konkreter Aufenthaltstitel, sondern bescheinigt lediglich, dass eine Abschiebung vorerst aus rechtlichen oder praktischen Gründen nicht durchgeführt werden kann (vgl. Medien Dienst Integration 2017a). Im Jahr 2016 betraf dies 153047Menschen (vgl. Deutscher Bundestag 2017c). Wenn abgelehnte Asylbewerber ausreisepflichtig sind, entweder weil es anfänglich keine Abschiebungshindernisse gab und somit keine Duldung erteilt wurde, oder weil die Duldungsfrist abgelaufen ist, steht die Ausreise an.


    Abschiebungen


    Eine Person ohne Abschiebungshindernis oder Duldung kann die freiwillige Rückkehr antreten. Bei unterbliebener freiwilliger Ausreise wird nach Ablauf der gege­benen Frist die Abschiebung durchgeführt. Dies bedeutet, dass ein abgelehnter Asylbewerber unter Anwendung von polizeilichen Zwangsmitteln außer Landes gebracht wird (vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2017c). 2016 wurden in Deutschland 25375 Menschen zwangsabgeschoben, wovon 94% auf dem Luftweg und die verbliebenen 6% auf dem Land- oder Seeweg ausgereist sind (vgl. Deutscher Bundestag 2017b). Abbildung 5 zeigt für die Jahre 2015 und 2016 eine Verdoppelung der Abschiebungen auf dem Luftweg gegenüber den Vorjahren an. Die gestiegenen Abschiebungszahlen sind nicht vornehmlich auf Kriegsflüchtlinge aus Syrien oder dem Irak zurückzuführen, sondern vielmehr auf Geflüchtete aus Europa, und hier im Besonderen aus den Westbalkanländern. Dies illustriert Abbildung 6, die Abschiebungen auf dem Luftweg für die zehn Herkunftsländer mit den meisten Asylanträgen darstellt. Es ist zu erkennen, dass vorwiegend Geflüchtete aus Albanien abgeschoben werden.


    
    Abb. 5
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    Abb. 6
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    Bei Abschiebungen auf dem Luftweg hat der Flugkapitän jederzeit ein Ablehnungsrecht für die Mitnahme von Passagieren, wenn er im Auftreten oder Verhalten Anzeichen für eine mögliche Beeinträchtigung der Flugsicherheit erkennt (vgl. Hegmann 2015). Dennoch wurden 2016 von den 25375 Abschiebungen nur 263 abgebrochen, 74 davon aus medizinischen Gründen. 2016 fand etwa die Hälfte der Luftwegabschiebungen (13464) im Rahmen von Sammelabschiebungen statt (Medien Dienst Integration 2017b).


    Freiwillige Ausreise


    Die gesamte Anzahl an Abschiebungen lag 2015 wie auch 2016 weit unter der Zahl der freiwilligen Ausreisen. 2016 haben insgesamt 89989 Menschen mit einem abgelehnten Asylantrag Deutschland verlassen, davon 28% (25375) durch eine Abschiebung und 72% (64614) freiwillig (vgl. Deutscher Bundestag 2017a). Dazu erklärt Bundesinnenminister Dr. Thomas de Maizière: »Für alle, die in Deutschland keine Bleibeperspektive haben, stellt die freiwillige Ausreise gegenüber einer Abschiebung den besseren Weg dar.« (Bundesministerium des Inneren 2017). Die freiwillige Rückreise wird momentan durch drei verschiedene Programme von Deutschland finanziell und logistisch gefördert, REAG/GARP1, Starthilfe Plus und Erin. Diese Förderprogramme unterstüt­zen Rückkehrer durch die Übernahme von Transportkosten und Zahlung einer Reisebeihilfe und Starthilfe. Der genaue Betrag variiert zwischen 300 und 500Euro, je nach Herkunftsland. Abbildung 7 zeigt, in welche Zielstaaten die abgelehnten Asylbewerber freiwillig im Rahmen des REAG/GARP Programms ausgereist sind. Die meisten freiwilligen Rückkehrer stammten demnach vom Westbalkan.


    
    Abb. 7
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    Ergänzend zum REAG/GARP Programm bietet Starthilfe Plus eine finanzielle Unterstützung für Asylsuchende, die sich bei geringen Erfolgsaussichten im Asylverfahren bereits während des Verfahrens, spätestens jedoch innerhalb der Ausreisefrist, für eine freiwillige Ausreise entscheiden (vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und Internationale Organisation für Migration 2017). Wenn noch vor Abschluss des Asylverfahrens die verbindliche Entscheidung getroffen wird, freiwillig aus Deutschland auszureisen, und der Asylantrag zurückgenommen wird, erhält jeder Erwachsene 1200 Euro und jedes Kind unter zwölf Jahren 600 Euro. Erfolgt hingegen die Entscheidung innerhalb der Ausreisepflicht, reduziert sich die finanzielle Unterstützung auf 800Euro pro Erwachsener und 400Euro pro Kind. Daneben be­stehen Sonderregeln je nach Herkunftsland: Für Staatsangehörige der GARP-Staaten Armenien, Aserbaidschan, Georgien, Russische Föderation, Türkei und Ukraine gelten Übergangsregelungen und Staatsangehörige der Staaten Mazedonien, Montenegro, Serbien, Bosnien und Herzegowina, Albanien, Moldawien und Kosovo sind von der Beantragung für Starthilfe Plus ausgeschlossen. Das dritte Programm ERIN bietet Unterstützung bei der Reintegration nach erfolgter Rückkehr im Heimatland/Zielstaat. Es können bis zu 2000 Euro für eine Förderung von Existenzgründung, beruflicher Qualifizierung oder Ähnlichem zur Verfügung gestellt werden (vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und Internationale Organisation für Migration 2017). Allerdings gilt ERIN nur für die Rückkehr in zehn spezifische Länder.


    Rückübernahmeabkommen


    Zusätzlich zu diesen finanziellen Unterstützungen versucht Deutschland durch politische Abkommen die Rückkehr logistisch zu vereinfachen und zu beschleunigen. Zum Beispiel soll das Rückübernahmeabkommen mit Afghanistan die Abschiebung abgelehnter afghanischer Asylbewerber beschleunigen, in-dem Kabul bestätigt, diese zu-rückzunehmen und die Migration in die EU-Staaten bereits vor Ort stärker einzudämmen (vgl. Mützel 2016). Dies erfolgt in erster Linie durch Informationskampagnen, die Men­schen vor den Gefahren irregulärer Migration warnen. Die EU verspricht ihrerseits, sich an der Finanzierung solcher Kampag­nen zu beteiligen. Es gibt ähnliche Abkommen außerdem mit Algerien, Marokko und Tunesien, allerdings sind diese in der Praxis oftmals kompliziert (Die Bundesregierung 2016). Die einzelnen Länder haben genaue Vorgaben für die Rückreise, in Bezug auf Flugzeugtyp und maximale Anzahl an Rückkehrern pro Flugzeug/Gruppe.


    Schlussbemerkungen


    In den letzten Jahren ist sowohl die Zahl der Asylantragsablehnungen als auch die der Abschiebungen und freiwilligen Rückreisen gestiegen. Nichtsdestotrotz liegen zwischen diesen zwei Ereignissen oftmals lange Zeiträume. Es gibt eine große Gruppe an Menschen, die ohne konkrete Aufenthaltsberechtigung in Deutschland verweilt. Entweder wurde ihr Asylantrag abgelehnt, und sie halten sich aufgrund einer Duldung weiterhin in Deutschland auf, oder sie kommen ihrer expliziten Ausreisepflicht nicht nach. Die abgelehnten Asylbewerber haben in diesen Fällen keine Aufenthaltserlaubnis und können daher an den bestehenden Integrationsprogrammen und am Arbeitsmarkt nicht teilnehmen. Diese Phase kann sich über einen langen Zeitraum erstrecken, besonders wenn mehrere Duldungen aufeinander folgen. Zusätzlich zu abgelehnten Asylbewerbern gibt es eine große Gruppe Asylbewerber, die während der Bearbeitung ihres Antrages ohne Integrationschancen in Deutschland verweilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer für eine behördliche Entscheidung betrug im zweiten Quartal 2016 7,3Monate, allerdings erstreckte sich die Wartezeit für Staatsangehörige von Somalia bis auf 21,9 Monate. Die Wartezeit bis zu einer rechtskräftigen Entscheidung dauerte durchschnittlich 7,9 Monate, mit einer Höchstdauer von 22,5 Monaten für Staatsangehörige der Russischen Föderation. Die Wartezeiten sind Abbildung 8 zu entnehmen. Bei unbegleiteten Minderjährigen dauerte die Wartezeit durchschnittlich am längsten mit einer Bearbeitungsdauer von 10,1 Monaten (vgl. Deutscher Bundestag 2016).


    
    Abb. 8
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    Ein bedeutender Anteil der wartenden Asylbewerber wird nach positivem Entscheid eine Aufenthaltserlaubnis erhalten. 2016 wurden 62,7% der Asylanträge positiv entschieden und im Zeitraum Januar bis einschließlich Mai 2017 45,5% (vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2017a). Durch fehlende Integra­tionsmaßnahmen während des Entscheidungsverfahrens haben diese Menschen viel Zeit verloren. Da durch erfolgreiche Integration sowohl mehr Migrationsvorteile für den Asylbewerber als auch für Deutschland und die deutsche Bevölkerung entstehen, spricht vieles für eine frühere Integration. In der Praxis bleibt dies allerdings umstritten, da unbeschränkte Integrationsmaßnahmen kostspielig sind. Behörden treffen eine Vorauswahl, in welcher Asylsuchende aufgrund ihres Herkunftslandes, in Gruppen mit verschiedenen Bleibeperspektiven eingeordnet werden. Gruppen mit hohen Bleibechancen und unbereinigten Schutzquoten von über 50% werden bevorzugt behandelt und dürfen während ihres Verfahrens Integrationskurse besuchen, an Deutschsprachförderungen teilnehmen und verschiedene arbeitsmarktpolitische Angebote nutzen (vgl. Flüchtlingsrat 2016). Momentan wird Menschen aus Eritrea, Irak, Iran, Somalia und Syrien eine gute Bleibeperspektive zugeschrieben (vgl. Janke 2016).


    Die Sortierung basierend auf der Schutzquote eignet sich teilweise für eine klare Trennung, dennoch wird die Integration von Menschen, die dauerhaft in Deutschland bleiben werden, aber kein Recht auf frühzeitige Integration haben, verzögert. Die Unterscheidung zwischen Syrern und Staatsangehörigen der Westbal­kanländer lässt sich angesichts der stark abweichenden Antragsablehnungsquoten einfach treffen: Syrer wurden 2016 mit einer Wahrscheinlich von 0,1% abgelehnt, während Albaner mit einer Wahrscheinlichkeit von 79,7% abgelehnt wurden. Schwierig wird es bei Ländern wie Afghanistan, wo nur 36,4% der Anträge abgelehnt werden, die Gesamtschutzquote mit 47,8% aber knapp unter der Grenze liegt (der Rest ergibt sich aus Verfahrensabbrüchen). Menschen aus Afghanistan haben im Zeitraum Januar bis Mai 2017 die zweitgrößte Flüchtlingsgruppe ausgemacht (vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2017a) und ihre Bearbeitungszeit gehört zu einer der längsten mit durchschnittlich 12,7 Monaten bis zum zweiten Quartal 2016 (vgl. Deutscher Bundestag 2016). Das heißt, eine der größten Gruppen, die zudem besonders lange auf ihre Asyl­entscheidung wartet und eine positive Entscheidungsquote von über 60% aufweist, ist von einer frühen Integration ausgeschlossen. Inwieweit man frühzeitige Integration ausbauen kann, wird eine Kostenfrage bleiben. Da Integrationsmaßnahmen momentan von den einzelnen Städten und Gemeinden beschlossen werden, kommt es innerhalb von Deutschland zu starken Diskrepanzen. Hier sollte man sich auf ein einheitliches Vorgehen einigen, um rechtliche Probleme zu vermeiden (vgl. Janke 2016).
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        1 REAG steht für »Reintegration and Emigration Program for Asylum-Seekers in Germany« und GARP für »Government Assisted Repatriation Program«.
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    Starker Jahresauftakt: Investitionen und Leasing wachsen deutlich

  


  
    Der Investitionsindikator, den das ifo Institut und der Bundesverband Deutscher Leasing-Unternehmen gemeinsam ermitteln, signalisiert für das Jahr 2017 einen schwachen Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen von real 0,8% und nominal gut 2%, nach einem Anstieg um 2,1% im Vorjahr. In Anbetracht der noch immer recht guten Konjunktur in Deutschland und des anhaltend sehr niedrigen Zinsniveaus ist die angezeigte Investitionsentwicklung für 2017 im historischen Vergleich wenig dynamisch. Dabei ist zu beachten, dass das Wirtschaftswachstum gegenwärtig vor allem vom privaten und staatlichen Konsum sowie dem Export getragen wird. Die Investitionsneigung der Unternehmen leidet hingegen unter der Verunsicherung, die von den zahlreichen globalen Krisen und der Flüchtlingsproblematik in Deutschland ausgeht.


    


    

  


  
    Die deutsche Wirtschaft ist kraftvoll in das neue Jahr gestartet. Nach ersten Berechnungen des Statistischen Bundesamts (Destatis) war das Bruttoinlandsprodukt (BIP) im ersten Quartal 2017 – preis-, saison- und kalenderbereinigt – um 0,6% höher als im vierten Quartal 2016. Damit hat der moderate Wachstumskurs des vergangenen Jahres (+0,4% im Schlussquartal 2016) wieder an Dynamik gewonnen.


    Positive Impulse kamen im Vorquartalsvergleich (preis-, saison- und kalenderbereinigt) sowohl aus dem Inland als auch aus dem Ausland. Insbesondere die Investitionen zogen zum Jahresbeginn deutlich an: In Ausrüstungen wurde 1,2% mehr investiert als im vierten Quartal 2016. Die Bauinvestitionen stiegen sogar um 2,3%. Zudem steigerten die privaten Haushalte ihre Konsumausgaben (+0,3%), und die staatlichen Konsumausgaben waren um 0,4% höher als im Vorquartal.


    Im Vorjahresvergleich hat sich das preis- und kalenderbereinigte BIP im ersten Quartal 2017 um 1,7% erhöht, nach einem Anstieg um 1,8% im vierten Quartal 2016.


    Auch im Vorjahresvergleich kamen die Wachstumsimpulse im ersten Quartal 2016 sowohl aus dem Inland als auch aus dem Ausland: Die privaten Konsumausgaben stiegen um 1,6%, die staatlichen um 1,5%. In Ausrüstungen – darunter fallen hauptsächlich Maschinen und Geräte sowie Fahrzeuge – wurde preisbereinigt 2,0% (nominal: +2,7%) mehr investiert als im ersten Quartal 2016. Die Bauinvestitionen stiegen aufgrund der milden Witterung und der guten konjunkturellen Lage deutlich um 4,7%, wobei insbesondere in den Wohnungsbau mehr investiert wurde als ein Jahr zuvor. Insgesamt stieg die inländische Verwendung um 2,2%. In jeweiligen Preisen gerechnet war das Bruttoinlandsprodukt im ersten Quartal 2017 um 3,1% höher als im Vergleichszeitraum von 2016, die Ausrüstungsinvestitionen blieben also etwas hinter diesem Zuwachs zurück (vgl. Statistisches Bundesamt 2017a).


    Fahrzeuginvestitionen erneut mit kräftigem Wachstum


    Noch wesentlich günstiger entwickelten sich im Auftaktquartal von 2017 die Pkw-Neuzulassungen, bei denen es mit +6,7% ein kräftiges Wachstum gab. Dabei war der Anteil der privaten Neuzulassungen mit 33,4% weiterhin recht niedrig (vgl. Kraftfahrt-Bundesamt 2017). Das heißt, der Anteil der gewerblichen Fahrzeuge, die zu den Investitionen zählen, blieb mit 66,6% rekordverdächtig hoch. Die Nutzfahrzeuge erreichten ein Zulassungsplus von 5,6%.


    Den Trendumfragen des Bundesverbandes Deutscher Leasing-Unternehmen (BDL) zufolge ist der Anschaffungswert des Neugeschäfts mit Mobilien im ersten Quartal 2017 gegenüber dem Vorjahresquartal um beachtliche 10,0% gestiegen. Zuwächse verzeichneten Maschinen für die Produktion, Pkw, Busse, Lkw, Luft-, Schienen- und Wasserfahrzeuge und Medizintechnik. Das Geschäft mit Büromaschinen und EDV stagnierte, bei Immateriellen Wirtschaftsgütern gab es einen Rückgang (vgl. BDL 2017). Die Leasingbranche entwickelte sich damit, wie auch schon 2016, wesentlich dynamischer als die Anlageinvestitionen der Wirtschaft. Dies belegen die Ergebnisse des ifo Investitionstests im Leasingsektor. Im Durchschnitt des Jahres 2016 wurde im Neugeschäft ein Wachstum von 8,5% auf 56,8 Mrd. Euro erreicht, das ist der bisher höchste Wert der Branche. Wobei bei Mobilien ein Plus von 7,2% und bei Immobilien ein Anstieg von knapp 79%, allerdings auf niedrigem Niveau, zu verzeichnen war. Damit schnitten die Leasinggesellschaften, nicht zuletzt dank der unerwartet dynamischen Fahrzeugkonjunktur, deutlich besser ab als die gesamtwirtschaftlichen Investitionen. Dies bedeutet für die Leasingquote 2016 einen Anstieg auf 16,2% und bei Mobilien von 22,8% auf 24%, ein neues Rekordniveau (vgl. Städtler 2016).


    Der Aufschwung der deutschen Wirtschaft wird sich wohl im weiteren Jahresverlauf von 2017 fortsetzen und geht nun in sein achtes Jahr. Im Jahresdurchschnitt wird für das BIP mit einem nominalen Plus von 3,0% (real: +1,8%) gerechnet. Dabei wird für die Ausrüstungsinvestitionen ein Wachstum von nominal 1,8% (real: +1,0%) erwartet (vgl. Wollmershäuser et al. 2017), die Investitionsquote wird gleichwohl erneut sinken. Nach derzeitigem Prognosestand ist also für 2017 mit nochmals steigenden Ausgaben für die Ausrüstungsgüter und für die Lea­singengagements zu rechnen.
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    Indikator signalisiert moderaten Zuwachs der Ausrüstungsinvestitionen


    Der auf den Geschäftslage- und Geschäftserwartungen der Leasinggesellschaften basierende Investitionsindikator, den das ifo Institut und der Bundesverband Deutscher Leasing-Unternehmen gemeinsam ermitteln, signalisiert für das Jahr 2017 einen schwachen Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen von real 0,8% und nominal gut 2%, nach einem Anstieg um 2,1% im Vorjahr. Dabei ist zu beachten, dass sich die Berechnung des Indikators ab 2017 methodisch von denen früherer Berechnungen unterscheidet. So wird der Indikator von nun an mittels der seit längerem erfolgreich am ifo Institut eingesetzten Prognosemethodik vorgenommen. Diese bietet die Möglichkeit, die Ergebnisse der Befragung der Leasinggesellschaften mit weiteren Indikatoren zu kombinieren, um eine bessere Abschätzung der zukünftigen Entwicklung vorzunehmen.1


    Überdies basiert die Berechnung auf einer geänderten Abgrenzung des Investitionsbegriffs, der nun allein auf die Ausrüstungsinvestitionen abstellt und die Sonstigen Anlagen nicht mehr berücksichtigt. Diese Anpassung wurde notwendig, da die anlässlich der letzten Generalrevision der VGR erheblich revidierten Investitionszahlen einen merklichen Einfluss auf die Entwicklung des Aggregats haben. Sie führten zu spürbaren Änderungen bei dem Verlauf und dem Niveau des ifo Investitionsindikators und zu einer schwächeren Performance. Die Investitionen in Sonstige Anlagen (nach neuer Abgrenzung) zeigen ein weniger volatiles Entwicklungsmuster als die Ausrüstungsinvestitionen. Da erstere nun verdreifacht wurden, führt deren höheres Gewicht im Gesamtaggregat zu einem glatteren Verlauf des Indikators.


    Hierbei ist zu beachten, dass aufgrund der jüngsten Konzeptänderung und der Generalrevision der VGR durch das ESVG 2010 die Investitionsquoten vollständig neu berechnet und deutlich angehoben werden mussten. Denn die Behandlung von Ausgaben für Forschung und Entwicklung als Investitionen ist hier die quantitativ mit Abstand größte Konzeptänderung und für etwa 70% des Gesamteffekts für die Niveauerhöhung des BIP verantwortlich. Für das Jahr 2010 beispielsweise sind 2,3 Prozentpunkte der Niveauerhöhung des BIP (von insgesamt 3,3%) auf die Neuverbuchung von Forschung und Entwicklung zurückzuführen (vgl. Statistisches Bundesamt 2014).


    In Anbetracht der noch immer recht guten Konjunktur in Deutschland und des anhaltend sehr niedrigen Zinsniveaus ist die angezeigte Investitionsentwicklung für 2017 im historischen Vergleich wenig dynamisch. Dabei ist zu beachten, dass das Wirtschaftswachstum gegenwärtig vor allem vom privaten und staatlichen Konsum sowie dem Export getragen wird. Die Investitionsneigung der Unternehmen leidet hingegen unter der Verunsicherung, die von den zahlreichen globalen Krisen und der Flüchtlingsproblematik in Deutschland ausgeht.


    In diesem Zusammenhang ist jedoch auch zu berücksichtigen, dass die Wirtschaft neben den Anla­geinvestitionen nach wie vor auch erheblich in die Gewinnung neuer Mitarbeiter und in die Qualifizierung des vorhandenen Personals investiert. Die Einstellungsbereitschaft der deutschen Firmen bleibt hoch. Das ifo Beschäftigungsbarometer sank im Mai leicht auf 110,8 Punkte von 111,4 Punkten im Vormonat. Trotz dieses Rückgangs will eine Mehrheit der Unternehmen zusätzliches Personal einstellen (vgl. Fuest 2017a). Die Investitionen in Humankapital (wie z.B. innerbetriebliche Weiterbildung) werden in der VGR nicht berücksichtigt. Gerade dem Einsatz hochqualifizierten Personals kommt aber aus Wettbewerbsgesichtspunkten sowie aus Sicht der Innovationsfähigkeit von Unternehmen eine wesentliche Bedeutung zu (vgl. Sauer und Strobel 2015). Bei eher moderatem Wirtschaftswachstum steigt die Zahl der Beschäftigten in Deutschland scheinbar unaufhaltsam. Im April 2017 waren nach vorläufigen Berechnungen des Statistischen Bundesamtes rund 43,9 Mio. Personen mit Wohnort in Deutschland erwerbstätig, das ist ein neuer Rekord. Gegenüber dem Vorjahresmonat stieg die Zahl der Erwerbstätigen kräftig um 655 000 Personen oder 1,5% (vgl. Statistisches Bundesamt 2017b). Nach Einschätzung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) wird die Zahl der Erwerbstätigen im laufenden Jahr um 670000 auf 44,26 Millionen steigen (vgl. Handelsblatt 2017).


    Wie die Ergebnisse der Konjunkturumfragen des ifo Instituts im Leasingsektor belegen, kam es seit dem vierten Quartal 2016 zu einer Abkühlung der Stimmung im Leasingsektor. Dieser Trend setzte sich im ersten Quartal 2017 fort. So lag das Geschäftsklima der Leasinggesellschaften im März dieses Jahres mit 12 Saldenpunkten deutlich unter dem Niveau des Dezembers 2016. Seit dem März nimmt jedoch die Zahl der Optimisten wieder deutlich zu (knapp 23 Saldenpunkte im Mai). Ein ähnliches Bild, wenngleich weniger stark ausgeprägt zeigt auch die Geschäftslage.
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    Hier kam es bis in den März hinein zu einer leichten Abschwächung. Aktuell befindet sich die Geschäftslage auf einem komfortablen Niveau von 27Salden­punkten.


    Dies deutet auf ein weiteres Wachstum des Leasings und der Ausrüstungsinvestitionen hin, wenngleich mit einer geringeren Dynamik als 2016. Die Wachstumsperspektiven der Leasinggesellschaften im laufenden Jahr hängen stark von der weiteren Entwicklung der Anlageinvestitionen und hier insbesondere von der Automobilkonjunktur ab. Der Verband der deutschen Automobilindustrie (VDA) rechnete für 2017 ursprünglich nur mit einer Stagnation der Pkw-Neuzulassungen auf dem hohen Vorjahresniveau (vgl. wiwo.de 2017). Zum Jahresauftakt 2017 zeigt sich die Automobilkonjunktur indessen noch in bester Verfassung. Im Januar sind die Pkw-Neuzulassungen mit +10,5% kräftig gestiegen, im Februar folgte dann ein Minus von 2,6%. Im März gab es einen kräftigen Zuwachs von 11,4%, worauf im April ein Rückgang von 8,0% registriert wurde, im Mai folgte dann wieder ein starker Anstieg von 12,9%. Bei Pkw-Zulassungen ist damit in den ersten fünf Monaten gegenüber dem Vorjahreszeitraum ein Plus von 4,7% aufgelaufen; bei den Nutzfahrzeugen waren es sogar +12,6%, hier zeigte sich also eine beachtliche Dynamik (vgl. Kraftfahrt-Bundesamt 2017). Straßenfahrzeuge erweisen sich damit – wie schon im Vorjahr – zu einem Treiber der Ausrüstungsinvestitionen. Hier sind die Investitionsrisiken vergleichsweise gering. Überschaubare Abschreibungs- und Leasingdauern sowie berechenbare Restwerte auf einem gut funktionierenden Second-Hand-Markt sorgen für klare Kalkulationsgrundlagen. Die gegenwärtig florierende Autokonjunktur wird auch von einem steigenden Ersatzbedarf gespeist, denn der Bestand der Flotte war zu Jahresbeginn im Durchschnitt 9,3 Jahre alt (2016: 9,2Jahre).


    Die Finanzierungsfrage sollte zunehmenden Investitionen auch im laufenden Jahr nicht im Wege stehen. Die Kredithürde für die gewerbliche Wirtschaft war bis zuletzt anhaltend niedrig. Die Finanzierungsbedingungen sind somit weiterhin vorteilhaft und es stehen reichlich Innenfinanzierungsmittel zur Verfügung.


    2017: Gute Konjunkturaussichten – mässige Investitionsneigung


    Es sind vor allem umfragebasierte Indikatoren, die aktuell auf eine anziehende Konjunktur hindeuten, allen voran das ifo Geschäftsklima: Der ifo Geschäftsklimaindex stieg im Mai von 113,0 (saisonbereinigt korrigiert) auf 114,6 Punkte. Dies ist der höchste gemessene Wert seit 1991. Sowohl die aktuelle Lage als auch die Erwartungen wurden von den Unternehmen merklich nach oben korrigiert. Diese Entwicklung des ifo Index in Verbindung mit anderen wichtigen Konjunk­turindikatoren deutet auf ein Wirtschaftswachstum von 0,7% im zweiten Quartal hin. Die deutsche Konjunktur zeigt eine hohe Schlagzahl (vgl. Wollmershäuser et al. 2017).


    Auch die Zuversicht deutscher Finanzexperten hat sich im Mai verbessert. Die ZEW-Konjunkturerwartungen für Deutschland stiegen im Mai 2017 abermals an und liegen jetzt bei 20,6 Punkten, um 1,1 Punkte höher als im Vormonat. Der langfristige Durchschnitt von 23,9Punkten wird noch nicht ganz erreicht. »Die neuesten Veröffentlichungen zum Bruttoinlandsprodukt bestätigen die gute Verfassung der deutschen Wirtschaft. Darauf deuten auch schon seit längerem die ZEW-Indikatoren hin. Allmählich werden auch die Aussichten für das gesamte Eurogebiet besser, womit sich das wirtschaftliche Umfeld für die deutschen Exporte weiter festigt« (vgl. Wambach 2017).


    Insgesamt ist also für 2017 – nach derzeitigem Prog­nosestand – mit moderat steigenden Ausgaben für Ausrüstungsgüter zu rechnen. Die Chancen für die Leasinggesellschaften stehen nicht schlecht, dabei überdurchschnittlich zu partizipieren. Die von Energie sparenden Technologien getriebene Investitionswelle ist ein Hoffnungsträger für die Leasingbranche über 2017 hinaus. Daneben dürfte die unter dem Schlagwort »Industrie 4.0« beschriebene vierte industrielle Revolution, bzw. die in allen Sektoren fortschreitende Digitalisierung beträchtliche Investitionen anstoßen, vor allem auf mittlere Frist.


    Hinsichtlich der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen gibt es Risiken, die die Wachstumsphantasie begrenzen und insbesondere die Investitionstätigkeit treffen. Für die deutsche Konjunktur resultieren sie insbesondere daraus, dass die Lage im Euroraum immer noch sehr fragil und ein erneutes Aufflammen der Krise weiterhin nicht auszuschließen ist. Sollte die Lage in Griechenland eskalieren und zum Staatsbankrott führen, muss damit gerechnet werden, dass verunsicherte Unternehmen geplante Investitionen aussetzen. Dies gilt auch für die anhaltenden geopolitischen Krisenherde. Last but not least ist hier auch noch der Brexit zu nennen. Dieser könnte zu länger andauernden Wachstumseinbußen führen.


    Niedrigere Investitionsquote durch demographischen Wandel?


    Der starke Anstieg der Barbestände, erhöhte Dividenden, umfangreiche Aktienrückkäufe und zahlreiche Mergers & Acquisitions (M&A), die Transaktionsvolumina liegen bei letzteren oft zwischen 40 und 70 Mrd. Dollar, teils noch höher (vgl. Dostert 2017). All dies deutet auf eine um sich greifende unternehmerische Risikoscheu und Einfallslosigkeit hin.


    Im vergangenen Jahr ermahnte die OECD zum wiederholten Mal Deutschland zu höheren Investitionsanstrengungen. Sie stellte fest, dass zwar nicht nur Deutschland, sondern auch andere Industrieländer unter dem Problem mangelnder Investitionen leiden würden. Während sich die Investitionsmüdigkeit aber anderswo häufig mit schlechter Konjunktur, hohen Schulden oder anderen Faktoren erklären lässt, stelle Deutschland die Ökonomen der OECD vor Rätsel (vgl. Kaiser 2016).


    Es gibt auch deutsche Ökonomen, die die Problematik anlässlich der jüngsten amtlichen BIP-Zahlen ähnlich sehen: »Es lässt sich resümierend feststellen, dass im ersten Quartal die deutsche Wirtschaft weiterhin eine vom Außenhandel getriebene Wirtschaft, mit schwacher Binnennachfrage und schwachen heimischen Investitionen war. Es ist bei dieser Datenlage schwer, dem Vorwurf des Auslands zu begegnen, dass Deutschland mehr für seine Binnennachfrage tun und allmählich von seinen hohen Außenhandelsüberschüssen herunterkommen müsste. Da die Unternehmen sehr gute Gewinne machen und offenkundig preislich sehr wettbewerbsfähig sind, liegt die Vermutung nahe, dass es die im Verhältnis zur guten Wirtschaftslage schwache heimische Nachfrage ist, die die Investitionen im Heimatland dämpft, nicht die Standortattraktivität von der Kostenseite.« (vgl. Häring 2017)
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    ifo Architektenumfrage: Architekten mit Aufträgen gut versorgt


    
      Nach den Ergebnissen der vierteljährlichen Umfrage des ifo Instituts bei den freischaffenden Architekten war das Geschäftsklima zu Beginn des zweiten Quartals 2017 nicht mehr ganz so freundlich wie noch ein Vierteljahr zuvor. Die Veränderung war allerdings so geringfügig, dass man eher von einer »kleinen Wolke am blauen Himmel« als von einer Eintrübung sprechen kann.


      Dabei sind die Architekten mit ihrer aktuellen Geschäftslage weiterhin überwiegend zufrieden (vgl. Abb. 1). Gut die Hälfte der befragten Architekten beurteilte ihre momentane Geschäftslage als »gut«; wie vor drei Monaten bezeichnete nicht einmal jeder zehnte diese als »schlecht«.


      
      Abb. 1
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      Bei derart guten Lageurteilen überraschte es nicht, dass nicht mehr ganz so viele Architekten von einer Verbesserung ihrer Geschäftsentwicklung im Verlauf der nächsten sechs Monate ausgingen. Mit 17% (Vorquartal: 20%) ist der Anteil der zuversichtlich gestimmten Testteilnehmer jedoch immer noch bemerkenswert. Andererseits äußerten sich nur wenige (8%) skeptisch bezüglich ihrer weiteren Geschäftserwartungen.


      Im ersten Quartal 2017 konnten nur noch 52% der freischaffenden Architekten neue Verträge abschließen. Dies ist der niedrigste Wert seit knapp fünf Jahren. Erfahrungsgemäß liegen die Abschlussquoten umso höher, je größer der Anteil der Auftragsvergaben Projekte im Wohnungsbau betrifft. Während nämlich im gewerblichen und öffentlichen Bau eher mittlere und größere Auftragssummen die Planungen dominieren, ist es im Wohnungsbau genau umgekehrt. Hier bestimmen die – meist kleineren, aber zahlreicheren – Aufträge für die Planung von Ein- und Zweifamilienhäusern die Menge der Vertragsabschlüsse.


      Im Berichtsquartal lag das geschätzte Bauvolumen aus den neu abgeschlossenen Verträgen (Neubauten ohne Planungsleistungen im Bestand) um knapp 30% unter dem Niveau des Vorquartals. Dabei schrumpften die Volumina für die neu hereingenommenen Aufträge zur Planung von Wohngebäuden um fast vier Zehntel. Die Auftragsvolumina für die Planung von Nichtwohngebäuden waren dagegen »nur« um rund ein Sechstel geringer als im vierten Quartal 2016.


      Die deutlich abgeschwächte Nachfrage im Wohnungsbau war vor allem im Geschosswohnungsbau zu beobachten (vgl. Abb. 2). Noch im Vorquartal erreichten die Architekten den bislang höchsten Wert des von ihnen akquirierten Planungsvolumens in diesem Teilsegment seit Beginn dieser Umfrage – vor immerhin bald 40 Jahren. Im Berichtsquartal waren die Auftragsvolumina nunmehr nur noch gut halb so umfangreich. Die Planungsaufträge zum Bau von Ein- und Zweifamiliengebäuden gingen zwar auch merklich zurück (–21%); das reduzierte Volumen war jedoch ganz wesentlich eine Reaktion auf die Auftragsspitze im vierten Quartal 2016 (vgl. Abb. 3).
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      Abb. 3
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      Auch die Auftragsvergaben gewerblicher Auftraggeber waren im ersten Quartal 2017 rückläufig. Sie verringerten sich gegenüber dem Vorquartal um knapp zwei Zehntel. Dennoch wurde der Durchschnittswert der vergangenen zehn Jahre noch leicht übertroffen.


      Als größtes »Sorgenkind« erweisen sich weiterhin die öffentlichen Auftraggeber. Nach einem sichtlichen Auftragsschub im vierten Quartal 2016 konnte im Berichtsquartal dieses »hohe« Niveau nicht wieder erreicht werden. Der Rückgang fiel jedoch mit einem Minus von gut einem Zehntel recht bescheiden aus.


      Nach den eingegangenen Meldungen wiesen die befragten Architekten zu Beginn des zweiten Quartals 2017 einen Auftragsbestand von 7,3 Monaten auf (vgl. Abb. 4). Dies ist der höchste Wert seit Beginn dieser Umfrage. Dabei ist nicht allein dieser Rekordwert beachtlich, sondern vor allem die Tatsache, dass selbst das – gegenüber dem Spitzenwert des vierten Quartals 2016 – deutlich reduzierte Planungsvolumen im Berichtsquartal zu dieser Erhöhung der Auftragspolster führte. Das heißt, die im ersten Quartal 2017 gegenüber dem Vorquartal geringeren Auftragseingänge dürften sich letztlich nicht als »Einbruch«, sondern eher als mehr oder weniger »normale« Reaktion auf eine Auftragsspitze herausstellen.
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Hauptaggregate der Sektoren

Mrd. EUR
2018
Nichfnanziele Prvate
Gegenstand der Nachweisung Gesamte Volks{ und finanzielle Haushalte und
Staat Ubrige Welt
wirtschatt Kapital- private Org
qeselischaften oF
S S 11/512 S13 S14/515 52

1 = Bruttowertschdpfung 30265 20527 3211 652,6 -
2 - Abschreibungen 585.9 3372 725 1762 -
3 = Nettowertschopfung 1) 24406 17156 2486 4764 — 2463
4 — Gelistete Arbeitnehmerengelte 17192 12215 2529 2449 152
5 — Geleistete sonstige Produktionsabgaben 223 125 02 96 -
6 + Emptangene sonstige Subventionen 259 24,1 02 16 -
7 = Betriebsuberschuss/Selbsstandigeneinkommen 7249 505,7 —43 234 - 2615
8 + Empfangene Arbeitnehmerentgelte 17216 - - 17216 12,9
9 - Geleistete Subventionen 282 - 282 - 56|
10 + Empfangene Produtions- und Importabgaben 350,1 - 350,1 - 69
11— Gellstete Vermagenseinkommen 7230 6545 431 253 17756
12 + Empfangene Vermogenseinkommen 7912 3544 1,7 4191 1004
13 = Priméreinkommen (Nettonationaleinkommen) 28366 2056 2022 23388 ~3155
14 — Geleistete Einkommen- und Vermogensteuer 4118 86,8 - 3250 105
15 + Empfangene Einkommen- und Vermogensteuern 218 - 218 - 05
16 — Geleistete Nettosozialbeitrage 2) 689,0 - - 689,0 3,8
17 + Empfangene Nettosozialbeirage 2) 689,9 1234 565,7 08 29
18 — Geleitete monetare Sozialeistungen 582,0 616 5196 08 05
19 + Empfangene monetdre Sozialeistungen 5748 - - 5748 77
20 — Geleistte sonstige laufende Transfers 3157 1533 83,1 794 505
21+ Emptangene sonstige laufende Transfers 2750 1465 209 107,6 912
22 = Verfugbares Einkommen (Ausgabenkonzept 27996 1738 697, 190278 —2785
23 — Konsumausgaben 24389 - 6558 17831 -
24+ Zunahme betrebicher Versorgungsanspriche - —496 - 496 -
25 = Sparen 360,7 1243 421 1943 —2785
26 — Geleistete Vermogenstransfers 523 95 342 86 50
27 + Emplangene Vermogensransfers 494 256 125 12 79
28 - Brutoinvestiionen 68,0 3771 75 2194 -
29 + Abschreibungen 585.9 3372 725 176,2 -
30 — Nettozugang an nichtprod. Vermgensgtern -33 ~28 —14 09 33
31 = Finanzierungssaido 2789 1032 29 152,8 —2789)
Nachrichtlich: - - - - -
3 Verfugbares Einkommen (Ausgabenkonzept 27996 1738 697, 190278 —2785
35 — Geleistete soziale Sachtransfers 4200 - 4200 - -
36 + Emptangene soziale Sachtransfers 4200 - - 4200 -
37 = Verfugoares Einkommen (Verbrauchskonzept) 27996 1738 2779 23478 —2785
38 — Konsum3) 24389 - 2358 22031 -
39+ Zunahme betreblcher Versorgungsanspriche - —496 - 496 -
40 = Sparen 360,7 1243 421 1943 —2785

1) Far den Sektor Gbrige Welt Importe abziigl. Exporte aus der bzw. an die Gbrige Welt. — 2) Sozialbeitrage einschl. Sozialbeitrage aus Kapitalertragen
abziigiich Dienstieistungsentgelt privater Sozialschutzsysteme - 3) Fir den Sektor Staat Kollektivkonsum, fiir den Sektor private Haushate und

private Organisationen o. E. Individualkonsum (einschl. Konsumausgaben des Staates fir den Individualverbrauch, d.h. einschl.
sozialer Sachleistungen).
Quellen: Statistisches Bundesamt, 2017 und 2018: Prognose des ifo Instituts.
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Reales Bruttoinlandsprodukt im Euroraum
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2017 und 2018: Prognose des ifo Instituts. @ifo Institut
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Hauptaggregate der Sektoren

Mrd. EUR
2017
Gogenstand der Nach Nichtfinanzielle Private
egenstand der Nachweisung Gesamte Volks{ und finanzielle Staat Haushalte und [ ¢ oo
wirtschaft Kapital- private Org 9
geselischaften oF
S1 S 1/512 S13 S 141515 52

1 = Bruttowertschopfung 29107 19724 3112 627,0 -
2 — Abschreibungen 568,4 3269 70,5 171,0 -
3 = Nettowertschopfung 1) 23422 16455 240,7 456,0 —2344
4 - Geleistete Arbeitnemerentgelte 1657,3 11783 2447 2343 14,7]
5 — Geleistete sonstige Produktionsabgaben 221 125 02 94 -
6 + Empfangene sonstige Subventionen 26,0 243 02 15 -
7 = Befriebsiberschuss/Selbststandigeneinkommen 688,8 479,0 -40 2138 —249,1
8 + Empfangene Arbeitnehmerentgelte 1660,5 - - 1660,5 11,5)
9 - Geleistete Subventionen 28,0 - 28,0 - 56|
10 + Empfangene Produkions- und Importabgaben 3424 - 3424 - 69|
11 - Geleistete Vermogenseinkommen 7223 653,0 43,1 26,1 175,9
12 + Empfangene Vermogenseinkommen 787,1 358,0 183 4109 11,0
13 = Primareinkommen (Nettonationaleinkommen) 27285 183,9 2855 2259,1 ~301,1
14 — Geleistete Einkommen- und Vermogensteuerm 395,7 837 - 3120 10,3]
15 + Empfangene Einkommen- und Vermogensteuern 4055 - 4055 - 04
16 — Geleistete Nettosozialbeitrage 2) 665,9 - - 665,9 3,7]
17 + Empfangene Netiosozialbeitrage 2) 666,7 1212 5447 08 29
18 — Geleistete monetare Sozalleistungen 566,5 61,3 504,4 08 05
19 + Empfangene monetare Sozialleistungen 559,5 - - 5505 75
20 - Geleistete sonstige laufende Transers 3053 154,6 73,9 76,9 50,3
21 + Empfangene sonstige laufende Transfers 2646 138,5 20,6 1056 91,0
22 = Verfugbares Einkommen (Ausgabenkonzept) 26915 144,0 678,1 1869,4 —264,1
23 — Konsumausgaben 2365,1 - 6354 1729,7 -
24 + Zunahme betrieblicher Versorgungsanspriiche - ~49,0 - 49,0 -
25 = Sparen 3264 95,0 428 188,7 —264,1
26 — Geleistete Vermogenstransfers 57,4 20 39,8 86 50|
27 + Empfangene Vermogenstransfers 54,6 30,7 128 1,1 78
28 - Bruttoinvestitionen 630,8 356,7 68,5 2055 -
29 + Abschreibungen 568,4 3269 70,5 171,0 -
30 — Nettozugang an nichtprod. Vermogensgiitern -33 -28 —14 09 33|
31 = Finanzierungssaido 2646 89,7 19,1 1558 —264,6
Nachrichtiich: - - - - -
34 Verfugbares Einkommen (Ausgabenkonzept) 26915 144,0 678,1 1869,4 —264,1
35 — Geleistete soziale Sachtransfers 410,0 - 410,0 - ]
36 + Empfangene soziale Sachtransfers 4100 - - 4100 -
37 = Verfigbares Einkommen (Verbrauchskonzept) 26915 144,0 268,1 22794 —264,1
38 — Konsum 3) 2365,1 - 2254 21397 -
39 + Zunahme betrieblicher Versorgungsanspriiche - ~49,0 - 49,0 -
40 = Sparen 3264 95,0 428 188,7 —264,1

1) Fir den Sektor ibrige Welt Importe abziigl. Exporte aus der bzw. an die Gbrige Welt. - 2) Sozialbeitrage einschl. Sozialbeitrage aus Kapitalertragen
abziiglich Dienstieistungsentgelt privater Sozialschutzsysteme - 3) Fir den Sektor Staat Kollektivkonsum, fir den Sektor private Haushalte und

private Organisationen o. E. Individualkonsum (einschl. Konsumausgaben des Staates fur den Individualverbrauch, d.h. einschl.
sozialer Sachieistungen).
Quellen: Statistisches Bundesamt; 2017 und 2018: Prognose des ifo Instituts.
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ab2. Quartal 2017: Prognose desifo Instituts ©ifo nstitut
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung

Vorausschatzung fur die Jahre 2017 und 2018

2016 (1) | 2017 (2) | 2018 (@) 2017 2018 (2)
1H@ [ 2H @) 1H [ 2H
Entstehung des Inlandsprodukts
Vernderung in % gegenaber Vorjahr
Zahl der Erwerbstatigen 12 T4 09 15 12 09 09
Arbeitsstunden je Erwerbstatigen 3) 03 06 0,1 02 1,0 03 0,1
[Arbeitsvolumen 09 07 03] 13 02] 06 10
Produktivitat (4) 09 1.1 12 05 17 14 1.0
Bruttoinlandsprodukt, preisbereinigt 19 18 2,0 1,7 19 20 20
2. Verwendung des Inlandsprodukts in jeweiligen Preisen
a) Mrd. EUR
Konsumausgaben 22068 23651 24389 11545 12106 11892 12497
Private Konsumausgaben 5) 16815 17207 17831 8446 885,1 869,3 9138
Konsumausgaben des Staates 6153 6354 6558 3008 3255 3199 335,9)
Bruttoanlageinvestitionen 626,1 652,7 687,3] 3142 3385| 3305 356,7]
Ausrustungen 2044 2081 218,6] 994 108,6 1041 14,6
Bauten 308,7 3273 346,5| 157,6 169,8 166,9 1796
Sonstige Anlagen 12,9 17,3 122,1 57,2 60,1 59,5 62,6
Vorratsveranderungen 6) 27,6 22,0 19,2 21 19,8 09 18,3
Inlandische Verwendung 28053 20059  3107,0] 14665  15293| 15188 15881
AuBenbeitrag 2388 2344 246,3] 1214 113,0) 1294 116,9
Nachrichtlich: in Refation zum BIP % 76 73 73 76 69| 78 69|
Exporte 14422 15373 162338 7575 779,8] 8024 8214
Importe 12035 13029 13775 636,1 666.8 673,1 704,5)
Bruttoinlandsprodukt 31341 32303 33533 15880 _ 16423 16482 17051
b) Veranderung in % gegentber Vorjahr
Konsumausgaben 35 30 31 30 29) 30 32]
Private Konsumausgaben 5) 28 29 31 29 29 29 32
Konsumausgaben des Staates 54 33 32 33 32) 32 32)
Bruttoanlageinvestitionen 37 43 53 35 50 52 54
Ausrustungen 21 18 5,1 08 28| 47 55
Bauten 47 6,0 59) 52 6,8 59 58
Sonstige Anlagen 39 39 41 38 40 41 41
Inlandische Verwendung 33 35 37 36 34 36 38
Exporte 17 66 58 63 69 59 53
Importe 12 83 57| 88 78 58 56|
Bruttoinlandsprodukt 33 3,1 38 29 33 38 38
3. Verwendung des Inlandsprodukts, verkettete Volumenangaben (Referenzjahr 2010)
a) Mrd. EUR
Konsumausgaben 21239 21503 21818 10562  1004,1] 10716  1110,2
Private Konsumausgaben 5) 15725 15914 1616,8 7794 812,0 7915 8253
Konsumausgaben des Staates 550,9 558,4 564,5 2765 2820 2798 284,8]
Bruttoanlageinvestitionen 5671 580,0 598,5| 280,0 300,0] 2886 300,9]
Ausrustungen 196,8 198,8 206,4 94,7 104,1 98,0 108,5
Bauten 267,6 2757 284,2] 1336 142,1 137,7 146,4
Sonstige Anlagen 103,0 1055 108,1 51,6 53,9 52,9 552
Inlandische Verwendung 26556 26078 27510 13324 13654 13579  1393,0
Exporte 13891 14508 1516, 7175 7333] 7512 765,0)
Importe 12006 12542 13163 6138 640,5 644,9 6714
Bruttoinlandsprodukt 28432 28044 _ 20516] 14355 14588 14641 1487,5
b) Veranderung in % gegentber Vorjahr
Konsumausgaben 26 12 15 12 13 15 5]
Private Konsumausgaben 5) 21 12 16| 12 1,2] 16 16|
Konsumausgaben des Staates 40 14 11 13 14 12 1,0|
Bruttoanlageinvestitionen 22 23 32) 16 29| 31 33
Ausrustungen 11 10 38 0,0 20 34 42)
Bauten 28 30 3,1 24 37 3,1 3,0]
Sonstige Anlagen 26 25 24 25 25 24 24
Inlandische Verwendung 23 16 2,0 1,7 15 19 2,0
Exporte 27 44 4,5 43 4 47 43
Importe 38 45 4,9 46 43 51 48
Bruttoinlandsprodukt 19 18 20) 1.7 19 20 20)
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Quelle: Berechnungen des o Institus. ©ifolnstitut
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‘Quelle: Eurostat; Berechnungen desifo Instituts.
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Quelle: Becker, Fetzer und Novy (2017). © ifo Institut
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noch Bundesrepublik Deutschland: Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung

2016 (1) | 2017 (2) | 2018 (2) 2017 2018 (2)
1H@) [ 2H (@) 1H [ 2H

7. Einnahmen und Ausgaben des Staates

a) Mrd. EUR

Einnahmen
Steuem 7318 7479 7719 3734 3746 3849 387,0
Nettosozialbeitrage 5233 544,7 565,7 264,3 2804 274,1 2916
Vermdgenseinkinfte 193 183 177 92 9,1 9,1 86
Sonstige Ubertragungen 20,3 20,6 20,9 94 112) 95 14
Vermdgensibertragungen 154 12,8 125 57 71 56 7,0
Verkaufe 104,5 106,0 107,5 498 56,2 50,5 56,9
Sonstige Subventionen 02 02 02) 01 01 01 0,1

Einnahmen insgesamt T414,7 14504 1496,3 7119 738,6 733,7 762,6

(Ausgaben
Vorleistungen 150,1 153,0 155,9 70,7 82,2 72,1 838
Arbeitnehmerentgelte 236,7 2447 2529 17,4 127,2 1214 1314
Sonstige Produktionsabgaben 02 02 02 01 0,1 0,1 0,1
Vermgenseinkinfte (Zinsen) 432 43,1 43,1 21,3 21,8 21,3 21,8
Subventionen 27,0 28,0 28,2 138 14,2) 13,9 143
Monetére Sozialleistungen 4873 504,4 519,6] 252,1 252,3] 2503 260,3]
Soziale Sachleistungen 268,0 2772 286,3] 138,0 139,2 142,6 1438
Sonstige Transfers 755 73,9 83,1 388 350 44,1 39,0
Vermogenstransfers 354 39,8 342 14,2 256 145 19,7]
Bruttoanlageinvestitionen 66,3 68,5 715 296 38,9 308 40,6
Nettozugang an nichtprod. Vermogensgutern 13 14 -14] 05 08| .6

Ausgaben insgesamt 13884 14313 14734 6955 7358 7195

Finanzierungssaldo 264 19,1 22,9 163 28 143 87,

b) Veranderung in % gegentber Vorjahr

Einnahmen
Steuem 45 22 32 24 20| 31 33
Nettosozialbeitrage 45 41 38 43 39 37 4,0
Vermogenseinkinfte 116 54 28 84 21 08 49|
Sonstige Ubertragungen 42 15 14 10 37 14 15|
Vermdgensibertragungen 26,2 16,6 20| 244 9,1 25 16|
Verkéufe 42 14 14 14 14 14 14
Sonstige Subventionen - - | - | - |

Einnahmen insgesamt 4 25 32] 26 25 31 33

(Ausgaben
Vorleistungen 76 19 19 19 19 19 19
Arbeitnehmerentgelt 35 34 33 34 34 34 33
Sonstige Produktionsabgaben - - | - | - |
Vermdgenseinkinfte (Zinsen) 86 02 0,0 0,0 05| 0,0 0,0
Subventionen A7 37 05 38 36 05 05
Monetére Sozialleistungen 35 35 30 41 29| 29 32)
Soziale Sachleistungen 62 34 33 35 33| 33 33
Sonstige Transfers 03 21 12,5 26 -1,6] 136 112)
Vermdgenstransfers 19,0 126 14,1 136 356 18 23,0
Bruttoanlageinvestitionen 31 34 43 26 4,0 41 44
Nettozugang an nichtprod. Vermogensgutern - - - - - - -

Ausgaben insgesamt ZX| 31 29 26 386 34 25

nachrichtiich

Finanzierungssaldo in % des BIP 08 06 07, 10 02 09 05

1) Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes, Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen.
2) Vorausschétzung des ifo Instituts; Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen

3) Geleistete Arbeitsstunden.

4) Bruttoinlandsprodukt in Vorjahrespreisen je Erwerbstatigenstunde
5) Konsumausgaben der privaten Haushalte und der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck

6) EinschlieBlich Nettozugang an Wertsachen.

7) Ersparnis in % des verfugbaren Einkommens (einschlieBlich der Zunahme an betrieblichen Versorgungsanspriichen)
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Quelle: ifo Architektenumfrage, Juni 2017. ® ifo Institut
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‘Quelle:Statistisches Bundesam; Berechnungendesifo Instituts.
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Hauptaggregate der Sektoren
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Gogenstand der Nach Nichtfinanzielle Private
egenstand der Nachweisung Gesamte Volks{ und finanzielle Staat Haushalte und | ¢ <o
wirtschaft Kapital- private Org o
geselischaften oF
S1 S 1/512 S13 S14/S 15 52

1 = Bruttowertschopfung 28222 19024 301,7 618,2 -
2 — Abschreibungen 552,0 3174 68,6 166,1 -
3 = Nettowertschoptung 1) 22702 15850 2331 452,1 - 2388
4 — Geleistete Arbeitnenmerentgelte 15053 11354 236,7 2232 14,1
5 — Geleistete sonstige Produktionsabgaben 22,1 12,7 02 92 -
6 + Empfangene sonstige Subventionen 252 235 02 15 -
7 = Betriebsiberschuss/Selbststandigeneinkommen 6779 4603 -36 2212 —252,9)
8 + Empfangene Arbeitnehmerentgelte 1508,4 - - 15984 11,0
9 — Geleistete Subventionen 27,0 - 27,0 - 58
10 + Empfangene Produktions- und Importabgaben 3345 - 3345 - 69|
11 - Geleistete Vermogenseinkommen 7179 646,9 432 278 174,8
12 + Empfangene Vermogenseinkommen 780,8 365,3 193 396,3 11,9
13 = Primareinkommen (Nettonationaleinkommen) 2646,7 1787 280,0 2188,0 ~ 3034
14 — Geleistete Einkommen- und Vermogensteuern 387,6 83,6 - 304,0 10,1
15 + Empfangene Einkommen- und Vermogensteuern 397,2 - 307,2 - 04
16 — Geleistete Nettosozialbeitrage 2) 642,2 - - 6422 37|
17 + Empfangene Nettosoziabeitrage 2) 643,1 119,0 5233 08 28|
18 — Geleistete monetare Sozialleistungen 5492 61,1 4873 08 05
19 + Empfangene monetare Sozialeistungen 5424 - - 5424 73
20 — Geleistete sonstige laufende Transfers 3075 157,4 755 74,6 50,1
21 + Empfangene sonstige laufende Transfers 267,2 1426 203 104,3 90,4
22 = Verfugbares Einkommen (Ausgabenkonzept) 26101 138,1 658,0 18139 - 266,8)
23 — Konsumausgaben 22968 - 6153 16815 -
24 + Zunahme betrieblicher Versorgungsanspriiche - —485 - 485 -
25 = Sparen 3133 89,7 427 180,9 - 266,8)
26 — Geleistete Vermogenstransfers 52,9 89 354 86 49
27 + Empfangene Vermogenstransfers 50,1 237 154 11,0 78
28 — Bruttoinvestitionen 598,5 3378 66,3 194,4 -
29 + Abschreibungen 552,0 3174 68,6 166,1 -
30 — Nettozugang an nichtprod. Vermogensgiiter -33 -28 -13 09 33
31 = Finanzierungssaido 267,2 86,8 26,4 154,1 ~2672)
Nachrichtlich: - - - - |
34 Verfugbares Einkommen (Ausgabenkonzept) 26101 138,1 658,0 18139 - 266,8)
35 — Geleistete soziale Sachtransfers 3993 - 399,3 - -
36 + Empfangene soziale Sachiransfers 3993 - - 3993 -
37 = Verfugbares Einkommen (Verbrauchskonzept) 26101 138,1 258,7 22132 - 266,8)
38 — Konsum 3) 22968 - 216,0 20808 -
39 + Zunahme betrieblicher Versorgungsanspriiche - —485 - 485 -
40 = Sparen 3133 89,7 427 180,9 - 266,8)

1) Fir den Sektor ibrige Welt Importe abziigl. Exporte aus der bzw. an die ibrige Welt. - 2) Sozialbeitrage einschl. Sozialbeitrage aus Kapitalertragen
abziigiich Diensteistungsentgelt privater Sozialschutzsysteme - 3) Fir den Sektor Staat Kollektivkonsum, fir den Sektor private Haushalte und

private Organisationen o. E. Individualkonsum (einschl. Konsumausgaben des Staates fr den Individualverbrauch, d.h. einschl.
sozialer Sachleistungen).
Quellen: Statistisches Bundesamt; 2017 und 2018: Prognose des ifo Instituts.
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